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Butter oder Kanonen? 

Der Friedensaktivist Willi Hoffmeister im Gespräch: 
Die Friedensbewegung war nie eine Ein-Punkt-Be- 
wegung. 


Frauen wehren sich 

Werbung über Schwangerschaftsunterbrechung 
sollen weiterhin verboten werden,Forderung nach 
Abschaffung von § 219 bleibt bestehen. 
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Heraus zum 
Oste rmarsch 

Frieden mit 
Russland- 



May hat‘s nötig 

Der Mordanschlag von Salisbury stützt die britische Premierministerin 



Theresa May: Innenpolitisch angegriffen, schlägt sie außenpolitisch um sich. 


er Schulterschluss der Schwei¬ 
nepresse - „The Sun“ - mit der 
Qualitätspresse - „The Guar- 
- gelang: einhellig identifizier¬ 
ten die britischen Medien vom ersten 
Tag an Russland als den Urheber des 
Nervengasanschlags auf einen russi¬ 
schen Ex-Doppelagenten und dessen 
Tochter in Salisbury am 4. März. Und 
„Russland“ steht hier gleichbedeutend 
mit Wladimir Putin, dem gleich auch 
noch die persönliche Verantwortung 
für das Attentat zugeschrieben wurde. 

Premierministerin Theresa May re¬ 
agierte prompt und so, als hätten die 
Pläne für die dramatische Eskalation 
der antirussischen Dauerkampagne in 
den Ländern des Westens schon in ihrer 
Schublade gelegen. Einem Ultimatum 
an Russland, sich zur Sache zu erklä¬ 
ren, folgte die Ausweisung russischer 
Diplomaten wegen des „Mordver¬ 
suchs“, der Ruf nach Verschärfung von 
Sanktionen gegen Moskau. Das Arse¬ 
nal des Kalten Krieges wurde sperr¬ 
angelweit geöffnet. Der Zwischenfall 
gebe „Anlass zu großer Besorgnis“, 
teilte Nato-Generalsekretär Jens Stol¬ 
tenberg mit. Ähnlich äußerte sich Bun¬ 
deskanzlerin Merkel. Britanniens Au¬ 
ßenminister Boris Johnson freute sich 
über Solidaritätsbekundungen des 
US-Präsidenten und von Frankreichs 
Staatspräsident Emmanuel Macron. 
Die EU solidarisierte sich am Montag 
„uneingeschränkt“ mit der britischen 
Regierung, die 28 Außenminister näh¬ 
men die britische Einschätzung „äu¬ 
ßerst ernst, dass höchstwahrscheinlich 
die Russische Föderation verantwort¬ 
lich ist“. Widerstand der griechischen 
Tsipras-Regierung konnte verhindern, 
dass eine direkte Schuldzuweisung an 
Moskau in die Erklärung aufgenom¬ 
men wurde. Eindeutig ist es Theresa 
May gelungen, Russland als Drahtzie¬ 
her des Anschlags darzustellen, ohne 
auch nur einen einzigen schlüssigen 
Beweis vorzulegen. Ein wichtiger Er¬ 
folg für ihre Regierung, die wegen ihrer 
Unfähigkeit, einen vernünftigen Fahr¬ 
plan für den Brexit vorzulegen, diplo¬ 
matisch vereinsamt war. 


Zwei Monate nach seinem Beginn en¬ 
dete der türkische Feldzug mit dem 
zynischen Namen „Olivenzweig“, zu¬ 
mindest vorerst. Die Freie Syrische 
Armee (FSA), die terroristischen 
Verbündeten der türkischen Armee, 
besetzte die Stadt Afrin kampflos. 
Die Stadt wurde geplündert, türki¬ 
sche Fahnen aufgezogen. Hunderttau¬ 
sende flüchteten aus Stadt und Regi¬ 
on Afrin, zunächst in Gebiete unter 
Kontrolle der syrischen Regierung. 
Die Bilanz der türkischen Aggres¬ 
sion: Über 1000 tote und verletzte 
Zivilisten, ungezählte Tote auf dem 
Schlachtfeld. Nach fast zwei Monaten 
des Krieges war das Ende absehbar. 
Deutsche Panzer, Luftangriffe, Artil¬ 
lerieüberfälle, Blockade der Wasser¬ 
versorgung: die kurdischen Verteidi¬ 
ger hatten den Waffen der Angreifer 
wenig entgegenzusetzen. 


Auch innenpolitisch saugen Bri¬ 
tanniens Konservative Honig aus dem 
Mordanschlag. Während May für ihre 
schrille Rhetorik bejubelt wird, muss 
sich Oppositionsführer Jeremy Cor- 
byn als „Handpuppe Putins“ („The 
Sun“) verleumden lassen. Er hatte 
vernünftigerweise verlangt, vor An¬ 
griffen auf Russland erst einmal Be¬ 
lege für eine Beteiligung russischer 
Staatsorgane an dem Mordanschlag 
vorzulegen. Überdies forderte er in 
Übereinstimmung mit der Chemie¬ 
waffenkonvention von 1997, dass die 
britischen Behörden den russischen 
Ermittlern Proben des angeblich ver¬ 
wendeten Nervengases „Nowitschok“ 
zur Verfügung stellen sollten, um die¬ 
sen eigenständige Bewertungen des 
Vorfalls zu ermöglichen. Das brach¬ 
te dem von seiner Parteibasis getra¬ 
genen linken Labour-Vorsitzenden 
hysterischen Widerspruch von Un- 


Der scheinbar größte Trumpf der 
YPG, das Bündnis mit den USA, zerfiel 
mit dem ersten Schuss der türkischen 
Armee zu Staub. Die Hoffnung auf eine 
Flugverbotszone durch die USA war 
von vornherein eine Illusion, interna¬ 
tionale Demonstrationen und Proteste 
konnten daran nichts ändern. Zu Be¬ 
ginn des türkischen Feldzugs beschul¬ 
digte das Oberkommando der YPG 
Russland „der kriminellen Kompli¬ 
zenschaft“ mit Ankara. Moskau wolle 
Afrin zur Unterordnung unter das Re¬ 
gime in Damaskus zwingen. Die Ver¬ 
waltung von Afrin ging ihren eigenen 
Weg und lehnte eine Vereinbarung mit 
der syrischen Regierung ab - im Ver¬ 
trauen auf das Bündnis mit den USA. 

Die syrische Regierung verur¬ 
teilte die türkische Aggression vom 
ersten Tag an. Als es schließlich doch 
noch zu einer Übereinkunft zwischen 


terhausabgeordneten seiner eigenen 
Fraktion ein. Ein weiterer Punkt für 
May, ihr Sinkflug in den Meinungsum¬ 
fragen ist jetzt erst einmal gestoppt. In 
dieser Atmosphäre der Gleichschal¬ 
tung ist es sogar möglich, dass die an¬ 
gesehene konservative „Times“ die 
Tageszeitung „Morning Star“ rügt, 
eine ganze Woche lang die Vergiftung 
von Sergej Skripal nicht zum Aufma¬ 
cher gemacht zu haben - dem „links¬ 
radikalen Blatt“ sei die Berichterstat¬ 
tung über den Bankrott von „Toys R 
Us“ und einen Skandal im britischen 
Eisenbahnwesen empörenderweise 
wichtiger gewesen. 

Bemerkenswert ist, dass die russi¬ 
schen Reaktionen auf die organisier¬ 
te Hasswelle zwar robust, aber selbst¬ 
bewusst und vernünftig bleiben. Die 
Ausweisung russischer Diplomaten 
wurde mit der Ausweisung der glei¬ 
chen Anzahl britischer Gesandter be- 


der kurdischen Verwaltung und der 
Regierung kam, war es viel zu spät. 
Die syrischen Milizen, die zur Unter¬ 
stützung in Afrin einrückten, gerieten 
selbst in den türkischen Bombenha¬ 
gel und konnten an der militärischen 
Situation nichts ändern. 

Die syrische Armee verhielt sich 
in diesem Fall wie bei Angriffen der 
israelischen oder US-Luftwaffe zuvor. 
Sie begrub ihre Toten und setzte den 
Kampf für die Stabilisierung Syriens 
fort - ohne sich auf einen abenteuer¬ 
lichen Krieg gegen den NATO-Staat 
Türkei einzulassen. Luftabwehr war 
nie Teil des Verteidigungspaktes der 
YPG mit Damaskus. Nach der Be¬ 
setzung von Afrin wirft die kurdische 
Verwaltung erneut Russland die Zu¬ 
sammenarbeit mit der Türkei vor und 
kündigt einen Guerillakrieg gegen die 
Besatzer an. 


antwortet. Die russische Regierung ist 
bereit, bei der Aufklärung zu koope¬ 
rieren. Regierungssprecher Peskow 
forderte London auf, unbegründete 
Behauptungen entweder zu belegen 
oder sich zu entschuldigen. Es gehe 
um „einen schwer zu erklärenden, 
unmotivierten, unbegründeten Strom 
an britischen Verleumdungen“, sagte 
Peskow der Agentur Interfax zufolge. 
Präsident Putin nannte die Vorwürfe 
„unsinnig“ und kündigte nach seinem 
triumphalen Wahlsieg vom Sonntag 
Kürzungen bei den Rüstungsausgaben 
an. Ein scharfer Kontrast zum west¬ 
lichen Propagandagetöse, das an die 
Lügen erinnert, mit denen die USA 
ihre Kriege der vergangenen Jahr¬ 
zehnte begründeten. In diesen Krie¬ 
gen hatten sie die jeweilige britische 
Regierung stets als getreuen Pudel an 
ihrer Seite. 

Manfred Idler 


Wie geht es nach dem aus türki¬ 
scher Sicht erfolgreichen Abschluss 
der Operation „Olivenzweig“ wei¬ 
ter? Kommt als Nächstes der An¬ 
griff auf Manbidsch, wie der türki¬ 
sche Präsident nicht müde wird zu 
betonen? Oder gibt es womöglich 
bereits eine Einigung mit der US- 
Regierung, wie die türkische Regie¬ 
rung behauptet? Schließlich gaben 
die USA auch grünes Licht für den 
Angriff auf Afrin. 

Nach zwei Monaten des Kampfes 
ist Afrin in die Hand der türkischen 
Armee gefallen. Dieser Feldzug wur¬ 
de nicht nur gegen die kurdischen 
YPG geführt, er ist ein Teil des Krie¬ 
ges um die Zukunft Syriens. Nach wie 
vor gibt es den Versuch, den Norden 
vom Rest Syriens abzuspalten, die Fra¬ 
ge ist nur: unter wessen Kontrolle? 

Manfred Ziegler 


1818 Marx 2018 



Ein Krieg mit Russland ist für 
die englische Aristokratie 
gleichbedeutend mit dem 
Verlust ihres Regierungsmo¬ 
nopols. Seit 1830 gezwun¬ 
gen, die innere Politik aus¬ 
schließlich im Interesse der 
industriellen und kommerzi¬ 
ellen Mittelklassen zu leiten, 
behauptete sich die engli¬ 
sche Aristokratie nichtsdes¬ 
toweniger im Besitze aller 
Regierungsstellen, weil sie 
das Monopol der auswärti¬ 
gen Politik und der Armeen 
behauptete. - Dies Monopol 
blieb indes nur so lange ge¬ 
sichert, als kein Volkskrieg - 
und ein solcher war nur mit 
Russland möglich - die aus¬ 
wärtige Politik zur Volkssa¬ 
che machte. 

MEW Band 10, Seite 498 

Ostermärsche 2018 

Vom 30. März bis 2. April finden bun¬ 
desweit zahlreiche Ostermärsche und 
Aktionen statt, mit Demonstrationen, 
Kundgebungen, Fahrradtouren, Wan¬ 
derungen und Friedensfesten wird 
auch in diesem Jahr die Friedensbe¬ 
wegung ihre Themen in die Öffentlich¬ 
keit bringen. Die Ostermärsche finden 
traditionell in regionaler und lokaler 
Verantwortung statt. Auf der Website 
vom „Netzwerk Friedenskooperative“ 
sind bereits über 60 verschiedene Os¬ 
termärsche eingetragen. 

Einige Veranstaltungen 
Den Auftakt macht das Leipziger Frie¬ 
densbündnis am 24. März, am 30. März 
marschiert das örtliche Bündnis zum 
Drohenstandort Jagel, am gleichen Tag 
wird auch in Gronau gegen die Uran¬ 
anreicherungsanlage protestiert. Die 
Stuttgarter nutzen ebenfalls an Kar¬ 
freitag die Militärmesse ITEC, um vor 
Rüstungskonzernen und Kriegstrei¬ 
bern zu warnen, am nächsten Tag star¬ 
tet der traditionsreiche Ostermarsch 
Ruhr in Duisburg, der am Montag, den 
2. April in Dortmund seinen Abschluss 
finden wird. 


Friedens-Info der DKP 

Dieser UZ liegt das aktuelle Frie- 
dens-lnfo der DKP zur Unterstüt¬ 
zung der Unterschriftenkampag¬ 
ne „Abrüsten statt Aufrüsten“ bei. 
Weitere Exemplare zur Verteilung 
können zum Preis von 3,50 Euro 
plus Porto je 100 Exemplare be¬ 
stellt werden unter vertrieb@un- 
sere-zeit.de, Telefon 0911 8 019 991. 


Afrin eingenommen 

YPG kündigt Guerillakrieg an 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Nicht mehr allein auf der Station 

Betriebliche Erfolge im Kampf um Entlastung im Saarland 


Springer auf 
Expansionskurs 

Das Medienhaus Axel Springer 
plant, sein Kapital an der Börse auf¬ 
zustocken, um Zukäufe zu finanzie¬ 
ren. Der Konzern beschäftigt über 
15 000 Mitarbeiter und erzielte 2016 
einen Gesamtumsatz von 3 290,2 
Mio. Euro. 

Umsatzplus für 
Rheinmetall 

Mit einem deutlichen Umsatzplus 
rechnet der Düsseldorfer Rüstungs¬ 
konzern Rheinmetall. Nach drei 
Prozent Umsatzsteigerung in der 
Rüstungssparte im Jahr 2017 geht 
Rheinmetallchef Armin Papperger 
von einem Umsatzplus von 12 bis 14 
Prozent im laufenden Geschäftsjahr 
aus. In der vergangenen Woche wur¬ 
de bekannt, dass der Konzern Pan¬ 
zer im Wert von mehr als zwei Mil¬ 
liarden Euro nach Australien liefern 
wolle. Von der Bundeswehr rechnet 
die Waffenschmiede mit einem Auf¬ 
tragsvolumen von zwei Milliarden 
Euro jährlich. 

Kinder in Armut 

„Kinderarmut ist eine Schande für 
dieses reiche Land“, betont Alex¬ 
andra Nisch, die Vorsitzende des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) Nördlicher Odenwaldkreis. 
„Trotz Hochkonjunktur, Rekord¬ 
gewinnen und rasant wachsen¬ 
dem Reichtum breiten sich Armut 
und insbesondere Kinderarmut in 
Deutschland immer weiter aus. Hier 
muss endlich energisch gegenge¬ 
steuert werden“. Der DGB-Ortsver- 
band fordert von der Politik deut¬ 
lich stärkere Anstrengungen zur 
Bekämpfung von Armut. 

Der DGB-Ortsverband Nörd¬ 
licher Odenwaldkreis fordert eine 
deutliche Erhöhung der Regelsät¬ 
ze: „Es ist eine zentrale Aufgabe des 
Sozialstaates, das Existenzminimum 
zu schützen, und nicht Aufgabe pri¬ 
vaten und ehrenamtlichen Enga¬ 
gements. Niemand sollte in diesem 
reichen Land auf Lebensmittel¬ 
spenden angewiesen sein“. 

Mehr Geld beim 
Roten Kreuz 

Am 15. März haben die Tarifver¬ 
handlungen mit der Bundestarifge¬ 
meinschaft des Deutschen Roten 
Kreuzes (DRK) in Berlin begon¬ 
nen. ver.di fordert für die Beschäf¬ 
tigten 7,5 Prozent mehr Geld, min¬ 
destens aber 200 Euro und eine An¬ 
hebung der Ausbildungsvergütung 
um 150 Euro pro Monat. 

Beim DRK arbeiten insgesamt 
rund 150 000 Menschen. Für etwa 
50 000 Beschäftigte gelten die zwi¬ 
schen ver.di und der Bundestarif¬ 
gemeinschaft DRK vereinbarten 
Arbeits- und Entgeltbedingungen. 
Die Beschäftigten beim Deutschen 
Roten Kreuz arbeiten im Rettungs¬ 
dienst, im Krankenhaus, in der Al¬ 
tenpflege, der Behindertenhilfe, in 
Kindertagesstätten, der Kinder- und 
Jugendhilfe, in der Bildungsarbeit 
und im Blutspendedienst. 

Tarifgemeinschaft 

Energie 

Bei der Tarifgemeinschaft Energie 
haben sich Gewerkschaft und „Ar¬ 
beitgeber“ geeinigt. Die rund 10 000 
Beschäftigten bekommen rückwir¬ 
kend zum 1. März 2018 drei Prozent 
mehr Geld. Auszubildende bekom¬ 
men 85 Euro mehr. Zusätzlich be¬ 
kommen Tarifbeschäftigte einmalig 
1 100 Euro, für Auszubildende gibt 
es 500 Euro als Einmalzahlungen. 

Zur Tarifgemeinschaft Energie 
gehören E.ON, der KKW-Betreiber 
Preussen Elektra, der Stromnetzbe¬ 
treiber Tennet und der Strom- und 
Gasnetzbetreiber Avacon. Sie ver¬ 
handeln mit den Gewerkschaften 
ver.di und IG BCE. 

Tarifflucht gestoppt 

Die 340 Beschäftigten der Firma Sau- 
ter Feinmechanik in Metzingen arbei¬ 
ten wieder unter dem Schutz von IG 
Metall-Tarifverträgen. Fünf Streikta¬ 
ge waren nötig, um den „Arbeitge¬ 
ber“ zum Einlenken zu bringen. 


D ie Streiks, Protestaktionen und 
anhaltende Aktionsbereitschaft 
der Pflegebeschäftigten zeigen 
erste Erfolge in saarländischen Klini¬ 
ken. 

„Die SHG-Klinik in Völklingen ist 
das erste Krankenhaus in Deutsch¬ 
land, im dem nachts keine Pflegekraft 
mehr alleine arbeitet.“ Das ist der In¬ 
halt einer Vereinbarung zwischen 
ver.di und der Geschäftsleitung der 
Saarland-Heilstätten GmbH, die jetzt 
in einer Betriebsvereinbarung umge¬ 
setzt werden soll. Nach Angaben von 
ver.di sind in Deutschland fast zwei 
Drittel der Pflegekräfte nachts allein 
auf Station und betreuen im Durch¬ 
schnitt 26 Patienten, auf jeder sechs¬ 
ten Station seien es sogar mehr als 
30; eine angemessene Versorgung 
und Pflege sei somit kaum möglich. 
Als erster Klinikbetreiber hat nun die 
SHG in einem ihrer Krankenhäuser 
garantiert, dass sich nachts mindes¬ 
tens zwei Pflegkräfte um die Patien¬ 
ten kümmern. 

Im Kreiskrankenhaus St. Ingbert 
haben die Beschäftigten bereits Ende 
des vergangenen Jahres der Kliniklei¬ 
tung ein Ultimatum gegen den Perso¬ 
nalnotstand auf der Intensivstation 
gestellt. Sie forderten in der Früh-, 
Spät- und Nachtschicht mit einer 
5-4-4-Besetzung zu arbeiten. „Sollte 
dieser Personalmindestschlüssel für 
die Intensivstation ab dem 14. April 
nicht täglich garantiert werden, müs¬ 
sen Betten geschlossen und abgemel¬ 
det werden. Ansonsten wird von den 
dort Beschäftigten niemand mehr aus 
dem Frei in den Dienst kommen, nie¬ 
mand mehr eine planmäßige Über¬ 
planung akzeptieren, niemand mehr 
Kollegen anrufen, um sie für einen 
Dienst zu gewinnen. Gleichzeitig for¬ 
derten die Beschäftigten ihren Be- 


„Digitalisierung: Hype oder Drohkulis¬ 
se? - Die ,vierte industrielle Revoluti¬ 
on’ bei Licht betrachtet“ war der Titel 
einer Konferenz der Marx-Engels-Stif- 
tung am 10. März in Essen. Drei Re¬ 
ferenten lieferten unterschiedliche As¬ 
pekte für die 40 Teilnehmer der Tagung. 
Thomas Engel sprach zu den arbeits- 
und gesellschaftspolitischen Perspek¬ 
tiven von „Industrie 4.0“, Peter Bröd- 
ner betrachtete das Thema „Industrie 
4.0 und Big Data - Kritik einer tech¬ 
nikzentrierten Perspektive“, und Mar¬ 
cus Schwarzbach referierte zu „Work 
around the Clock - Industrie 4.0 als He¬ 
rausforderung für Gewerkschaften und 
betriebliche Interessenvertretungen“. 

Thomas Engel (Jena) kennzeichne¬ 
te „Industrie 4.0“ als neues Standort¬ 
projekt des deutschen Kapitals, das auf 
ein zusätzliches Wertschöpfungspoten¬ 
tial und bestehende nationale Wettbe¬ 
werbsvorteile setze. Hoffnungen der 
Gewerkschaften richteten sich auf die 
Sicherung industrieller Beschäftigung 
und den Erhalt der „Sozialpartner¬ 
schaft“. Bekannte Studien zur Entwick¬ 
lungsrichtung erwarteten schnelle Fort¬ 
schritte in der Steigerung der Leistungs¬ 
fähigkeit sowie der Entwicklung von 
Robotik und künstlicher Intelligenz; 
andere Autoren gingen eher von tech¬ 
nologischen Kontinuitäten und Fort¬ 
entwicklungen bestehender Produkti¬ 
onsmodelle aus. Drei zentrale deutsche 
Studien rechneten bis 2025 mit der Ge¬ 
fährdung von 12 bis 59 Prozent aller 
Jobs. Real gefährdet seien wenig quali¬ 
fizierte Tätigkeiten und auch bestimm¬ 
te Segmente im Dienstleistungssek¬ 
tor (standardisierbare Wissensarbeit). 
Fachkräftemangel und mangelnde Au- 
tomatisierbarkeit vieler Dienstleistun¬ 
gen machten aber auch eine steigende 
Arbeitskräftenachfrage denkbar. Zu 
rechnen sei mit einer Entkopplung von 
Produktivität, Einkommen und Jobs 
und einer beschleunigten sozialen Po- 


triebsrat auf, die gesundheitsgefähr¬ 
denden Dienstpläne abzulehnen“, so 
ver.di Sekretär Michael Quetting. Mit 
eindrucksvollen Aktionen hielten die 
Beschäftigten den Druck aufrecht. 
Die Pflegekräfte auf der Intensivstati¬ 
on trugen jeden Tag ein Schild auf ih¬ 
rem Kittel, das das Ablaufdatum des 
Ultimatums zeigte, die Kolleginnen 
und Kollegen der anderen Stationen 
trugen Aufkleber mit dem Schriftzug 
„Intensive Solidarität“. Dies und eine 
hohe öffentliche Aufmerksamkeit, 
die auch die Politiker in St. Ingbert 
erreichte, führten zu Zugeständnissen 


larisierung mit steigenden Anforde¬ 
rungen für viele und Entlastung für 
wenige Beschäftigte. Mit Blick auf den 
menschlichen Faktor im Produktions¬ 
prozess erwartete Engel „langwierige 
Einführungs- und Anfahrphasen von 
Industrie- 4.0-Systemen“ und hob die 
Rolle der „Erfahrung als dynamische 
Schwester statischer Routine“ hervor. 

Prof. Peter Brödner (Berlin/Karls¬ 
ruhe) schlug einen Bogen über mehr 
als 200 Jahre technologischer Ratio¬ 
nalisierung von der betrieblichen ho¬ 
rizontalen Aufsplittung komplexer Ar¬ 
beitsprozesse in einfache, spezialisierte 
Verrichtungen bis zum Übergang zur 
Standardisierung und wissensbasierten 
Planung, Anweisung und Kontrolle. Zur 
industriellen Revolution gehörten die 
Mechanisierung von Handarbeit durch 
zweckmäßige Nutzung von Naturkräf- 
ten zur Stoff- und Energieumwandlung 
sowie die Maschinisierung von Kopf¬ 
arbeit durch algorithmisch gesteuerte 
Verarbeitung digitaler Signale auf der 
Grundlage von Standardisierung, Mo¬ 
dellierung und Formalisierung von Zei¬ 
chenprozessen der Wissensarbeit. Hier¬ 
bei handele es sich eine „algorithmische 
Revolution“, nicht um „Digitalisierung“. 
Zu den wissenschaftlich-technischen 
Grundlagen von „Industrie 4.0“ ge¬ 
hörten vernetzte „Cyber-Physical Sys¬ 
tems“ und sog. „Multiagentensysteme“ 
(MAS), d.h. miteinander interagieren¬ 
de „autonome“ Software-Agenten, die 
komplexe Aufgaben per Algorithmus 
kooperativ erledigten; zielorientiertes 
kooperatives Verhalten setze demge¬ 
genüber Programme voraus. Das Ver¬ 
halten von MAS sei nicht vollständig 
vorhersehbar, da die Interaktion der 
einzelnen Agenten im System und da¬ 
mit das Systemverhalten nicht vollstän¬ 
dig berechenbar sei. Hochproblema¬ 
tisch im Zusammenhang mit der schnel¬ 
len Analyse und Verarbeitung großer 
Datenbestände („Big Data“) seien die 


der Klinikleitung: Die 5-4-4-Besetzung 
wurde durchgesetzt, Neueinstellungen 
werden vorgenommen. 

Auch in der Marienhausklinik in 
Ottweiler sind erste Erfolge sichtbar. 
Erstmals hat die Unternehmenslei¬ 
tung des katholischen Klinikbetrei¬ 
bers in einem Positionspapier einen 
Mehrbedarf von 630 Vollzeit-Pflege¬ 
stellen errechnet. „Endlich nennt Ma¬ 
rienhaus das Kind beim Namen und 
gibt zu, dass Pflegekräfte fehlen“, kom¬ 
mentiert der zuständige ver.di-Sekre- 
tär Ben Brusniak das Schreiben. In 
Verhandlungen zwischen Mitarbeiter- 


Ersetzung theoriegestützter Prognosen 
durch auf große Datenmengen und auf 
Korrelationen gestützte Vorhersagen, 
die interpretierende Gleichsetzung ei¬ 
gentlich kontextfreier Daten mit be¬ 
deutungsvoller Information, mangeln¬ 
de Datenqualität, mangelnde Daten¬ 
sicherheit und die Gefährdung der 
Privatsphäre. Mit Blick auf die Produk- 
tivkraftentwicklung unterschied Bröd¬ 
ner die „technikzentrierte“ Perspektive 
mit MAS zur möglichst weitgehenden 
Ersetzung menschlicher Arbeit und 
die auf IT-Nutzung als Unterstützung 
lebendiger Arbeit gestützte „praxisthe¬ 
oretische“ Perspektive. Diese sei noch 
immer die hauptsächliche Grundlage 
erfolgreicher Computernutzung. Der 
langfristige Rückgang des Produkti¬ 
vitätszuwachses der G7-Staaten zeige, 
dass die industrielle Revolution derzeit 
ihr Ende erreiche. Auch Brödner erwar¬ 
tete eher moderate Veränderungen für 
Arbeit und Beschäftigung. 

Marcus Schwarzbach (Kaufungen) 
beschäftigte sich mit den Herausfor¬ 
derungen für Gewerkschaften und be¬ 
triebliche Interessenvertretungen. Kon¬ 
krete Erscheinungsformen im Betrieb 
seien z.B. Workflow-Systeme mit der 
Möglichkeit, Arbeitsprozesse zu stan¬ 
dardisieren und lückenlos zu erfassen. 
In wissenschaftlichen Studien würden 
als gesundheitliche Risiken emotionale 
Erschöpfung (Burnout) und Konflikte 
zwischen Arbeit und Familie genannt, 
bei Krankenhausbeschäftigten auch 
mehr Leistungsdruck, zunehmende 
Kontrolle und wachsende Zeitbelas¬ 
tung durch komplizierte Eingaben. Das 
Kapital dränge auf Flexibilisierung von 
Betriebs- und Arbeitszeit. Das münde in 
wachsenden Zeitdruck auf die Beschäf¬ 
tigten und die Forderung nach ständi¬ 
ger Erreichbarkeit. Die BDA fordere 
die Abschaffung des Achtstundentages 
und der täglichen Höchstarbeitszeit von 
zehn Stunden; die Bundesregierung 


Vertretung und Geschäftsleitung wur¬ 
den Verbesserungen erreicht: Auf den 
Stationen wird mittags zusätzliches 
Personal eingestellt, um bei der Me- 
dikamentenvergabe zu helfen; künftig 
ist es nicht mehr Aufgabe der Pflege¬ 
kräfte, Patienten selbst zu Untersu¬ 
chungen zu bringen. Das sind richtige 
Maßnahmen, lösen aber das Grund¬ 
problem nicht, meinen die betroffenen 
Pflegekräfte vor Ort. 

Der Kampf um politische und ta¬ 
rifvertragliche Regelungen gegen den 
Pflegenotstand geht weiter. 

Fred Herger 


habe versucht, eine entsprechende Ex¬ 
perimentierklausel für das Arbeitszeit¬ 
gesetz zu schaffen. Betriebsräte sollten 
die Belegschaften aufklären und ein¬ 
beziehen, auf die Einhaltung der ge¬ 
setzlichen Regelungen achten und pro¬ 
aktiv auf dem Wege von Betriebsver- 
einbarungen den Einsatz der Technik 
regeln. Als Gegengewicht zum Wegfall 
von Arbeitsplätzen und dem steigenden 
Leistungsdruck durch neue Technik sei 
kollektive Arbeitszeitverkürzung bei 
vollem Lohnausgleich notwendig. Der 
Druck seitens der IGM-Basis wachse; 
dies hätten die Mitgliederbefragung, 
die Arbeitszeitkonferenz mit starken 
Forderungen nach Arbeitszeitverkür¬ 
zung und die Tarifforderung nach in¬ 
dividueller Verkürzung auf 28 Stunden 
für Erziehungs- oder Pflegetätigkeiten 
gezeigt. Eine gewerkschaftliche und 
gesellschaftliche Debatte über die Ar¬ 
beitsbedingungen bei digitaler Arbeit 
müsse die Forderungen nach Arbeits¬ 
zeitverkürzung, einer Begrenzung der 
psychischen Belastungen und einer an¬ 
gemessenen Personalausstattung ein¬ 
schließen. 

Es folgte eine rege Diskussion zu 
Aspekten der betrieblichen Realität, 
der betrieblichen Interessenvertretung 
und der Tarifpolitik, vor allem zur Ar¬ 
beitszeitverkürzung als einem wesent¬ 
lichen Hebel im Kampf um die Vertei¬ 
lung des Produktivitätsfortschritts, da¬ 
rüber hinaus zu Fragen der technischen 
Rationalisierung und zum Prozesscha¬ 
rakter der Produktivkraftentwicklung. 
Hervorgehoben wurden das visionäre 
Potential und das Ausstrahlungsvermö¬ 
gen einer ökonomisch und politisch gut 
begründeten, gesellschaftlich breit ver¬ 
ankerten Kampagne für eine fühlbare 
kollektive Verkürzung der Wochenar¬ 
beitszeit mit Blick auf die notwendige 
Renaissance einer klassenbewussten 
gewerkschaftlichen und politischen 
Arbeiterbewegung. Wolfgang Garbers 
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Pflegekräfte statt Panzer 

Die Friedensbewegung war nie eine Ein-Punkt-Bewegung 


Werner Altmann zum neuen Gesundheitsminister 

Armut schöngerechnet 



Antikriegsdemonstration des DGB in Hamburg am i. September 1985 


UZ: Über 30000 Menschen haben mitt¬ 
lerweile den Aufruf „Abrüsten statt Auf¬ 
rüsten “ unterschrieben. Damit protes¬ 
tieren sie gegen Pläne der Bundesregie¬ 
rung, die Rüstungsaus gaben nahezu zu 
verdoppeln. Reicht eine Unterschriften¬ 
sammlung tatsächlich aus, um die Auf¬ 
rüstung zu verhindern? 

Willi Hoffmeister: Ob das ausreicht? 
Wer will das vorab beurteilen. Ich weiß 
nur eins, und das war in all den Jahr¬ 
zehnten bei betrieblichen und sozialen 
Auseinandersetzungen unsere Losung: 
„Wer kämpft kann verlieren, wer nicht 
kämpft hat schon verloren!“ Nur wer 
sich bewegt kann etwas bewegen und 
je mehr Menschen den Aufruf unter¬ 
schreiben umso größer wird der Druck 
auf die aufrüstungsgeile Regierung. Der 
Krefelder Appell mit seinen rund fünf 
Millionen Unterschriften zu Beginn der 
1980er Jahre ist dafür ein gutes Beispiel. 
Aber ein richtiger Schuh wird erst da¬ 
raus, wenn - und da bin ich wieder bei 
der Bewegung -1983 die fünf Millionen 
„Krefelder“-Unterschreiber vor Kanz¬ 
ler Kohls Amtssitz in Bonn ihr Biwak 
aufgeschlagen hätten. Dann, so meine 
feste Überzeugung, wäre der von der 
Regierung Schmidt initiierte „NATO- 
Doppelbeschluss“ von der Nachfolgere¬ 
gierung Kohl nicht beschlossen worden. 

UZ: Der Rüstungsetat soll insgesamt 
um satte 30 Milliarden Euro erhöht wer¬ 
den. Fehlt dieses Geld dann nicht im zi¬ 
vilen Bereich? 

Willi Hoffmeister: Jeder Euro kann nur 
einmal ausgegeben werden. Entweder 
für Butter oder für Kanonen. Wir erle¬ 
ben gerade, begleitet von einem riesi¬ 
gen Medienrummel, wie die „kaputtge¬ 
sparte“ Bundeswehr bejammert wird. 
Dabei stieg der Rüstungsetat von 1999 
bis 2017 von 24,3 auf 37 Mrd. Euro. So 
wird versucht, die 70 Prozent rüstungs- 
unwilligen Bundesbürger zu beein¬ 
flussen. Wenn in den nächsten Jahren 
weitere rund 30 Milliarden Euro dem 
Sektor „Kanonen“ zugeordnet werden, 
wird das noch mehr zu Lasten des So¬ 
zialetats gehen. 



Willi Hoffmeister ist Gewerkschafter 
und Kommunist. Er engagiert sich seit 
Beginn des Ostermarsches 1961 für 
die in diesem Rahmen stattfindenden 
Friedensproteste. 

UZ: Wofür würdest du das Geld ver¬ 
wenden? 

Willi Hoffmeister: Es gibt sicher genug 
Löcher, die gestopft werden müssten. 
Die Unterschriftenkampagne „Ab¬ 
rüsten statt Aufrüsten“ fordert, dieses 
Geld nicht für die unsinnigsten Pro¬ 
dukte, für Material zum Töten auszu¬ 
geben. Ich möchte sie da ausgeben, wo 
sie direkt dem Leben und der friedli¬ 
chen Zukunft dienen. So zuerst den 
von der Bundesrepublik nie erfüllten 
Anteil der Entwicklungshilfe ab sofort 
einzuzahlen. Die Rüstungsproduktion 
würde ich generell einstellen und den 


in der Rüstungsproduktion freiwerden¬ 
den Arbeitskräften Hilfe zur Umschu¬ 
lung leisten. 

UZ: Ist es nicht völlig unglaubwürdig, 
derart viel Geld für Rüstung und Waffen 
aufzuwenden und zugleich auf knappe 
Kassen zu verweisen? 

Willi Hoffmeister: Es ist schon be¬ 
zeichnend, dass die „Sucht“ nach im¬ 
mer mehr und immer gefährlicheren 
Waffen denkende und sich als zivili¬ 
siert bezeichnende Menschen erfasst, 
sobald sie etwas Macht in die Hände 
gelegt bekommen. Glaubt Frau Merkel 
oder ihre Waffenministerin denn allen 
Ernstes, mit immer mehr Waffen Frie¬ 
den oder auch nur Sicherheit zu schaf¬ 
fen? Das Gegenteil ist doch der Fall. 
Das arme Kuba hat mit seinem medizi¬ 
nischen Kräften in vielen Ländern Hil¬ 
fe geleistet und das reiche Deutschland 
hat nicht einmal für seine eigenen Bür¬ 
ger genügend Pflegepersonal. Hat mal 
jemand ausgerechnet, wie viele Pflege¬ 
kräfte ein Panzer „verschlingt“? 

UZ: Führt die anhaltende Aufrüstung 
Deutschlands und der Einsatz deutscher 
Waffen am Ende nicht auch zu höheren 
Flüchtlings zahlen ? 

Willi Hoffmeister: „Deutsche Waf¬ 
fen, deutsches Geld, morden mit in al¬ 
ler Welt!“ Wie wahr der Spruch immer 
noch ist. Mit der Entstehung der Bun¬ 
desrepublik Deutschland und mit der 
Unterstützung der Westalliierten ge¬ 
lang es den Kanonenkönigen an Rhein 
und Ruhr, wieder Fuß zu fassen und das 
für sie lukrative Waffengeschäft wie¬ 
der unter ihre Fittiche zu bekommen. 
Adenauers Wiederbewaffnungspolitik 
bot ihnen den ersten Absatzmarkt, der 
aber bald ihren Profitansprüchen nicht 
mehr genügte. Heute gibt es keine krie¬ 
gerische Auseinandersetzung mehr, wo 
nicht deutsche Waffen mittöten. Vielen 
Menschen in den Kriegsgebieten bleibt 
da als letzter Weg die Flucht. Es wäre an 
der Zeit, auf Kosten der Waffenprodu¬ 
zenten den Geflüchteten einen lebens¬ 
gerechten Verbleib zu gewährleisten. 

UZ: Du hast dich über Jahrzehnte hin¬ 
weg in der Friedensbewegung und in 
den Gewerkschaften engagiert. Ist die 
Forderung nach Abrüstung in den Ge¬ 
werkschaften wieder verstärkt Thema? 

Willi Hoffmeister: Die Gewerkschaf¬ 
ten sind die größte Friedensbewegung, 
hat mir mal ein Funktionär der IG Me¬ 
tall gesagt. Ich bin über 60 Jahre Mit¬ 
glied und habe unterschiedliche Erfah¬ 


rungen damit gemacht. Es gab immer 
Funktionäre und Vorstandsmitglieder, 
die den Teil der besonders engagier¬ 
ten gewerkschaftlichen Friedensbe¬ 
wegten unterstützten, und es gab auch 
Zeiten, wie in den 80er Jahren, wo bei 
der Vielfalt gewerkschaftlicher Arbeit 
viel Kraft in Friedensarbeit eingebracht 
wurde. Die jetzigen Abrüstungsbe¬ 
schlüsse des DGB Nord und Nieder¬ 
sachsen setzen in der Vorbereitungszeit 
des nächsten DGB-Kongresses ein star¬ 
kes Zeichen. Da die Rüstungsbeschäf¬ 
tigten überwiegend in der IG Metall 
organisiert sind, ist besonders erfreu¬ 
lich, dass der letzte Gewerkschaftstag 
wichtige Beschlüsse zur Rüstungskon¬ 
version gefasst hat. 

Nur eins bleibt: Umgesetzt werden 
müssen diese vor Ort. Des Weiteren 
gibt es eine Reihe gewerkschaftlicher 
Initiativen und die Anzahl von ge¬ 
werkschaftlichen Unterzeichnern des 
Abrüstungsaufrufs zeigt eine große Zu¬ 
stimmung. 

UZ: Du bist einer der Gründungsvä¬ 
ter der Ostermarschbewegung. Sind 
die in Kürze wieder anstehenden Mär¬ 
sche der Friedensbewegung nicht der 
geeignetste Ort, die Themen Frieden 
und soziale Gerechtigkeit zusammen¬ 
zubringen? 

Willi Hoffmeister: Mein Mitwirken 
bestand 1961 darin, beim ersten Os¬ 
termarsch Ruhr meine Füße zu bewe¬ 
gen. Wobei wir wieder beim Bewegen 
wären. Ich behaupte mal, dass die Os¬ 
termärsche immer ein Spiegelbild der 
sozial- und friedenspolitischen Bege¬ 
benheiten und Forderungen waren 
und auch sein werden. Dazu ein Zitat 
aus dem diesjährigen Aufruf zum Os¬ 
termarsch Rhein-Ruhr: „30 Milliar¬ 
den Euro, die im zivilen Bereich feh¬ 
len, so bei Schulen und Kitas, sozialem 
Wohnungsbau, Krankenhäusern, öf¬ 
fentlichem Nahverkehr, kommunaler 
Infrastruktur, Alterssicherung, ökolo¬ 
gischem Umbau, Klimagerechtigkeit 
und internationaler Hilfe zur Selbsthil¬ 
fe. Militär löst keine Probleme. Schluss 
damit. Eine andere Politik muss her. 
Militärische Aufrüstung stoppen, Span¬ 
nungen abbauen, Perspektiven für Ent¬ 
wicklung und soziale Sicherheit schaf¬ 
fen.“ 

Die Friedensbewegung und somit 
auch die Ostermärsche waren nie eine 
Ein-Punkt-Bewegung und auch in der 
Schwerpunktsetzung stets unterschied¬ 
lich bei aller antimilitaristischer Aus¬ 
richtung. „Atomwaffen abschaffen“ 
war immer ein Thema und ich glau¬ 
be, dass die Unterschriftenkampagne 
„Abrüsten statt Aufrüsten“ den dies¬ 
jährigen Märschen und den kommen¬ 
den Wochen und Monaten eine breite, 
richtige und notwendige Stoßrichtung 
geben wird. Die Frage steht: „Butter 
oder Kanonen?“ 

Das Gespräch führte Markus Bern¬ 
hardt 


Die DKP hat sich auf dem Parteitag vorgenommen, bis zum Pressefest 
30 000 Unterschriften zur Unterstützung der Unterschriftenkampag¬ 
ne „Abrüsten statt Aufrüsten“ und den Initiatoren zu übergeben. Dazu 
liegt das 2. Friedens-Info der DKP vor und kann ab sofort beim Parteivor¬ 
stand bestellt werden. Eine PDF-Version zum Unterschriftensammeln 
findet sich unter news.dkp.de 


Wer sich bei der Ernennung von Jens 
Spahn zum Gesundheitsminister ge¬ 
fragt hat: „Warum eigentlich?“, der 
weiß es inzwischen. Es wurde mal wie¬ 
der jemand gebraucht, der so ganz ne¬ 
benbei eine Hartz-IV-Sau durchs Dorf 
treibt: Wer Hartz IV bezieht, ist nicht 
arm. Sagt Jens Spahn. 

Wer kann das besser als ein soge¬ 
nannter Kritiker der Merkel-Politik, 
weil ja bekanntlich Frau Merkel fest an 
der Seite der Hartz-IV-Bezieher steht. 
Aber es besteht noch Hoffnung. 

Wenn Herr Spahn als Dienstherr 
ins Gesundheitsministerium einzieht, 
kann er sich als erste Amtshandlung 
die Statistiken zeigen lassen, die kon¬ 
kret belegen, dass Hartz-IV-Bezieher 
häufiger krank sind und auch früher 
sterben. Dazu kann er sich die ent¬ 
sprechenden Studien, auch aus seinem 
Ministerium, ansehen, die nach wissen¬ 
schaftlicher Auswertung statistischer 
Daten und Befragung von Betroffe¬ 
nen zu dem Ergebnis gekommen sind, 
dass es die Armut ist, die zu genannten 
Symptomen führt. Und vielleicht klärt 
ja einer der Staatssekretäre im Minis¬ 
terium den Minister dahingehend auf, 
dass nach gesamteuropäischer Defini¬ 
tion jemand, der weniger als 60 Pro¬ 
zent des Nettoäquivalenzeinkommens 
erzielt, als armutsgefährdet gilt und bei 
weniger als 50 Prozent arm ist. 

Aber ich fürchte, das wird wenig 
nützen, da Herr Spahn nicht nur eine 
Überzeugung, sondern auch einen 
Auftrag hat. Und der lautet, die Deu¬ 
tungshoheit über die Armutsdefinition 
zu erlangen, obwohl er dafür nicht zu¬ 
ständig ist. 

Zuständig ist das Ministerium für 
Arbeit und Soziales in Zusammenar¬ 
beit mit den Statistikern und den So¬ 
zialwissenschaftlern; nur diese Zusam¬ 
menarbeit hat schon bei den zwei ge¬ 
wesenen Grokos nicht funktioniert, 
was nicht die Schuld der Statistiker und 
Wissenschaftler war. Hätte sie funkti¬ 
oniert, wäre vielleicht deutlich gewor¬ 
den, dass der Regelbedarf bei Einhal¬ 
tung der eigenen Kriterien ca. 60 bis 80 


Euro höher ausfallen müsste. Und dann 
wäre vielleicht noch herausgekommen, 
dass das genutzte Statistikmodell ei¬ 
gentlich gar nicht so gut geeignet ist. 
Weil die dem Statistikmodell zugrun¬ 
deliegende Einkommens- und Ver¬ 
brauchsstichprobe zwar das Einkaufs¬ 
verhalten der 15 Prozent, die am unte¬ 
ren Ende der Einkommensskala hegen 
abbildet, nicht aber ihren tatsächlichen 
Bedarf beschreibt. 

Hinzu kommt, dass bei der Berech¬ 
nung, ausgehend von den unteren 23 
Prozent, ca. 8 Prozent Hartz-IV-Haus- 
halte herausgerechnet werden. Damit 
haben wir die unteren 15 Prozent, die 
laut Ministerium zur korrekten Berech¬ 
nung des Regelbedarfs ausreichen. In 
diesen 15 Prozent sind aber auch die 
Haushalte enthalten, die zwar einen 
Anspruch auf Hartz IV haben, aber 
keine Leistung in Anspruch nehmen. 
Der sogenannte Zirkelschluss, der ei¬ 
gentlich vermieden werden sollte, ist 
somit Bestandteil des Modells. Bezo¬ 
gen auf die so gewonnenen Daten wer¬ 
den Bereiche gebildet, die unterschied¬ 
lich gewertet werden und nur reduziert 
in den Regelbedarf eingehen. Die Le¬ 
bensmittel sollen angeblich ungekürzt 
berücksichtigt werden, andere Berei¬ 
che sind so stark reduziert, dass am 
Schluss die Zielzahl von 70 Prozent 
erreicht wird. Mit Bedarfsdeckung hat 
das nichts zu tun. 

Näher dran am Bedarf ist der Wa¬ 
renkorb. Hier wird alles in den Korb 
gepackt, was als Bedarf des täglichen 
Lebens, das sich nicht wesentlich von 
Nichtbeziehern unterscheiden soll, 
anerkannt wird. Wissenschaftler spre¬ 
chen von einem nach Warenkorbmo¬ 
dell errechneten Bedarf von 650 bis 680 
Euro im Monat, also mehr als 250 Euro 
mehr als zur Zeit. Und wenn dann noch 
die Kosten der Mobilität extra gezahlt 
und die Stromkosten in die Kosten 
der Unterkunft eingerechnet werden, 
dann könnte es passieren, das Hartz- 
IV-Bezieher nicht mehr arm, sondern 
nur noch armutsgefährdet sind. Wär ja 
schon ein kleiner Fortschritt. 


Die wahren Stars 

Öffentlicher Dienst mobilisiert in Stuttgart 


Tag für Tag erbringen die Beschäftig¬ 
ten des Öffentlichen Dienstes unzäh¬ 
lige Leistungen, die unser aller Leben 
leichter und lebenswert machen. Im 
Rahmen der Tarifrunde für die Be¬ 
schäftigten des Öffentlichen Dienstes 
ehrte und feierte ver.di am 14. März in 
15 Städten einige der „Stars“ - stellver¬ 
tretend für die vielen Kolleginnen und 
Kollegen im ganzen Land. So auch in 
Stuttgart, wo sich einige hundert Kol¬ 
leginnen und Kollegen auf dem Markt¬ 
platz beteiligten - direkt vor dem Rat¬ 
haus. 

Dort erhielten u.a. Busfahrer, Kol¬ 
leginnen und Kollegen vom Garten- 
und Friedhofsamt, vom Flughafen, von 
der Stadtentwässerung und der Abfall- 
wirtschaft, der Berufsfeuerwehr, vom 
Jugend-, Haupt- und Personalamt, aus 
dem Gesundheits- und Pflegebereich 
Ehrenurkunden und goldene Ansteck¬ 
nadeln. Ihre Arbeit wurde vom Ge¬ 
schäftsführer von ver.di Stuttgart, Cuno 
Brune-Hägele, detailreich gewürdigt. 

Die Geehrten nutzten die Preisver¬ 
leihung, um für ihre Forderungen in 
der Tarifrunde Druck zu machen. Eine 
Kollegin aus dem Gesundheitsbereich 
erläuterte, wie dringend die Mindest¬ 
forderung von 200 Euro mehr ist, weil 
sie so viele Kolleginnen in der unters¬ 
ten Entgeltgruppe 1 hätten. Ein Kol¬ 
lege von der Abfallwirtschaft meinte: 
„Die da oben sollen die Kohlen raus¬ 
rücken. Sie sollen nicht auf der Kohle 
hocken bleiben, wie der Geier auf dem 
Apfelbutzen.“ 

Von der Diakonie nutzten 50 Be¬ 
schäftigte die Preisverleihung, um für 
Tarifverträge in der Diakonie „auch im 



Auch Beschäftigte des Jugendamtes 
haben Kinder. Da die Kitas wegen 
Streiks geschlossen hatten, streikten 
die Kinder der Streikenden einfach 
mit. Früh übt sich... 

wilden Süden“ zu werben. Kolleginnen 
und Kollegen vom Klinikum waren mit 
dem Transparent vor Ort: „Uns reichts! 
Mehr Kohle, mehr Personal, weniger 
Arbeitszeit.“ 

Eine fetzige Mittagspausenaktion 
und als Auftakt für die Tarifrunde bes¬ 
tens geeignet. 

Christa Hourani 
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Kniefall 


Wüste Debatten um Abtreibung 



Mitglieder des Bundestages demonstrieren vor dem Reichstag 


Z wei Abtreibungen zum Preis von 
einer“ oder „ Frühjahrsangebot - 
10 Prozent Rabatt pro Abtrei¬ 
bung“! Geschmacklose und schrille 
Werbung für Abtreibung, ist so etwas 
vorstellbar? 

Anscheinend ja. In der Debatte um 
die Aufhebung des Strafgesetzbuch- 
Paragraphen 219 a, der Werbung und 
damit verbundene Informationen zur 
Schwangerschaftsunterbrechung unter 
Strafe stellt, wird ein beängstigendes 
Szenario entwickelt. „Wer den § 219 a 
StGB ersatzlos streichen möchte, muss 
in Zukunft mit offenerWerbung im In¬ 
ternet und Fernsehen, in Zeitschriften 
und sonst wo für Abtreibungen rech¬ 
nen“ befürchtet die rechtspolitische 
Sprecherin der CDU/CSU-Fraktion 
Winckelmeier-Becker, und auch die 
FDP mag den Paragraphen nicht in 
Gänze streichen, damit „reißerischer 
Werbung“ kein Vorschub geleistet 
wird. Befürchtungen, die jeder Grund¬ 
lage entbehren, ist doch durch die Be¬ 
rufsordnung für Ärztinnen und Ärzte 
jede „anpreisende, irreführende oder 
vergleichende Werbung“ für ärztliche 
Leistungen per se berufswidrig. 

Ins Rollen gekommen ist die lan¬ 
ge überfällige Auseinandersetzung um 
den § 219 a durch den Fall der Ärz¬ 
tin Kristina Hänel, die Ende 2017 zu 
einer Geldstrafe von 6 000 Euro ver¬ 
urteilt wurde, da sie auf ihrer Websei¬ 
te Schwangerschaftsabbrüche als Teil 
ihres Leistungsspektrums angab. Weil 
die Ärztin für den Eingriff ein Hono¬ 
rar erhält, erfülle sie den Tatbestand 
eines Vermögensvorteils durch Wer¬ 
bung. Und: „Der Gesetzgeber möchte 
nicht, dass über den Schwangerschafts¬ 
abbruch in der Öffentlichkeit diskutiert 
wird, als sei es eine normale Sache“, so 
die Vorsitzende Richterin. Angezeigt 
wurde Kristina Hänel von fundamen¬ 


talistischen Abtreibungsgegnerinnen, 
deren Hassmails die Ärztin schon seit 
Jahren belästigen und die zunehmend 
Anzeigen gegen Ärztinnen und Ärzte 
erstatten, die Schwangerschaftsabbrü¬ 
che vornehmen. 

Die Welle der Solidarität mit Kris¬ 
tina Hänel war groß. Eine Online-Pe- 
tition von ihr, in der sie die Streichung 
des § 219 a und das Recht auf Infor¬ 
mation über Schwangerschaftsunter¬ 
brechung auch im Internet forderte, 
wurde von mehr als 155 000 Menschen 
unterschrieben. Die Linkspartei ver¬ 
lieh Kristina Hänel Anfang März den 
Clara-Zetkin-Ehrenpreis für herausra¬ 
gende Leistungen von Frauen in Politik 
und Gesellschaft. 

Bereits vor dem Prozess gegen Hä¬ 
nel legte die Linkspartei einen Ge¬ 
setzentwurf zur Abschaffung des Pa¬ 


ragraphen vor. Auch Grüne und SPD 
plädieren für die Aufhebung des Wer¬ 
beverbots, die FDP für eine Abschwä¬ 
chung. Zusammen mit der FDP wäre 
eine Mehrheit im Bundestag gegen den 
§ 119 a möglich gewesen. - Wäre ge¬ 
wesen - denn um den Start der Gro¬ 
ßen Koalition nicht zu belasten, hat 
die SPD ihren Gesetzentwurf zurück¬ 
gezogen, drohte doch die CDU sogar 
mit einer Verfassungsklage vor dem 
Bundesverfassungsgericht im Falle 
einer Aufhebung des Werbeverbots. 
„Ein Kniefall der SPD vor der Uni¬ 
on“ nannte es die Grünen Abgeordne¬ 
te Ulle Schauws. Auf jeden Fall ist es 
ein Besorgnis erregender Ausblick auf 
das, was in der GroKo und besonders 
mit Gesundheitsminister Jens Spahn 
auf die Frauen zukommt. So attackier¬ 
te dieser jüngst Frauenrechtlerinnen, 


denen er vorwarf, eher für Tiere als für 
menschliches Leben zu kämpfen. 

Die Geschichte der Schwanger¬ 
schaftsunterbrechung ist immer auch 
eine Geschichte der gesellschaftlichen 
und politischen Verhältnisse. In einer 
Zeit der zunehmenden Rechtsentwick¬ 
lung bedarf es großer Anstrengung er¬ 
kämpfte Frauenrechte auch nur zu er¬ 
halten. Mit der AfD ist eine Partei in 
den Bundestag gezogen, die ein ab¬ 
solut rückständiges und reaktionäres 
Frauenbild propagiert, dazu gehört die 
Forderung nach einem totalen Abtrei¬ 
bungsverbot und Bestrafung der Frau¬ 
en sowie der operierenden Ärztinnen 
und Ärzte. 

So zogen am Samstag in Münster 
wieder christliche Fundamentalisten 
gemeinsam mit der AfD und sonsti¬ 
gen Reaktionären beim sogenann¬ 


ten „1000-Kreuze-Marsch“ durch die 
Stadt, um gegen Abtreibung zu de¬ 
monstrieren. Der Marsch wird von dem 
christlich-fundamentalistischen Verein 
„EuroProLife“ organisiert und findet 
alljährlich und unter zunehmenden 
Protesten in Münster statt. Nicht zu¬ 
letzt diesen Protesten ist es zu verdan¬ 
ken, dass am Samstag lediglich etwa 80 
Personen ihre weißen Kreuze durch die 
Straßen trugen. An dem vom „Bündnis 
für sexuelle Selbstbestimmung“ orga¬ 
nisierten Gegenprotest beteiligten sich 
trotz eisiger Kälte etwa 1 000 Männer 
und Frauen. Ihre Forderung, gleich der 
Forderung aller fortschrittlichen Men¬ 
schen, ist die nach Abschaffung des § 
219 a sowie nach Abschaffung des § 
218, welcher immer noch besagt, dass 
Abtreibung prinzipiell strafbar ist. 

Barbara Kuprat 


§ 219 a 

Werbung für den Abbruch der 
Schwangerschaft 
(i) Wer öffentlich, in einer Ver¬ 
sammlung oder durch Verbreiten 
von Schriften (§ n Abs. 3) seines 
Vermögensvorteils wegen oder in 
grob anstößiger Weise 

1. eigene oder fremde Dienste zur 
Vornahme oder Förderung eines 
Schwangerschaftsabbruchs oder 

2. Mittel, Gegenstände oder 
Verfahren, die zum Abbruch der 
Schwangerschaft geeignet sind, 
unter Hinweis auf diese Eignung 
anbietet, ankündigt, anpreist oder 
Erklärungen solchen Inhalts be¬ 
kanntgibt, wird mit Freiheitsstrafe 
bis zu zwei Jahren oder mit Geld¬ 
strafe bestraft. 


Keine Unterstützung 

Faschisten feiern in Lettland - deutscher Konsul schweigt 


Militärische Abenteuer 

Bundesregierung will Auslandseinsätze ausweiten 


Am Freitag letzter Woche demonstrierten Mitglieder und Freunde der VVN-BDA 
vor dem lettischen Konsulat in Düsseldorf. Silvia Rolle, Landessprecherin der An¬ 
tifaschisten sprach vor den Teilnehmerinnen und Teilnehmern: 



Wir protestieren gegen die alljährlich 
am heutigen Tag stattfindende Ehrung 
der lettischen Waffen-SS in Riga. Zur 
Aufgabe der lettischen Waffen-SS ge¬ 
hörten die Mordaktionen an der jü¬ 
dischen Bevölkerung. Diese Aufgabe 
nahmen diese Mordbanden sehr ernst. 
Sie gingen mit unglaublicher Brutali¬ 
tät vor. Die Veteranen der Waffen-SS 
und andere Faschisten marschieren 
immer am 16.3. in Riga in einem „Ge¬ 
denk- und Ehrenmarsch“ zu dem soge¬ 
nannten Freiheits-Denkmal. Diese Eh¬ 
rung findet mit staatlicher Duldung und 
auch teilweiser offener Unterstützung 
durch Behörden statt. 

Wir fragen uns, was das für eine Ehre 
ist? Wie kann man Mörder und Totschlä¬ 
ger, die systematisch Menschen aufs 
grausamste töteten, ehren? Normaler¬ 
weise werden solche Verbrechen straf¬ 
rechtlich geahndet und nicht belobigt. 
Die Veteranen der Waffen-SS erhalten 
aus Deutschland eine Rente. Überleben¬ 
de der SS-Verfolgung müssen um ihren 


Anerkennung als Verfolgte kämpfen 
und erhalten - wenn überhaupt - nur 
eine kleine Entschädigung bzw. Rente, 
die nie dem fürchterlichen Leiden ange¬ 
messen ist bzw. auch nie sein kann. Wie 
kann Geld Leben und Gesundheit erset¬ 
zen. Es kann nur eine Anerkennung des 
erlittenen Leids sein. Diese Anerken¬ 
nung wird den Verfolgten oft verweigert. 

Mit diesem Ehrenmarsch werden 
die Überlebenden und deren Nach¬ 
kommen verhöhnt. Ihre Leiden wer¬ 
den lächerlich gemacht. Noch schlim¬ 
mer: Gegenproteste von Antifaschis¬ 
ten in Lettland ziehen erhebliche 
Repressalien nach sich, strafrechtli¬ 
che Verfolgung, Telefonüberwachung, 
Reisebeschränkungen, Polizeiwillkür, 
Behördenschikanen, staatliche Ein¬ 
flussnahme auf Hotels und Reiseveran¬ 
stalter. Diese Schikanen erfährt beson¬ 
ders die Organisation „ Lettland ohne 
Nazis“. Mitglieder der VVN-BdA wer¬ 
den mit Einreiseverboten belegt oder 
abgeschoben. 


Wir würden uns wünschen, dass sich 
dieser besondere Fleiß der lettischen 
Behörden gegen die Täter richten wür¬ 
de und nicht gegen Antifaschisten, die 
für eine humane Welt ohne Faschisten 
kämpfen und in der Faschisten keine 
Chance haben, sich wieder breit zu ma¬ 
chen und wieder Gräueltaten verrich¬ 
ten zu können. 

Ja, und warum stehen wir hier - ge¬ 
nau hier? 

Jetzt kommen Sie ins Spiel, Herr 
Prof. Dr. Bruno Braun. Sie sind seit 
1994 lettischer Honorarkonsul. Sie ha¬ 
ben 2003 das Verdienstkreuz 1. Klasse 
von der BRD verliehen bekommen. Wir 
fragen uns wofür? Dass Sie die Inter¬ 
essen des lettischen Staates vertreten? 
Einem Staat, der Faschisten unterstützt 
und schützt und Antifaschisten drang¬ 
saliert? Kommen Sie nicht mit der Ant¬ 
wort „ich stelle nur wirtschaftliche Kon¬ 
takte her“. Die Rolle der Wirtschaft in 
der Zeit der Nazis ist uns bekannt. Die 
Unternehmen kamen aus dem 2. Welt¬ 
krieg reicher hervor als sie es jemals vor 
dem Krieg waren. Die Opfer sind heute 
noch Opfer. Es darf nicht sein, dass wei¬ 
terhin wirtschaftliche Interessen über 
Leichen oder Opfer gehen und Täter 
geschützt oder sogar gefördert werden. 
Mit Ihrer Funktion als Honorarkonsul 
unterstützen Sie indirekt diese Faschis¬ 
ten in Lettland. Da können Sie sich 
nicht aus der moralischen Verantwor¬ 
tung ziehen. Setzten Sie sich dafür ein, 
dass dieser Ehrenmarsch der Waffen- 
SS nicht mehr stattfindet und dass Ve¬ 
teranen der Waffen-SS keine Rente aus 
Deutschland beziehen. Wir würden uns 
über Ihre Unterstützung freuen. 

Wir Antifaschisten werden jedes 
Jahr vor den lettischen Konsulaten de¬ 
monstrieren und nicht eher aufhören, 
bis dieser Ehrenmarsch der Waffen-SS 
nicht mehr stattfindet und Antifaschis¬ 
ten in Lettland nicht mehr mit Repres¬ 
salien belegt werden. 


Auch mit der neuen Bundesregierung 
gehen die Kriegsabenteuer weiter - 
und die Rüstungsexporte in Kriegsge¬ 
biete. Für die Kriegsabenteuer muss 
kräftig weiter aufgerüstet werden, die 
Bundeswehr mehr Geld für bessere 
und moderne Ausrüstungen bekom¬ 
men. Man will schließlich in Europa, in 
der Welt „mitmischen“. Bundeskanzle¬ 
rin Merkel und ihr Kabinett waren ge¬ 
rade einen Tag im Amt, schon wurden 
am Donnerstag und Freitag der vori¬ 
gen Woche im Bundestag Anträge zur 
Verlängerung und Ausweitung von 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr 
vorgelegt. Es ist sicher, dass diese An¬ 
träge in dieser Woche bei den Abstim¬ 
mungen im Bundestag eine deutliche 
Mehrheit erhalten werden. Kritik und 
Ablehnung der Einsätze kam nur aus 
der Fraktion der Partei „Die Linke“ 
und von Grünen-Abgeordneten. 

Der Bundesregierung geht es un¬ 
ter anderem um die Verlängerung der 
Mandate für Afghanistan, Mali, den 
Südsudan, in Dafür. Die Teilnahme be¬ 
waffneter deutscher Streitkräfte an der 
NATO-geführten Maritimen Sicher¬ 
heitsoperation „Sea Guardian“ im Mit¬ 
telmeer soll fortgesetzt werden. Alexan¬ 
der S. Neu, Fraktion „Die Linke“, sagt, 
dass das neue Anti-IS-Mandat der Bun¬ 
deswehr für den Irak und Syrien wieder 
einmal mehr als deutlich zeige, dass es 
der Bundesregierung, im Gefolge der 
US-Amerikaner, vornehmlich um ihre 
geostrategischen Interessen geht. 

Der Einsatz im Irak wird - so der 
Plan der Bundesregierung - ausgewei¬ 
tet. Sie plant in diesem Zusammenhang 
den „Einsatz bewaffneter deutscher 
Streitkräfte zur nachhaltigen Bekämp¬ 
fung des IS-Terrors und zur umfassen¬ 
den Stabilisierung des Iraks“. Die bis¬ 
herige Ausbildungsmission in Nordirak 
soll durch einen landesweiten Einsatz 
ersetzt werden. Künftig werden nicht 
mehr nur kurdische Peschmerga- 


Kämpfer ausgebildet, sondern auch die 
regulären irakischen Streitkräfte, dar¬ 
unter ihre Führungsebene. Angeblich 
soll dieser Einsatz „zur Stabilisierung 
des Iraks“ beitragen. 

Sevim Dagdelen, Vizevorsitzen¬ 
de der Linksfraktion, erklärte in der 
Aussprache am vorigen Donnerstag: 
„Keine 24 Stunden im Amt, legt uns 
die neue schwarz-rote Bundesregie¬ 
rung ein halbes Dutzend Anträge zu 
Bundeswehreinsätzen im Ausland vor. 
Während die Schlangen an den Tafeln 
in unserem Land immer länger werden, 
sollen in den nächsten sechs Monaten 
sage und schreibe 69,5 Millionen Euro 
allein für eines dieser vielen kostspie¬ 
ligen, hochgefährlichen militärischen 
Abenteuer {gemeint ist der Einsatz im 
Irak - NH) ausgeben werden ... “. Selbst 
der Einsatz gegen den IS sei ein Ver¬ 
stoß gegen das Grundgesetz, weil nicht 
von einem UNO-Mandat gestützt. Sie 
machte aber vor allem auch auf die 
Heuchelei der Bundesregierung auf¬ 
merksam, die nichts gegen den NATO- 
Partner Türkei unternehme, der „mit 
deutschen Panzern an der Seite isla- 
mistischer Mörderbanden diejenigen 
in Syrien niederwalzt und beschießt, 
die seit Jahren entschieden gegen den 
,Islamischen Staat’ kämpfen.“ - Wenige 
Tage später fiel Afrin. 

Auf eine Kleine Anfrage des Grü- 
nen-Politikers Omid Nouripour ant¬ 
wortete die Bundesregierung, dass - 
in den ersten fünfeinhalb Wochen der 
türkischen Operation „Olivenzweig“ 
gegen die Kurdenmiliz YPG in Nord¬ 
syrien - 20 Genehmigungen für Rüs¬ 
tungslieferungen an die Türkei in ei¬ 
nem Umfang von 4,4 Millionen Euro 
erteilt worden sind. Noch im Februar 
hatte der damalige Außenminister Sig¬ 
mar Gabriel (SPD) behauptet, dass seit 
Beginn der Syrien-Offensive ein kom¬ 
pletter Exportstopp für die Türkei gel¬ 
te. Das war eine Lüge. Nina Hager 
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Schlappe für Schlapphüte 

Rolf Gössner setzt sich erfolgreich gegen Bespitzelung zur Wehr 


N ach vierstündiger mündlicher 
Berufungsverhandlung hat das 
Oberwaltungsgericht (OVG) 
Nordrhein-Westfalen mit Urteil 
vom 13. März dieses Jahres entschie¬ 
den, dass die über 38-jährige geheim¬ 
dienstliche Überwachung des Rechts¬ 
anwalts, Publizisten und Bürgerrecht¬ 
lers Rolf Gössner unverhältnismäßig 
und rechtswidrig war. 

Im Verfahren ging es um die Be¬ 
rufung der Bundesregierung gegen 
das erstinstanzliche Urteil des Ver¬ 
waltungsgerichts Köln, welches die 
Dauerüberwachung Gössners durch 
das Bundesamt für Verfassungsschutz 
schon Anfang 2011 für unverhältnismä¬ 
ßig und grundrechtswidrig erklärt hatte 
(UZ berichtete). 

Laut OVG sei Gössner zwischen 
1970 und 2008 durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz „in Form der Samm¬ 
lung und Auswertung von Informatio¬ 
nen in einer Personenakte beobachtet 
worden“. Die Spitzelbehörde hatte dies 
unter anderem mit Gössners angebli¬ 
cher „Unterstützung der DKP und wei¬ 
terer DKP-naher Organisationen und 
durch das journalistische Eintreten für 
deren (Teil-)Ziele und die Tätigkeit als 
Referent auf entsprechenden Veran¬ 
staltungen“ begründet. Auch den Kon¬ 
takt zu bestimmten Presseorganen, in 
denen der Jurist veröffentlichte, denen 
er Interviews gab oder in denen über 
seine Bürgerrechtsaktivitäten berich¬ 
tet wurde, werfen die Spitzeldienste 
ihm vor. 

Der Inlandsgeheimdienst hatte au¬ 
ßerdem erst im Laufe des Klagever¬ 


fahrens neue Vorwürfe gegen Gössner 
nachgelegt, die zuvor keinerlei Rolle 
gespielt hätten, wie sein Rechtsanwalt 
Udo Kauß im Nachgang an den neuer¬ 
lichen Sieg des Menschenrechtlers sagte. 
Gössner selbst zeigte sich nach der über 
zwölfjährigen Verfahrensdauer in 
zwei Instanzen erleichtert über den 
Ausgang der Berufung. „Ich be¬ 
danke mich sehr herzlich für die 
zahlreichen Solidaritätsbekun¬ 
dungen und guten Wünsche 
zum Ausgang dieses Pro¬ 
zesses, die mich in mei¬ 
nem Durchhaltever¬ 
mögen sehr bestärkt 
und nun zu einem 
guten Ergebnis 
geführt haben“, 
sagte er nach 
Bekanntgabe 



Nordrhein-Westfalen seien „Meilen¬ 
steine im Kampf gegen einen über¬ 
griffigen Inlandsgeheimdienst“. „Ein 
Geheimdienst hat im Meinungsbe¬ 
reich nichts zu suchen. Das gilt für 
alle Bürger und Bürgerinnen - insbe¬ 
sondere auch für Berufsgeheimnis¬ 
träger; denn unter Überwachungs¬ 
bedingungen ist der Schutz von 
Berufsgeheimnissen nicht zu 
gewährleisten“, konstatierte 
Gössners Anwalt. 

Kauß bezichtigte die 
Inlandsgeheimdiens¬ 
te, versucht zu haben, 
auch die Bücher, 
Schriften und In¬ 
terviews des Bür¬ 
gerrechtlers in 
Misskredit zu 
bringen und 


der Entscheidung. Dieses Urteil sei „ein 
gerichtlicher Sieg über geheimdienstli¬ 
che Verleumdungen und Willkür, eine 
Entscheidung zugunsten der Meinungs-, 
Presse- und Berufsfreiheit.“ 

Die beiden Urteile des Verwal¬ 
tungsgerichts Köln und des OVG 


„die inhaltliche und begründete Kri¬ 
tik Gössners an bundesdeutscher 
Sicherheits- und Antiterrorpolitik 
sowie an den Sicherheitsorganen, 
insbesondere den Geheimdiensten, 
einem Extremismusverdacht“ aus¬ 
gesetzt zu haben. 


Das OVG stellte unterdessen klar, 
dass es für die Beurteilung der Recht¬ 
mäßigkeit der Überwachungsmaßnah¬ 
me darauf ankomme, „ob die dem Bun¬ 
desamt für Verfassungsschutz im jewei¬ 
ligen Zeitpunkt bekannten Tatsachen 
konkrete Anhaltspunkte für verfas¬ 
sungsfeindliche Bestrebungen geboten 
hätten“, wie es in einer Pressemittelung 
des Gerichtes hieß. Dies sei in Bezug 
auf den Kläger nicht der Fall. 

Bezüglich einer angeblichen Unter¬ 
stützung der DKP durch Gössner stell¬ 
ten die Richter klar, es fehle an Anhalts¬ 
punkten dafür, dass der Bürgerrechtler 
„die Organisationen als solche bzw. de¬ 
ren verfassungsfeindlichen Ziele nach¬ 
drücklich unterstützt“ habe. Darüber 
hinaus sei die Beobachtung angesichts 
der mit ihr einhergehenden Grund¬ 
rechtseingriffe auch unverhältnismäßig 
gewesen“, so die Richter weiter. 

DKP-Parteivorsitzender Patrik 
Köbele erneuerte mit Blick auf seine 
eigene Partei die Forderung, die Be¬ 
spitzelung von Kommunistinnen und 
Kommunisten endlich einzustellen. 
Zugleich müssten Berufsverbotsopfer 
rehabilitiert und für das erlittene Un¬ 
recht auch finanziell entschädigt wer¬ 
den. Auch das Verbot der KPD sei auf¬ 
zuheben. 

Ob das Bundesamt für Verfas¬ 
sungsschutz das Urteil in Sachen Rolf 
Gössner gegen die Bundesrepublik 
Deutschland nun endlich akzeptieren 
wird, bleibt hingegen unklar. Eine Be¬ 
rufung gegen den ergangenen Urteils¬ 
spruch hat das OVG zugelassen. 

Markus Bernhardt 


Servus Bayern, Grüß Gott Berlin 

Horst Seehofer zieht es ins Heimatministerium 



Das ist Heimat: Horst Seehofer auf dem Oktoberfest 


Zugegeben, dramaturgisch war es 
schick inszeniert. Am Dienstag vergan¬ 
gener Woche war sein letzter Arbeits¬ 
tag als Ministerpräsident des Freistaats 
Bayern. In einer allerletzten Kabinetts¬ 
sitzung erklärte er seinen Rücktritt zum 
Ende des Tages, im Plenarsaal hatte er 
sich schon seit Mitte Oktober nicht 
mehr blicken lassen. Er trat noch ein¬ 
mal vor die Kameras, um seinem Frei¬ 
staat noch warme Worte zu hinterlas¬ 
sen. Es tue ihm leid. Nicht etwa wegen 
seiner 10 Jahre als Ministerpräsident, in 
der der Freistaat Vorreiter für reaktio¬ 
näre Politik im ganzen Land gewesen 
ist, er sei mit sich „voll im Reinen.“ Ihm 
tue es nur leid, dass er jetzt schon ge¬ 
hen muss, „in Folge der Entwicklungen 
der Landtagsfraktion“. Diese hatte ihn 
im November gemeinsam mit der Jun¬ 
gen Union abgesägt und Markus Söder 
ins Amt gehievt. Nach dem Interview 
verließ er die Staatskanzlei mit seinem 
Dienstwagen Richtung Berlin, wo er am 
Mittwoch vergangener Woche als Bun¬ 
desinnenminister vereidigt wurde. 

Er ließ exklusiv über „Bild“ verkün¬ 
den, wie die Bayerische Linie im Bun¬ 
desinnenministerium Einzug nehmen 
wird. Er wolle in Zukunft „null Tole¬ 
ranz gegenüber Straftätern“ walten 
lassen. Dabei gehe es vor allem darum, 
„bei Straftätern und Gefährdern unter 
den Asylbewerbern“ härter durchzu¬ 
greifen und dafür schlägt er eine Video¬ 
überwachung in allen „Brennpunkten 
im Land“ vor. Er wolle einen „Master¬ 
plan für schnellere Asylverfahren und 
konsequentere Abschiebungen“ erar¬ 
beiten. Sinnvoll seien dafür die nach 
bayerischem Vorbild eingerichteten 
„Entscheidungszentren“. Darin „blei¬ 
ben die Flüchtlinge, bis über ihren 
Asylantrag entschieden ist“ und wer¬ 
den nicht dezentral untergebracht. 

Dabei stützt er sich nicht nur auf sei¬ 
ne Freunde in der Koalition, die durch 
eigenmächtige Grenzkontrollen und 
Abschiebelager in Bayern vorgelebt 
haben, was Sache ist, sondern auch auf 
die medialen Scharfmacher des Sprin¬ 
ger-Verlags. „Bild“ hatte Ende Oktober 
über 22 000 Zuschriften und Leserbrie¬ 
fe ans Kanzleramt geschickt und jubelte 


nun, wie viel davon in der Neuauflage 
der GroKo zu finden sei: Mehr Abschie¬ 
bungen, mehr Polizei sowie eine Ober¬ 
grenze. Auch führe ein angeblicher oder 
realer Sozialleistungsbetrug zur Been¬ 
digung von Asylverfahren. „Bild“ ju¬ 
belt, die AfD jubelt, Seehofer jubelt. 

All diese Maßnahmen lenken vom 
realen Problem ab: Von 2015 auf 2016 
verdoppelten sich die Ausgaben für Ge¬ 
flüchtete um 4 Milliarden auf 9,23 Mil¬ 
liarden Euro, obwohl damals schon die 
Zahl der Geflüchteten um 250 000 ge¬ 
sunken war. Der Grund: Die meist pri¬ 
vaten Vermieter und Betreiber von Un¬ 
terkünften, Traglufthallen und Contain¬ 
erdörfern erhöhten die Mieten drastisch 
und konnten sich auf langfristige Verträ¬ 
ge berufen. Im gleichen Jahr flössen aus 
dem Bundeshaushalt 21,7 Milliarden 
Euro als Zinsen an private Kreditgeber 
der Bundesschulden, die Rüstungsaus¬ 
gaben stiegen um mehrere Milliarden 
Euro. Das Geld landete also eben nicht 
beim von der eigentlichen GroKo aus 


CDU/CSU, SPD, FDP und AfD auser¬ 
korenen „Sozialschmarotzer“ und der 
im Koalitionsvertrag angeprangerten 
„Armutsmigration“. Im Jahr 2016 stieg 
der Gewinn der 30 DAX-Konzerne auf 
114,2 Milliarden Euro - das Zehnfache 
der Ausgaben für geflüchtete Menschen. 

Seehofer wurde nach seinem Sturz 
im November nun nach Berlin verfrach¬ 
tet und soll Innenminister, Bauminister 
und Heimatminister werden. Als Hei¬ 
matminister sieht der Koalitionsvertrag 
vor allem das Ziel, „gleichwertige Le¬ 
bensverhältnisse in handlungs- und leis¬ 
tungsfähigen Kommunen in städtischen 
und ländlichen Räumen, in Ost und 
West“ zu schaffen. Seit Jahren verarmen 
immer mehr Kommunen. Das Geld, das 
für Investitionen in Infrastruktur, Frei¬ 
zeitgestaltung oder kommunalen Woh¬ 
nungsbau aufgewendet werden muss, 
wird durch Privatisierungen und Public- 
Private-Partnerships teuer erkauft. Der 
Bund dreht den Geldhahn zu, die Kom¬ 
munen antworten mit Sparprogrammen 


und einer Politik der „Schwarzen Null“. 
Die Folge: Immer mehr kommunale 
Leistungen müssen zusammengespart 
werden, immer mehr Schwimmbäder, 
Jugendzentren oder Bibliotheken wer¬ 
den dichtgemacht, städtische Verwal¬ 
tungen werden zusammengestrichen, 
städtische Krankenhäuser werden pri¬ 
vatisiert. Der vom Koalitionsvertrag be¬ 
schworene gute Zugang zu diesen Leis¬ 
tungen ist nahezu nirgends Realität. 
Kommunen sollen im Sinne der „Hilfe 
zur Selbsthilfe“ selbst mit Altschulden 
und hohen Kassenkrediten klar kom¬ 
men. Der Bund übernimmt damit voll¬ 
ständig die Rolle einer Schuldnerbera¬ 
tung, die gleichzeitig den Kreditgeber 
darstellt. Milliardeneinsparungen im 
Bereich der Kommunen gehen zu Las¬ 
ten von uns allen, die Mehrausgaben 
landen in den Taschen von Banken und 
Konzernen. Mit Horst Seehofer als Hei¬ 
matminister hat die GroKo einen konse¬ 
quenten Streiter für diese Verarmungs¬ 
politik gefunden. TomTalsky 


Wer wurde gewählt? 

Der neue Parteivorstand 

Die Delegierten des 22. Parteitages der 
DKP, der vom 2. - 4. März in Frankfurt/ 
Main stattfand, wählten auch einen neu¬ 
en Partei Vorstand. Er umfasst mit den 
Vorsitzenden Patrik Köbele und seinen 
Stellvertreterinnen Hans-Peter Bren¬ 
ner und Wera Richter 32 Personen. Das 
Durchschnittsalter konnte gegenüber 
dem zuvor amtierenden Parteivorstand 
von 53 auf 50 Jahre leicht gesenkt wer¬ 
den. Acht Mitglieder sind unter 40 Jahre, 
18 zwischen 40 und 60 Jahre alt und sechs 
sind über 60 Jahre alt. Mit zwölf Genos¬ 
sinnen entspricht der Frauenanteil von 
37 Prozent dem in der Gesamtpartei. 

Die meisten Mitglieder stehen im Ar¬ 
beitsleben, zum Beispiel als Elektriker, 
Schiffbauer, Versicherungskaufmann, 
Tierärztin, Soziologin, Sozialarbeiterin 
und IT-Berater. 22 der Parteivorstands¬ 
mitglieder sind in der Gewerkschaft ver. 
di, sechs in der IG Metall und jeweils 
eine/r in der GEW, IG BAU und der 
EVG organsisiert. Zwölf Genossinnen 
sind in der VVN-BdA, je fünf in der Ro¬ 
ten Hilfe und im Verein Soja, vier sind 
bei den Freidenkern aktiv und ein Ge¬ 
nosse ist in der SDAJ organisiert. 

Mit Ausnahme der Bundesländer 
Rheinland-Pfalz, Saarland und Sach¬ 
sen-Anhalt sind alle Bundesländer 
vertreten. Vier Genossinnen leben in 
Ostdeutschland. 

Bei der Zusammensetzung des Vor¬ 
standes ging es entsprechend des Be¬ 
schlusses zur Parteistärkung um die 
größere Gewichtung der Betriebs- und 
Gewerkschaftsarbeit, insbesondere des 
Bereichs Gesundheitspolitik, der Kom¬ 
munalpolitik und der Theorie- und Bil¬ 
dungsarbeit. So wurden unter anderem 
mit Olaf Harms (ver.di), Marion Kös¬ 
ter, Uwe Fritsch und Jürgen Bäumer 
(alle IG Metall) und Rainer Perschews- 
ki (EVG) aktive Gewerkschafterlnnen 
bestätigt. Mit Monika Münch-Stein- 
buch aus Stuttgart wurde eine Vertre¬ 
terin der Branchengruppe Gesundheit 
neu in das Gremium gewählt. 

Michael Grüß aus Potsdam soll in 
diesem Jahr eine Kommission Kom¬ 
munalpolitik ins Leben rufen. Mit Mi¬ 
chaela Sohn aus Hannover und Pab¬ 
lo Graubner aus Wetzlar wurden zwei 
Mitglieder der Bildungskommission neu 
in den Parteivorstand gewählt. Verant¬ 
wortlich im Gremium angebunden wird 
nun auch die Umweltkommission, in der 
Tina Sanders aus Hamburg voraussicht¬ 
lich Verantwortung übernehmen wird. 
Auch der Chefredakteur dieser unserer 
Zeitung, Lars Mörking, ist nun Mitglied 
im Parteivorstand. Ebenso wurde Lo¬ 
thar Geißler, Chefredakteur der Mar¬ 
xistischen Blätter, bestätigt. 

Der Parteivorstand trifft sich zu sei¬ 
ner ersten Sitzung am 21./22. April in 
Essen, wo er ein Sekretariat aus seinen 
Reihen und Leiterinnen seiner Kom¬ 
missionen wählen wird. 

Genossinnen 

Marion Köster 
Renate Koppe 
Katrin Krützner 
Kornelia Lopau 
Birgit Lossdörfer 
Monika Münch-Steinbuch 
Seta Radin 
Wera Richter 

Angelika Richter-Manecke 
Tina Sanders 
Michaela Sohn 
Walpurga Steierer 

Genossen 

August Ballin 
Jürgen Bäumer 
Hans-Peter Brenner 
Uwe Fritsch 
Lothar Geißler 
Pablo Graubner 
Michael Grüß 
Olaf Harms 
Jürgen Karbe 
Patrik Köbele 
Toni Köhler-Terz 
Axel Koppey 
Klaus Leger 
Peter Lommes 
Thorsten Lünzmann 
Lars Mörking 
Rainer Perschewski 
Günter Pohl 
Jan Salm 
Björn Schmidt 
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Relative Ruhe 


ln den Volksrepubliken des Donbass geht der Aufbau weiter 



Schweres ukrainisches Kriegsgerät wird an der Frontlinie von OSZE-Mitarbeitern kontrolliert - abgezogen wurde es nie. 


Präsidentschaftswahl 
in Russland 

Mit 76,66 Prozent der Stimmen ist 
Russlands Präsident am vergange¬ 
nen Sonntag mit seinem bisher bes¬ 
ten Ergebnis wiedergewählt wor¬ 
den. Damit kann Putin seine vierte 
Amtszeit antreten, die bis 2024 dau¬ 
ern wird. Pawel Grudinin, der Kan¬ 
didat der Kommunistischen Par¬ 
tei, erreichte mit 11,9 Prozent der 
Stimmen das zweitbeste Ergebnis, 
der Faschist Wladimir Schirinowski 
landete mit 5,66 Prozent auf Platz 
drei. Die Wahlbeteilung lag bei 67,4 
Prozent und war damit etwas höher 
als bei der Präsidentenwahl 2012. 

Elnterlegene Kandidaten und 
ausländische Wahlbeobachter klag¬ 
ten über angebliche Wahlmanipula¬ 
tionen, die Leiterin der Wahlkom¬ 
mission bezeichnete die Wahl dage¬ 
gen als transparent. Sie annullierte 
die Ergebnisse lediglich in fünf der 
98 000 Wahllokale. 

An den Präsidentschaftswahlen 
können auch im Ausland lebende 
Russen teilnehmen. In der Ukraine 
wurden die etwa 10 000 dort leben¬ 
den russischen Staatsbürger an der 
Wahl gehindert: Polizeiabsperrun¬ 
gen und nationalistische Schläger¬ 
trupps hinderten sie daran, die rus¬ 
sischen Konsulate zu betreten. Laut 
Innenminister Arsen Awakow sei 
dies die Antwort darauf, dass auch 
die Bewohner der Krim an der Wahl 
teilnehmen konnten. 

Deutsche Medien berichte¬ 
ten nicht über diese Verletzung des 
Wahlrechts. Kritisiert wurde aller¬ 
dings eine lange Liste angeblicher 
Wahlverstöße, darunter unter ande¬ 
rem die Tatsache, dass in Wahllokalen 
vergünstigte Lebensmittel zu kaufen 
waren oder die Wahl mit Musik und 
Tanz vor den Wahllokalen zu einem 
geselligen Ereignis gemacht wurde. 
Die westlich finanzierte Wahlbeob¬ 
achtungsorganisation „Golos“ gab 
an, es habe massive Manipulationen 
gegeben, mit 2 700 lag die Angabe 
aber deutlich unter der Anzahl der 
Verstöße, die sie bei der Wahl 2012 
gemeldet hatten. Da waren es 5 000. 

Volkskongress beendet 

Am vergangenen Dienstag endete 
die Jahrestagung des Nationalen 
Volkskongresses (NVK) der VR 
China in Peking. Auf einer Pres¬ 
sekonferenz im Anschluss an die 
NVK-Jahrestagung sprach der chi¬ 
nesische Ministerpräsident Li Ke- 
qiang über die Vorhaben der Re¬ 
gierung. China wolle demnach in 
diesem Jahr mehr als 13 Millionen 
neue Arbeitsplätze in den Städten 
schaffen, sagte er. 

In den vergangenen fünf Jah¬ 
ren seien mehr als 66 Millionen 
Arbeitsplätze in den Städten ge¬ 
schaffen worden. Die Regierung 
gehe davon aus, dass dieses Jahr 
mindestens 3 Millionen Arbei¬ 
ter aus den ländlichen Gebie¬ 
ten einen neuen Arbeitsplatz in 
der Stadt suchen werden. „Es ist 
die Verantwortung der Regie¬ 
rung, diesen Menschen stabile 
Beschäftigungsmöglichkeiten zu 
bieten“, sagte Li. 

Laut Regierungsangaben wird 
mit 8,2 Millionen Hochschulabsol¬ 
venten zudem eine Rekordzahl von 
jungen Menschen eine Arbeit auf¬ 
nehmen. Hinzu kommen 5 Millionen 
Absolventen von Berufsoberschulen. 

In seiner Sitzung am Montag bil¬ 
ligte der NVK zudem eine Kabinetts¬ 
umbildung. Neben den personellen 
Veränderung wird es vor allem Ver¬ 
änderungen bei den Zuständigkeiten 
geben. So wurde Chinas Entwick¬ 
lungszusammenarbeit bisher vom 
Handelsministerium und vom Au¬ 
ßenministerium koordiniert. Sie wird 
zukünftig durch eine neu geschaffe¬ 
ne „Gesellschaft für Internationale 
Entwicklung und Zusammenarbeit“ 
koordiniert, die der Zentralregierung 
direkt unterstellt ist. Sie wird auch im 
Zusammenhang mit dem Projekt der 
„Neuen Seidenstraße“ aktiv werden, 
einem interkontinentalen Infrastruk¬ 
tur-Netz, das China mit 64 Ländern 
Asiens, Europas und Afrikas verbin¬ 
den soll. 


S eit dem 5. März gilt im Donbass 
wieder ein Waffenstillstand. Tat¬ 
sächlich wird seitdem weniger ge¬ 
schossen. In der Donezker Volksrepub¬ 
lik (DVR) gab es vier Tage vollständi¬ 
ger Waffenruhe. Dennoch wurden dort 
in der letzten Woche wieder mehrere 
Häuser beschädigt oder zerstört. 

In der zweiten Märzwoche wurden 
drei mal Fahrzeuge beschossen, die Ma¬ 
terial oder Personal zur Donezker Fil¬ 
terstation transportierten. Die Station 
ist eine für die Wasserversorgung von 
hunderttausenden von Menschen auf 
beiden Seiten der Front wichtige Ein¬ 
richtung in der „grauen Zone“ bei Do¬ 
nezk. Nur durch Zufall wurde bei dem 
Beschuss niemand verletzt. Von neun 
Anfragen der DVR an die Ukraine nach 
Sicherheitsgarantien für Reparaturar¬ 
beiten, unter anderem an dieser Filter¬ 
station, wurden sieben von der Ukraine 
vollständig ignoriert, bei zweien wurden 
keine Sicherheitsgarantien erteilt. 

Die Ukraine konzentriert weiter 
schwere Waffen und Truppen an der 


Am 16. März fand in der lettischen 
Hauptstadt Riga - wie jedes Jahr seit 
1991 - ein Marsch zu Ehren der letti¬ 
schen Einheiten der Waffen-SS statt, ver¬ 
bunden mit einem Gottesdienst, einem 
Ehrenmarsch und einer fahnengesäum¬ 
ten Kundgebung am Freiheitsdenkmal. 

Lettland gehört mit Estland, Litauen, 
der Ukraine und Bulgarien zu den osteu¬ 
ropäischen Staaten, in denen Einheiten 
der Waffen-SS und andere mit den Na¬ 
zis kollaborierende antisemitische To¬ 
desschwadronen als nationale Idole ge¬ 
feiert werden, obwohl diese Einheiten 
für Massenmorde verantwortlich waren. 
Wesentlicher Teil der lettischen SS-Le- 
gion waren die lettischen Polizei- und 
Sonderkommandos, die mit Beginn der 
deutschen Besatzung zusammen mit der 
deutschen Wehrmacht, der SS und dem 
„Sicherheitsdienst“ der SS (SD) tausend¬ 
fach jüdische Frauen, Männer und Kin¬ 
der ermordeten und Vernichtungsakti¬ 
onen und Massenerschießungen durch¬ 
führten. Diese Ehrungen geschehen mit 
staatlicher Duldung und teilweise offe¬ 
ner Unterstützung durch Behörden. 


Frontlinie. Im letzten Monat griff die 
Ukraine Positionen der DVR an, um 
Soldaten der DVR gefangen zu neh¬ 
men und Informationen zu erlangen. 
In einem dieser Fälle war die ukrai¬ 
nische Seite auf Grund mangelhafter 
Geheimhaltung gezwungen, die Leiche 
eines Soldaten an die DVR zu überge¬ 
ben, sie wies Spuren von schwerer Fol¬ 
ter auf. 

Möglicherweise - so jedenfalls die 
Vermutung in der DVR - ist die rela¬ 
tive Ruhe nur eine zeitweilige Begleit¬ 
erscheinung der Umstellung der „An¬ 
titerroroperation“ gegen den Donbass 
unter Führung des Sicherheitsdienstes 
der Ukraine auf die „Operation der 
Vereinigten Kräfte“ unter Leitung der 
ukrainischen Streitkräfte. Dies hatte 
das ukrainische Parlament auf Initiati¬ 
ve Petro Poroschenkos mit der Verab¬ 
schiedung des Gesetzes über die „Re¬ 
integration“ des Donbass beschlossen. 
Dafür hat Poroschenko Mitte März als 
Befehlshaber Generalleutnant Najew, 
den bisherigen Stellvertretenden Lei- 


Der jährliche Rigaer „Ehren¬ 
marsch“ ist daher eine unerhörte Provo¬ 
kation für die Angehörigen der Opfer 
der lettischen Polizei und SS-Verbän- 
de und für die jüdischen, russischspra¬ 
chigen und andere Minderheiten im 
Land. Er steht nicht nur im Gegensatz 
zu den Grundwerten der Europäischen 
Union, deren sonstige Vorzüge der let¬ 
tische Staat andererseits gerne entge¬ 
gennimmt, sondern ist auch eine Pro¬ 
vokation gegenüber der Russischen Fö¬ 
deration und damit eine Gefahr für den 
Frieden in Europa. 

Seit mehreren Jahren protestieren 
lettische und europäische Antifaschis¬ 
ten in Riga gegen diese Formen des 
Geschichtsrevisionismus. Die Reakti¬ 
on der lettischen Behörden waren auch 
in diesem Jahr massiv, antifaschistische 
Demonstranten wurden erheblichen 
Repressalien ausgesetzt - Telefonüber¬ 
wachung, Reisebeschränkungen auch 
gegenüber EU-Bürgern, Behördenschi¬ 
kanen, Polizeiwillkür, staatliche Ein¬ 
flussnahme auf Hotels und Veranstal¬ 
tungsunternehmen. Dies galt auch für 


ter des Generalstabs der ukrainischen 
Streitkräfte, ernannt. 

Zu dessen Amtseinführung be¬ 
suchte Poroschenko Kramatorsk im 
von der Ukraine besetzten Teil der 
DVR. „Ich habe dem Kommandeur 
der vereinigten Kräfte die Aufgabe ge¬ 
stellt, die Streitkräfte so weit zu stär¬ 
ken, dass sie nicht nur verteidigungs¬ 
fähig sind, sondern auch in der Lage, 
das besetzte Territorium zu befreien“, 
sagte er dort. 

In dieser Kriegssituation geht in 
den Volksrepubliken der Wiederauf¬ 
bau weiter. In der DVR werden - trotz 
einiger Rückschläge wegen fehlender 
Rohstofflieferungen - Metallbetriebe 
wieder in Betrieb genommen, die Land¬ 
wirtschaft wird ausgebaut. Seit Jahr¬ 
zehnten nicht erneuerte Infrastruktur 
wird ausgetauscht, einige kleinere Or¬ 
ten sind zum ersten Mal seit über zehn 
Jahren wieder an die zentrale Wasser¬ 
versorgung angeschlossen. Von den fast 
30 000 zerstörten Wohngebäuden und 
sozialen Objekten sind 25-30 Prozent 


Unterstützer, die aus Deutschland und 
anderen Ländern anreisen. Teilweise 
wurde ihnen am Flughafen die Einrei¬ 
se verwehrt oder sie wurden unter Po¬ 
lizeibewachung an die litauische Gren¬ 
ze deportiert. Russische Veteranen, die 
mit einem Bus anreisten, hielt man bis 
zum Ende des Gedenkmarsches an der 
Grenze auf und verweigerte anschlie¬ 
ßend die Einreise. Dennoch protestier¬ 
ten auch in diesem Jahr Mitglieder der 
VVN-BdA und anderer Mitglieds ver¬ 
bände der Internationalen Föderation 
der Widerstandskämpfer (FIR) in Riga 
und in anderen europäischen Städten 
vor lettischen Botschaften und Konsu¬ 
laten gegen die Verherrlichung von NS- 
Kollaborateuren und Massenmördern. 

In Griechenland übergaben mehre¬ 
re Dutzend Veteranen der „Panhelle- 
nischen Vereinigung der Veteranen des 
nationalen Widerstands“ (PEAEA) der 
lettischen Botschaft in Athen eine deut¬ 
lich formulierte Protestnote. In Italien 
und Ungarn fanden ebenfalls Protestak¬ 
tionen vor den Botschaften und Konsu¬ 
laten statt. In Deutschland gab es Ak- 


wiederaufgebaut, angesichts der stän¬ 
digen neuen Zerstörungen eine große 
Leistung. Die kommunalen Tarife sind 
stabil. Während in der Ukraine Bil¬ 
dungseinrichtungen aufgrund der Käl¬ 
te geschlossen wurden, läuft die Heiz¬ 
periode in der DVR normal. Die Bür¬ 
ger wissen dies offenbar zu schätzen, 
die kommunalen Leistungen werden 
von mehr als 85 Prozent der Bevölke¬ 
rung bezahlt, obwohl es im privaten Be¬ 
reich kaum Sanktionen bei Rückstän¬ 
den gibt. Auch in der LVR ist mit der 
neuen Führung des Landes unter Le- 
onid Pasetschnik seit November 2017 
eine positive Entwicklung festzustellen. 
In beiden Republiken wird derzeit breit 
und organisiert über Pläne für die sozi¬ 
ale und ökonomische Entwicklung für 
die nächsten fünf Jahre diskutiert. Im 
Februar haben beide Volksrepubliken 
eine Vereinbarung über einen gemein¬ 
samen Zollraum unterzeichnet, die der 
Beginn einer weiteren engen Zusam¬ 
menarbeit werden soll. 

Renate Koppe 


tionen in Berlin, Bremen und weiteren 
Städten. 

Die Antifaschisten appellierten an 
die Staaten der EU, auf die lettische Re¬ 
gierung einzuwirken, solche geschichts¬ 
revisionistischen Tendenzen zurückzu¬ 
weisen. Auch das russische Außenminis¬ 
terium verlangte eine klare Kritik der 
jährlichen Aufmärsche in der lettischen 
Hauptstadt. Die lettische Regierung 
sieht sich gezwungen, auf die Proteste 
zu reagieren. Zum einen verbreitet die 
Botschaft eine „Expertise“ über die let¬ 
tischen SS-Freiwilligen, die diese von 
Kriegsverbrechen freisprechen und als 
„Kämpfer für die Freiheit Lettlands“ 
präsentieren. Zum anderen meldete 
sich vor wenigen Tagen bei der VVN- 
BdA eine „russische Journalistin“, die 
wissen wollte, ob die Fahrten nach Riga 
von Rossotrudnitschestwo (die Russi¬ 
sche Auslandsgesellschaft, U.Sch.) be¬ 
zahlt würden. Offenbar suchte man ver¬ 
zweifelt nach „Beweisen“, dass auch die 
Proteste in Riga von Russland gesteuert 
seien. 

Ulrich Schneider, Generalsekretär der FIR 


Todesschwadronen gefeiert 

Europäische Proteste gegen die Ehrung der lettischen Waffen-SS 
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Störe meine Kreise nicht 



ln Afrika konnteTillerson nicht viel erreichen - kurz danach war ganz Schluss. 


Die USA und Russland 

R ex Tillerson hatte sich bei seiner 
letzten Reise als US-Außenminis¬ 
ter dem „Are of instability“ (Bo¬ 
gen der Instabilität) in Afrika verschrie¬ 
ben: Tschad, Dschibuti, Äthiopien, Ke¬ 
nia und Nigeria. Im Tschad galt es, die 
militärischen Beziehungen im Rahmen 
der Sahel-G5-Truppe festzuzurren und 
ökonomisch (mit Aufträgen an die US- 
Rüstungsindustrie) zu untermauern. In 
Äthiopien hatten seine Sicherheitsbera¬ 
ter zu tun, den „Regime-Change“ nach 
dem Rücktritt des Ministerpräsidenten 
Hailemariam Desalegn zu befördern. 

In Dschibuti war mit der Präsenz 
der VR China eine Herausforderung 
für die militärisch-strategische Macht 
der USA entstanden: Als zur Waffe ge¬ 
machtes Kapital bezeichnet General 
Thomas D. Waldhauser, der Chef des 
US-Afrikakommandos (Africom), die 
Infrastruktur-Investitionen der VR Chi¬ 
na. Also nicht nur durch die Militärnie¬ 
derlassung, sondern noch mehr durch 
den 23,5 prozentigen Anteil von „Chi¬ 
na Merchants Port Holdings“ am „Port 
de Djibouti SA.“ und dem Bau einer 
Wasserleitung und einer Eisenbahnli¬ 
nie zwischen Äthiopien und Dschibuti, 
auf die US-Africom im Konflikfall nicht 
zurückgreifen kann. Wie der Chef von 
Africom warnte Tillerson davor, von 
China abhängig zu werden, was Dschi¬ 
butis Außenminister Mahamud Ali Jus- 
suf trocken kommentierte, die Schulden 
seien tragbar. Er unterstrich gegenüber 
CNN, dass sich kein Land ohne eine 
starke Infrastruktur entwickeln könne. 
„China ist in dieser Perspektive ein sehr 
guter Partner“. 

Auch der Präsident von Kenia, Uhu- 
ru Kenyatta, zeigte sich durch die von 
Rex Tillerson beschworene Gefährdung 
der Souveränität des Landes aufgrund 
der Verschuldung unbeeindruckt. Auch 
wenn Kenia zu denTop-10-Empfängern 
der USAID-Hilfe 2016 gehört, wird die 
strategische Partnerschaft mit der VR 


Während weit über hunderttausend 
Menschen vor der türkischen Aggres¬ 
sion aus Afrin flüchteten, fliehen auch 
zehntausende aus Ghouta im Osten von 
Damaskus. Aber die Vorzeichen sind 
hier vollkommen anders. Nachdem das 
Gebiet jahrelang unter der Herrschaft 
von Dschihadisten stand, ist die syri¬ 
sche Offensive in Ghouta erfolgreich. 
Zivilisten fliehen über die eingerichte¬ 
ten Korridore zu den Notaufnahmela- 
gern der Regierung. Waren es zu Be¬ 
ginn fast nur Frauen und Kinder, sind 
es mittlerweile auch Männer im wehr¬ 
fähigen Alter. 

Die Flucht erfolgt fast ausschließ¬ 
lich zu Fuß, nur mit dem Nötigsten 
versehen, zum Teil über Straßen, zum 
Teil abenteuerlich durch Hausruinen 
und an Sandsackbarrieren entlang. An 
den Sammelpunkten werden die Men¬ 
schen gut organisiert mit Bussen abge¬ 
holt. Die Notaufnahmelager bieten die 
nötige Grundversorgung, darunter auch 
Schulunterricht. Sie sind aber, wie man 
im syrischen Fernsehen sah, oft bis an 
die Grenzen der Aufnahmefähigkeit 
belegt - oder auch darüber hinaus. 

Zu den Begleiterscheinungen die¬ 
ses Krieges gehört, dass internationale 
Einrichtungen nach humanitärer Hil¬ 
fe rufen, solange die Dschihadisten die 
Kontrolle haben. Die Versorgung der 
Flüchtlinge auf Gebieten unter Kont¬ 
rolle der Regierung aber findet außer 
durch Russland und den Iran kaum in¬ 
ternationale Hilfe. 

Offiziell war Ghouta eine der De¬ 
eskalationszonen, die zwischen Russ¬ 
land, der Türkei und dem Iran verein¬ 
bart waren. Doch wurden von hier im¬ 
mer wieder Angriffe mit Granaten und 
Raketen auf Damaskus lanciert. Die 
Zusammenarbeit zwischen „gemäßig¬ 
ten“ bewaffneten Gruppen und den 


in Afrika 

China ausgebaut. Dies zeigt unter an¬ 
derem der aktuelle Plan des keniani¬ 
schen Bauforschungszentrums, auf chi¬ 
nesisches Know-How zurückzugreifen, 
um dem Mangel erschwinglicher Woh¬ 
nungen bis 2022 abzuhelfen. 

Nigeria hat 2009 eine strategische 
Partnerschaft mit den USA abge¬ 
schlossen. Diese zu untermauern und 
im Rahmen des Anti-Terror-Kampfes 
gegen Boko Haram auszubauen, war 
ein gewichtiger Punkt in der Liste des 
US-Außenministers. Noch dazu, wo ein 
Nachfolger für Präsident Muhammadi 
Buhari gesucht wird. 

Die Entlassung Tillersons hat eine 
kritische Bewertung der Reise verhin¬ 
dert. Afrikanische Kommentatoren wie 
in der südafrikanischen „mail & guardi- 
an“ waren schon vor Antritt der Reise 
skeptisch - der Proteststurm über das 
vernichtende „Dreckloch“ von Präsi¬ 
dent Trump hallte nach: Südafrika, Bo¬ 
tswana, Senegal und Ghana hatten die 
Botschafter einbestellt, die afrikani¬ 
schen Botschafter in Washington waren 
äußerst unzufrieden darüber, mit Erklä¬ 
rungen einer Präsidenten-Beraterin ab¬ 
gespeist zu werden. 

Da hatte es der russische Außenmi¬ 
nister Sergej Lawrow leichter. Er sitzt 
fest im Sattel, ist eine internationale Au¬ 
torität. Seine Reise führte ihn in Länder, 
die mit Unterstützung der Sowjetunion 
ihre Unabhängigkeit erkämpften: Ango¬ 
la, Namibia, Mosambik, Simbabwe. Mit 
Äthiopien bestehen seit über hundert 
Jahren diplomatische Beziehungen. Wie 
die VR China hält Russland am Grund¬ 
satz fest, sich nicht in die inneren Angele¬ 
genheiten einzumischen: „Afrikanische 
Probleme brauchen afrikanische Lösun¬ 
gen“, so Lawrow. „Die internationale Ge¬ 
meinschaft sollte die Entscheidung der 
Afrikaner respektieren, wie ein Konflikt 
zu beenden ist, und sie moralisch, poli¬ 
tisch und finanziell dabei unterstützen, 
Personal für Friedensmissionen auszu- 



Dschihadisten weigeern sich Goutha 
zu verlassen 


Terroristen des IS und von Al-Nusra 
war eng. Wie in Aleppo erfolgt eine 
Trennung verhandlungsbereiter Grup¬ 
pen von den Terroristen von Al-Nusra 
und dem IS erst durch massiven militä¬ 
rischen Druck. 

Die Armee hat weitgehend die Kon¬ 
trolle über die landwirtschaftlichen Ge¬ 
biete übernommen, in den bewohnten 
Zentren beginnen gemäßigte und ver¬ 
handlungsbereite Gruppen sich von 
den Hardlinern zu distanzieren. 

Viele der Flüchtenden hoffen, dass 
die bewaffneten Gruppen freiwillig die 
Ortschaften verlassen und sie bald zu¬ 
rückkehren können. Doch droht noch 
ein langer Kampf um jeden Stadtteil. 
Vor allem die ausländischen Dschiha¬ 
disten werden ihre Stützpunkte nicht 
freiwillig verlassen. Manfred Ziegler 


bilden. Russland hat sich daran aktiv 
beteiligt.“ Damit meldet er Russland auf 
dem afrikanischen Kontinent zurück und 
versuchte ebenso dem Versuch entge¬ 
genzutreten, die Autorität der UN aus¬ 
zuhöhlen, sei es durch Entzug von Gel¬ 
dern, Verweigerung von Einreisevisa für 
Vertreter des Weltgewerkschaftsbundes 
oder durch Verunglimpfungen als „Ver¬ 
sammlung käuflicher Regierungen“. 

Zweifelsohne hatte Lawrow einige 
Aufträge des russischen Kapitals im Ge¬ 
päck. Neben Sicherheitsaspekten steht 
an, die wirtschaftlichen Beziehungen 
zu intensivieren und den Handel aus¬ 
zubauen. Auch Russland muss Rohstof¬ 
fe einführen, Metalle wie Chrom und 
Mangan, aber auch Uran - Namibia ist 
einer der größten Uranproduzenten in 
der Welt. Wie allen afrikanischen Län¬ 
dern geht es darum, die Wirtschaft zu 
diversifizieren, und Konkurrenz zu Chi¬ 
na ist gern gesehen. 


In Simbabwe passen russische Di¬ 
rektinvestitionen gut in das Programm 
des Übergangspräsidenten Emmer- 
son Mnangagwa. Russland stand dem 
Land auch in Zeiten US-amerikani¬ 
scher Sanktionen bei. So seit 2014 auch 
der russische staatliche Waffenfabri¬ 
kant Rostec als Investor der Darwen- 
dale-Platinmine, in die weiter investiert 
werden soll. 

Angola ist seit 2009 ein strategi¬ 
scher Partner der USA, und die Part¬ 
nerschaft wurde im letzten Jahr von 
Präsident Trump in einem „Memo¬ 
randum des Verstehens“ erneuert. Die 
US-Navy hat in Form einer „Africa 
Partnership Station“ (APS) in Angola 
Fuß gefasst. Russland wird nachgesagt, 
es plane ebenfalls einen militärischen 
Stützpunkt in Angola. Russlands Inte¬ 
resse an Rohstoffen treibt auch die Si¬ 
cherheitsinteressen. 


UNO-Weltwasserbericht 

Am vergangenen Montag hat die 
UNO in Brasilia auf dem Weltwas¬ 
serforum ihren Weltwasserbericht 
vorgestellt. Laut dem Bericht lebt 
die Hälfte der Weltbevölkerung in 
Gebieten, die zumindest zeitweise 
von Wassermangel bedroht sind. 
Immer mehr Menschen haben kei¬ 
nen Zugang zu sauberem Wasser, 
bis 2050 könnte die Hälfte der Welt¬ 
bevölkerung davon betroffen sein. 
Zu den Hauptthemen der Konfe¬ 
renz, an der über 10 000 Experten 
aus über 100 Ländern teilnehmen, 
gehört der Einfluss des Klimawan¬ 
dels auf Flüsse, die Wasserversor¬ 
gung in Städten und die Finanzie¬ 
rung nachhaltigen Wassermanage¬ 
ments. Die Konferenz läuft bis zum 
heutigen Freitag. 

Renten proteste 

Unter dem Motto „Würdige Ren¬ 
ten“ haben in Spanien am vergan¬ 
genen Samstag Zehntausende für 
die Anhebungen der Renten de¬ 
monstriert. Die konservative Re¬ 
gierung von Mariano Rajoy hatte 
die Renten für 2018 lediglich um 
0,25 Prozent angehoben. Bei einer 
Inflationsrate von 2 Prozent für das 
Jahr 2017 bedeutet das für die Ren¬ 
tenempfänger einen realen Verlust. 
In den vergangenen Wochen waren 
Spaniens Rentner schon mehrfach 
auf die Straßen gegangen. Spaniens 
Medien sprechen von „marea gris“ 
- „graue Flut“. Angeführt werden 
sie von den beiden großen Gewerk¬ 
schaften UGT und CCOO. Diese 
gehen von hunderttausenden Teil¬ 
nehmern in den letzten Wochen aus. 

Nazi-Denkmal verhindert 

Im italienischen Cassino ist die Ein¬ 
weihung eines Denkmals für eine 
Schlacht im Zweiten Weltkrieg ab¬ 
gesagt worden. Politiker und Anti¬ 
faschisten hatten kritisiert, dass mit 
dem Denkmal Nazi-Unrecht ver¬ 
herrlicht werden soll. 

Das Denkmal ist von einer 
Veteranenorganisation deutscher 
Fallschirmjäger finanziert worden 
und sollte vom örtlichen Hoteli¬ 
erverband aufgestellt werden. Auf 
Italienisch, Deutsch und Englisch 
sollte es die Inschrift „In Erin¬ 
nerung und zur Mahnung an alle 
im Jahre 1944 während der bluti¬ 
gen Schlacht um Cassino gefalle¬ 
nen Soldaten und alle zivilen Op¬ 
fern dieses schrecklichen Krieges“ 
tragen. Für den Präsidenten der 
Region Latium stellte die geplan¬ 
te Einweihung eine „Zeremonie 
für Nazi-Fallschirmjäger“ dar, die 
„Organisation der Partisanen des 
Zweiten Weltkriegs“ kritisierte sie 
als „Verhöhnung der hart erkämpf¬ 
ten Demokratie in Italien“. Der 
Bürgermeister von Cassino sagte 
die Einweihung daraufhin ab. 

Die Schlacht um Monte Cassino 
dauerte vom 17. Januar bis zum 18. 
Mai 1944. Sie war eine der längsten 
Schlachten des Zweiten Weltkrieges 
mit schweren Verlusten auf beiden 
Seiten. 

Sanktionen gegen „Petro“ 

US-Präsident Trump Unterzeich¬ 
nete am Montag einen Erlass, der 
„jede Transaktion“ mit „jeglicher 
digitaler Währung“, die von der ve¬ 
nezolanischen Regierung heraus¬ 
gegeben wird, verbietet. Darunter 
fällt auch die „Petro“ genannte di¬ 
gitale Kryptowährung, die Venezu¬ 
ela im Januar herausgegeben hat. 
Der „Petro“ soll vor allem dazu 
dienen, den US-Sanktionen und 
dem von Washington geführten 
Wirtschaftskrieg gegen Venezue¬ 
la zu begegnen. Präsident Maduro 
sagte, die digitale Währung exis¬ 
tiere, um Venezuelas „monetäre 
Souveränität“ zu stärken und um 
„finanzielle Transaktionen vorzu¬ 
nehmen und die Finanzblockade 
zu überwinden“. Nach Angaben 
von Carlos Vergas, dem venezo¬ 
lanischen Verantwortlichen für 
Kryptowährung, haben bereits 
83000 Menschen in 127 Ländern 
„Petros“ bestellt um mit Venezuela 
handeln zu können. 


Georges Hallermayer 


Erklärung der DKP-Vorsitzenden zu der türkischen Aggression in Afrin 

Hände weg von Afrin - Hände weg von Syrien! 

NATO-Staaten raus aus Syrien! 

Der völkerrechtswidrige Einfall dertürkischen Armee und fundamentalistischer 
Milizen der„Freien Syrischen Armee“ (FSA) in die syrische Stadt Afrin ist in mehr¬ 
facher Hinsicht eine Tragödie: 

Es ist eine Tragödie, dass hunderte Menschen ums Leben kamen und zehntau¬ 
sende aus Afrin fliehen mussten - ein Großteil von ihnen nicht zum ersten Mal 
während des anhaltenden Kriegs gegen Syrien. 

Es ist eine Tragödie, dass die türkische Armee und die FSA-Kämpfer Afrin nicht 
nur plünderten, sondern durch Schändung von Friedhöfen und die Zerstörung 
kurdischer Symbole die Bewohner Afrins und ganz Syriens demütigten. 

Und es ist nicht zuletzt eine Tragödie, dass die kurdischen YPG-/YPJ-Kämpfer 
Waffen zurücklassen mussten, die sie von den USA erhalten hatten - Waffen, 
die den FSA-Söldnern jetzt im Kampf gegen die YPG/YPJ als auch die syrische 
und russische Armee zur Verfügung stehen. 

Wer trägt die Verantwortung für diese Entwicklung in Nordsyrien? 

• Die türkische Regierung unter Recep Tayyip Erdogan. Sie trägt nicht nur die 
Verantwortung für den verbrecherischen Überfall auf Syrien, sondern auch 
dafür, dass mit den von ihr unterstützten FSA-Kämpfern wieder Söldner ein 
Gebiet kontrollieren, die vom Westen ausgerüstet wurden, um die Regierung 
in Damaskus zu stürzen. Es sind Kräfte wie die FSA, die die Verantwortung 
für Flucht, Folter und Tod in Syrien tragen. 

• Die US-Regierung. Mit dem Aufbau von US-Militärstützpunkten in den kur¬ 
disch besiedelten Gebieten Syriens unter PYD/YPG/YPJ-Kontrolle konnten 
die USA sich in Syrien festsetzen. Die Annahme der PYD/YPG/YPJ, die NATO- 
Führungsmacht würde im Gegenzug ihren NATO-Partner Türkei zur Räson 
rufen, hat sich als Illusion und bittere Lektion für die kurdischen Kräfte er¬ 
wiesen. Es zeigt sich wieder: Der US-lmperialismus kennt nur sein eigenes 
Interesse an Unterwerfung und Ausbeutung anderer Völker. 

• Die deutsche Bundesregierung. Sie trägt nicht nur Verantwortung für die tür¬ 
kische Aggression gegen Syrien durch ihr Schweigen - es sind unter anderem 
die von ihr genehmigten Rüstungsexporte in Form von Leopard-Panzern, die 
diesen Krieg erst ermöglichten. Diese deutsche Bundesregierung steht in einer 
Reihe mit den NATO-Staaten, die ein zentrales Ziel in der Region eint: Syrien zu 
zerschlagen, dessen Regierung unter Bascharal-Assad nicht bereit ist, sich den 
geostrategischen Interessen der NATO-Staaten in der Region zu unterwerfen. 

Die deutschen Kommunistinnen und Kommunisten fordern deshalb: 

• Sofortiger Stopp aller deutschen Rüstungsexporte in den 
Nahen und Mittleren Osten! 

• Sofortige Aufhebung aller Sanktionen gegen Syrien! 

• Sofortiger Abzug aller deutschen Soldaten aus der Region! 

• NATO-Besatzer raus Syrien - Deutschland raus der NATO! 

Unsere Solidarität gilt allen Kräften in Syrien, die sich der türkischen Aggression 
entgegenstellen, die Autonomierechte des kurdischen Volkes und die staatliche 
und territoriale Integrität Syriens verteidigen. 


Flucht aus Goutha 

Zivilisten suchen Schutz bei der Regierung 




I Freitag, 23. März 2018 


Im Bild 
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1999: Der Präsident der Republik gibt den Soldaten der Fallschirmbrigade Anweisungen, bevor sie 
in den von der Flutkatastrophe betroffenen Gebieten des Bundesstaates Vargas stationiert werden 


Foto: Karel Fuentes / flickr / Public Domain 



Hugo Chävez und Fidel Castro im 
Museum Casa Ernesto Che Guevara 
Alta Gracia, Argentinien 

Foto: Randal Sheppard / flickr / CC BY-SA 2.0 


„Junge, du heißt 
Sozialismus“ 

Auszug aus der letzten programmatischen Rede von Hugo 
Chävez vor dem Ministerrat am 20. Oktober 2012. Am 5. 
März 2013 starb der Präsident Venezuelas in Caracas. 

Vor vielen Jahren kam ein spanischer Priester (...) in der Karwoche und durch¬ 
reiste das Land der Indigenas in den Llanos. Er kommt in ein indigenes Dorf (...). 
Sie haben ihre Art zu feiern, ihre Götter, ihre Verhaltensregeln, ihre Gastronomie. 
Dann sagt der Priester zu ihnen: „Ihr dürft in der Karwoche kein Schweinefleisch 
essen. Am Gründonnerstag müsst ihr Fisch oder Chigüire ( Wasserschwein, eine 
Art Meerschweinchen, Anm. d. Red.) essen.“ Denn dort gab es ein dickes Schwein, 
und er nahm an, dass sie es essen wollten. „Habt ihr verstanden?“ „Ja, wir haben 
verstanden.“ „Ihr dürft kein Schweine- oder Rindfleisch essen.“ 

Bevor der Priester ging, führte er sie zum Fluss, um sie zu taufen. Er fragte sie: 
„Wie heißt du?“ Der indigene Name war „Caribay“. „Nein, nein, von wegen Ca- 
ribay! Du heißt Juana. Man muss den Menschen christliche Namen geben.“ „Und 
wie heißt du?“ Noch ein indigener Name: „Guaicaipuro“. „Nein, von wegen Gu- 
aicaipuro! Du heißt Nicolas.“ 

Dann ging er fort, kam am Gründonnerstag zurück und sah, dass die Indigenas 
tanzten und das Schwein brieten. „Wie kann es sein, dass ihr dieses Schwein essen 
wollt? Ich habe euch doch gesagt, dass ihr kein Schwein essen dürft.“ Da sagte der 
Kazike {Anführer, Anm. der Red.) zu ihm: „Nein, wir haben das Problem gelöst. 
Wir haben dieses Schwein getauft und ihm den Namen Chigüire gegeben.“ 

Sie haben es zum Fluss geführt und es umgetauft: „Schwein, du heißt jetzt Chigüi¬ 
re.“ Und dann haben sie das Schwein gegessen. 

So machen wir es bisweilen mit dem Sozialismus: „Junge, du heißt Sozialismus“, 
aber im Grunde bist du nach wie vor ein Schwein. 




Brasilia: Präsident Lula und seine 
Kollegen Nestor Kirchner und Hugo 
Chävez (v. r. n. I.) 

Foto: Ricardo Stuckert / wikipedia / CC BY 3.0 BR 
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Freitag, 23. März 2018 


Uli Brockmeyer zum Propagandakrieg gegen Russland 

Kalter Krieg 


Handelt es sich um einen neuen Kal¬ 
ten Krieg, dessen Beginn wir gerade 
im Verhältnis zwischen der NATO und 
Russland erleben, oder ist etwa der Kal¬ 
te Krieg, den einst Herr Gorbatschow 
einseitig für beendet erklärte, gar nicht 
wirklich zu Ende gegangen? Genau ge¬ 
nommen trifft beides zu, denn einerseits 
war die Konfrontation zwischen dem 
nordatlantischen Kriegsbündnis und der 
Russischen Föderation noch nie derar¬ 
tig zugespitzt wie in diesen Tagen, und 
andererseits sind die Gegenspieler auf 
beiden Seiten beinahe die selben wie 
vor Jahrzehnten. 

Mit einem wesentlichen Unter¬ 
schied allerdings: Die Russische Fö¬ 
deration ist nicht die Sowjetunion, die 
Union der Sozialistischen Sowjetre¬ 
publiken existiert nicht mehr. Das Ver¬ 
teidigungsbündnis der sozialistischen 
Fänder, die Warschauer Vertragsorga¬ 
nisation, wurde ersatzlos aufgelöst - die 
NATO besteht nicht nur weiter, ihr Ter¬ 
ritorium wurde beträchtlich ausgewei¬ 
tet, sie ist inzwischen auf 29 Mitglied¬ 


staaten angewachsen. Und die NATO 
führt Kriege oder ist an Kriegen in 
Asien, im Nahen Osten und in Afri¬ 
ka beteiligt. Neue Stützpunkte wurden 
eingerichtet, Truppen der NATO sind 
in greifbarer Nähe der Grenzen Russ¬ 
lands stationiert. 

Russland ist ein kapitalistischer 
Staat - ebenso wie die Gegenspieler auf 
der westlichen Seite. Das Problem für 
den „freien Westen“ besteht jedoch da¬ 
rin, dass seit der Übernahme des Präsi¬ 
dentenamts durch Herrn Putin die Hoff¬ 
nungen verflogen sind, das russische 
Riesenreich problemlos in das westliche 
System einzufügen oder es sich untertan 
zu machen - Hoffnungen, die in west¬ 
lichen Wirtschafts- und Regierungseta¬ 


gen in der Zeit des Präsidenten Jelzin 
aufgeblüht waren. 

Seitdem wird ein gnadenloser Pro¬ 
pagandakrieg geführt, der in diesen Ta¬ 
gen seinen neuen Höhepunkt erreicht 
hat mit der Beschuldigung, Russland 
oder gar Präsident Putin persönlich 
habe einen Anschlag auf einen frühe¬ 
ren russischen Geheimdienstmann in 
Good Old England befohlen. Zwar ist 
absolut nichts erwiesen, außer dass der 
Ex-Oberst und seine Tochter durch ein 
Gift schwer verletzt wurden. Alle wichti¬ 
gen Anhaltspunkte für eine Aufklärung 
des mutmaßlichen Anschlags liegen im 
Fondoner Nebel. Fogische Überlegun¬ 
gen sprechen dagegen, dass die russische 
Regierung an der Sache beteiligt sein 



Wirtschaftsminister Peter Altmaier ist das mäßig menschliche Gesicht der Exportwalze Deutschland. Er flog am ver¬ 
gangenen Sonntag in die USA, um im Handelsstreit mit „unseren Verbündeten“ (Altmaier) drohende US-Zölle für die 
heimische Stahl- und Aluminiumindustrie zu verhindern. US-Präsident Donald Trump hatte verfügt, Strafzölle von 25 
Prozent auf Aluminium und zehn Prozent auf Stahl diesen Freitag in Kraft treten zu lassen. Nach einem Treffen mit US- 
HandelsministerWilbur Ross am vergangenen Montag, bei dem er laut„Handelsblatt“„wirklich nett empfangen wurde“, 
hoffte Altmaier noch, einen schweren Handelskonflikt verhindern zu können. Einem Frühstück mit Ross folgte ein Lunch 
mit dem scheidenden Wirtschaftsdirektor Gary Cohn im Weißen Haus. Die Presse wollte Altmaier nicht dabei haben. 
„Nicht dass Journalisten durchs Fenster spähen und gucken, ob wir uns Konfitüre-Döschen an den Kopf werfen”, wird er 
im „Handelsblatt“ zitiert. Ist doch ein humaner Vorschlag, die imperialistische Konkurrenz zukünftig mit dem Werfen von 
Marmelade-Gläsern unter genussfähigen Politikern auszutragen. 


Erschöpfter Supermann 

Der unermüdliche Feind des Westens • Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Meinem „Psychologen-Auge“ ist nicht 
entgangen, dass hinter der Fassade 
eines scheinbar gut ausgeschlafenen 
Wladimir Putin ein völlig abgehetz¬ 
ter und am Rande seiner physischen 
Kräfte stehender Mensch steckt, der 
nur mit Müh und Not sein Votum am 
Wahlautomaten eingeben konnte. 

Welche Strapazen und kräftezeh¬ 
renden Aktionen hat der ja mittlerwei¬ 
le auch nicht mehr ganz so junge Mann 
hinter sich! Heimlich schleicht er in 
ein Hotel in Petersburg. Öffnet wahr¬ 
scheinlich mitten in der Nacht den be¬ 
reits verschlossenen Koffer der Tochter 
eines russischen Doppelagenten, Julija 
S., die ihren seit 2001 in England im 
bequemen Exil unbehelligt lebenden 
Vater besuchen will. Er „kontaminiert“ 
hastig und unter schwerem Atem¬ 
schutzgerät deren Pullover - oder gar 
ihre Unterwäsche - mit dem „gefähr¬ 
lichsten Nervengift, das die Sowjets je 
produziert haben“ und muss dann noch 
dafür sorgen, dass beim russischen Zoll 
niemand auf den Gedanken kommt, 
bei der Ausreise den Koffer zu öffnen. 

Solange das alles auf russischem 
Boden geschieht, klappt das natürlich 
alles wunderbar - Putin hat schließ¬ 
lich als „Diktator“ ja in allen Dingen 
das letzte Wort. Aber dann nach der 
Ankunft in Fondon! Wie hat er das 
bloß hinbekommen, dass der britische 
Zoll den Koffer nicht versehentlich 


geöffnet hat und ringsum hunderte 
Menschen wie die Fliegen tot Umfal¬ 
len. Wahrscheinlichste Fösung: Er war 
inkognito an Ort und Stelle, verklei¬ 
det mit Sonnenbrille und Perücke als 
hochrangiger MI6-Officer, der sofort 
nach der Fandung den Koffer von Juli¬ 
ja S. „im Namen der britischen Krone“ 
zum „Top Secret“-Objekt erklären ließ 
und Julija am Zoll vorbei auf direktem 
Weg zu ihrem Vater nach Salisbury ge¬ 
leitete. 

Russisch kann er ja und dann hat 
er eben Julija auf dem Weg zu ihrem 
Papa mit irgendwelchen Jagdgeschich¬ 
ten aus Sibirien abgelenkt - natürlich 
mit englischem Akzent -, den er ganz 
gewiss so gut beherrscht wie den Di¬ 
alekt der Sachsen. Dann die beiden 
entweder unter irgendeinem Vorwand 
vor Julijas aufgeklappten Koffer lotsen 
oder noch schnell als Kellner verklei¬ 
det in die Pizzeria Zizzi einschleichen 
und den Tisch von Vater und Tochter 
Skripal kontaminieren. Dann aber zu¬ 
rück mit Affenzahn oder dem neuen 
„Tarnkappenbomber“ nach Moskau. 

Dort den Staatsmann geben, der 
von Tuten und Blasen keine Ahnung 
hat. Und dann aber über 11 Zeitzonen 
ununterbrochen von einem Wahllokal 
zum anderen hetzen und dafür sor¬ 
gen, dass ausreichende „Bündel von 
bereits ausgefüllten Stimmzetteln“ 
abgegeben werden. Wie konnte dem 


Perfektionisten dann ausgerechnet Im 
Wahllokal 1480 in Fjuberzy bei Mos¬ 
kau das Missgeschick geschehen, dass 
nicht rechtzeitig die dort installierten 
Videokameras für die paar Sekunden 
ausgeschaltet wurden, als eine Wahl¬ 
helferin dann das von ihm höchstper¬ 
sönlich überreichte Päckchen in die 
Urne warf? 

Er war einfach erschöpft oder viel¬ 
leicht hatte er ja einige Spurenelemen¬ 
te von dem „Nervengift“ eingeatmet 
und war deshalb für einen Moment 
nicht Herr seiner Sinne. Das kann man 
ja verstehen. Ich habe Mitleid mit die¬ 
sem gehetzten Supermann und glaube, 
der britische Außenminister Boris (der 
Name beweist bereits, dass er absolu¬ 
ter Experte ist) Johnson hat absolut 
Recht: „Höchstwahrscheinlich“ steckt 
Wladimir Putin persönlich hinter dem 
„schockierenden“ Giftgasangriff und 
er hat sich dabei selbst vergiftet. Sonst 
hätte diese Peinlichkeit in Fjuberzy 
nicht von den eigenen staatlichen Ka¬ 
meras aufgezeichnet werden können. 
Und dann hat die Wahlbehörde auch 
noch reagiert und die lokale Wahlkom¬ 
mission abgesetzt! Und er hat es nicht 
mehr verhindern können, weil er so an¬ 
geschlagen war. Das kann nur die Fol¬ 
ge des Giftmittels „Nowitschok“ gewe¬ 
sen sein. Putin braucht unbedingt eine 
Reha-Maßnahme in einer Spezialkli¬ 
nik des britischen Geheimdienstes. 


könnte - in erster Finie die Frage nach 
dem Motiv oder die nach dem Nutzen 
eines solchen Anschlags, ausgerechnet 
zwei Wochen vor den russischen Präsi¬ 
dentenwahlen und drei Monate vor der 
Fußball-WM in Russland. Die Behaup¬ 
tung, es handle sich bei der „Tatwaffe“ 
um ein Gift aus sowjetischer Produkti¬ 
on, lässt mehr Fragen aufkommen als 
dass plausible Antworten gegeben wer¬ 
den. 

Ungeachtet aller Fakten und unter 
Missachtung jeglicher Fogik haben sich 
dennoch die Staatenlenker Britanniens, 
Frankreichs, Deutschlands und der USA 
zu einer gemeinsamen Erklärung ent¬ 
schlossen, in der eindeutig Russland als 
Schuldiger benannt wird. Wann hat man 


jemals ein gemeinsames Dokument die¬ 
ser Art gesehen? Zwei Präsidenten und 
zwei Regierungschefinnen, die sich an¬ 
sonsten in so vielen Punkten nicht grün 
sind, zeigen mit dem Finger auf den ge¬ 
meinsamen Feind. Und die NATO setzt 
noch eins drauf, nennt Russland einen 
Aggressor und bringt den „Verteidi- 
gungsfall“ nach Artikel fünf des NATO- 
Vertrages ins durchsichtige Spiel. Eine 
großartige Gelegenheit, militärische 
Aufmärsche und weitere Aufrüstung zu 
„rechtfertigen“. 

Wir Kommunisten haben keinen 
Grund, den kapitalistischen Staat Russ¬ 
land in Schutz zu nehmen. Aber wir ha¬ 
ben allen Grund, vor dieser neuen Stufe 
des Kalten Krieges und des Aufrüstens 
auf beiden - mit Atomwaffen ausgerüs¬ 
teten - Seiten zu warnen. Und mit lauter 
Stimme von der NATO, der EU und von 
allen beteiligten nationalen Regierun¬ 
gen zu fordern, das Kriegsgeschrei ein¬ 
zustellen und endlich konkrete Schritte 
zur militärischen und verbalen Abrüs¬ 
tung zu unternehmen. 


Werner Sarbok zu „Hartz-IV-Banden u 


Im Visier von Bild 


Mit Berufung auf einen „internen Be¬ 
richt“ der Bundesagentur für Arbeit 
macht die Springer-Bild in ihrer Aus¬ 
gabe vom 20. März „gut organisierte“ 
Banden aus, die gezielt osteuropäische 
Menschen anlocken, um nach schein¬ 
barer Arbeitsaufnahme und nachfol¬ 
gender Kündigung zu Unrecht Hartz 
IV zu „kassieren“. „Sie reisen an, um 
sich Hartz IV zu holen“, macht das 
Blatt auf und liefert gleich eine Tabel¬ 
le mit, aus welchen EU-Fändern die 
meisten Hartz-Empfänger kommen: 
Knapp 400 000 sind es, angeführt von 
Bulgaren, Polen und Rumänen, die 
über die Hälfte dieser Hartz-IV-Be- 
zieher stellen. 

Selbstredend wird nichts belegt, 
welchen Anteil „die Banden“ an dem 
angeblichen „Millionenschaden“ am 
deutschen Volke haben. Da reicht die 
Unterstellung, um einem Jens Spahn 
oder auch der AfD Munition für wei¬ 
teren Sozialabbau und Sozialneid zu 
liefern. 


In diese Rubrik fällt auch die in die 
Irre führende Frage der Bild : Was muss 
ich mit Arbeit verdienen, um über Hartz 
IV zu liegen? Für mittlerweile hundert¬ 
tausende Unterbezahlte ist die wesentli¬ 
che Frage: Was muss ich mit Arbeit ver¬ 
dienen, um mir ein Feben mit gesell¬ 
schaftlicher Teilhabe zu ermöglichen? 

Diese Frage stellt Bild nicht, denn 
die Antwort könnte ja ein wesentlich 
höherer Mindestlohn sein, der auch 
noch von den deutschen „Arbeitge¬ 
bern“ auszuzahlen wäre. Anzuprangern 
wäre auch eine Politik, die Niedriglöh¬ 
ne subventioniert, indem diese mit So¬ 
zialleistungen erst auf Sozialhilfeniveau 
aufgestockt werden. 

Aber das ist ja nicht brauchbar, um 
die Armen aufeinanderzuhetzen. Auf¬ 
gabe der Bild bleibt es, den Verteilungs¬ 
kampf in unserem Fand in „geordnete“ 
Bahnen zu lenken. Sie thematisiert den 
Kampf um die Krümel, um vom Kampf 
um den Kuchen abzulenken. Das bleibt 
unsere Aufgabe. 


Aus dem Grußwort von Patrik Köbele zum SDAJ-Bundeskongress 

Unsere jungen Leute 


Es ist der 6. November 2002. Kurz vor 
Ende der Öffnungszeit betreten einige 
Jugendliche die städtische Bibliothek ei¬ 
nes Essener Stadtteils. Sie haben Schlaf¬ 
säcke dabei und erklären den beiden Bi¬ 
bliothekarinnen, dass die von Schließung 
bedrohte Bibliothek nun besetzt sei. Im 
selben Moment fährt ein Fautsprecher- 
wagen los und informiert die Menschen 
darüber - es ist eine Aktion der SDAJ. 
Im Auto sitzt ein Genosse der DKP. 

Der Chef der Bibliothekarinnen, der 
Kulturdezernent, tut erst einmal nichts. 
Sähe auch blöde aus, wenn in einem ar¬ 
men, von Migration geprägten Stadtteil 
die Feihbibliothek, um deren Erhalt 
die Jugendlichen kämpfen, von der Po¬ 
lizei geräumt würde. Am nächsten Tag 
wäre die Bibliothek normalerweise ge¬ 
schlossen, jetzt ist sie offen, es findet so¬ 
gar Programm statt: Eine Krimi-Fesung 
mit einem bekannte Ruhrgebietskrimi- 
Schriftsteller. Der Personalrat der Stadt 
und eine ver.di-Delegation kommen 
vorbei und sind begeistert. Die Bür¬ 
gerinitiative, geleitet von einem SPD- 
Ratsherrn und einem Kommunisten, 
ist natürlich ebenfalls begeistert. Pres¬ 
se, Radio und Fernsehen sind auch da. 
Die Bibliothek ist drei Tage lang besetzt, 
dann ziehen die Besetzer freiwillig ab. 

Von Fidel Castro ist der Satz über¬ 
liefert: Wir sind elf Mann, wir haben elf 
Gewehre, die Tage des Imperialismus 
sind gezählt. 

Vor drei Wochen fand hier in der 
Nähe der Parteitag der DKP statt. Wir 
haben keine Gewehre, aber wir sind mehr 
als elf und wir haben tolle Frauen und tol¬ 
le Männer in unseren Reihen. Deswegen 
haben wir uns gewagt, zu überlegen wie 


kann die Arbeiterklasse dieses Fandes 
aus der Defensive kommen, wie können 
wir das Kräfteverhältnis zwischen der 
herrschenden Klasse, dem bestimmenden 
Monopolkapital und der Arbeiterklas¬ 
se, den anderen nicht-monopolistischen 
Klassen umdrehen, wenden? 

Wir müssen Aktionsformen finden 
(wir haben sie auch schon), die geeig¬ 
net sind, Menschen in die Aktion für 
ihre Interessen zu führen und damit 
weg von der Haltung, „Ich geh wählen, 
dann wird alles gut“, oder „Gegen die da 
oben kann man sowieso nichts machen“. 
Dabei dürfen und müssen wir auch „ihr 
Recht“ in Frage stellen. Ein Recht, das 
zulässt, dass Bibliotheken geschlossen 
werden, weil die Kommunen zu Guns¬ 
ten des Monopolkapitals ausgeblutet 
werden, akzeptieren wir nicht, genauso 
wenig wie ein Recht, das Kriegsausga¬ 
ben verdoppeln will, während Millionen 
und Abermillionen vor ihren Kriegen 
auf der Flucht sind. 

Die Bibliothek vom Anfang exis¬ 
tiert noch heute und hat zwei weite¬ 
re Kürzungsrunden überstanden. Der 
SPD-Mann Rudi - und da muss man 
wissen, dass die SPD in Essen mehr 
Mitglieder hat als die DKP bundes¬ 
weit - fragte den Kommunisten: „Sag 
mal, wenn nötig, können dann eure jun¬ 
gen Feute wieder kommen?“ 

Sehen wir mal davon ab, dass die 
SDAJ mit „unsere jungen Feute“ nicht 
richtig beschrieben ist. Das Verhältnis 
von SDAJ und DKP ist ein Kampfbünd¬ 
nis von zwei Organisationen auf dem Bo¬ 
den einer gemeinsamen Weltanschau¬ 
ung. Und die SDAJ ist eine Jugendorga¬ 
nisation, um die uns mancher beneidet. 
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Eine Revolution ist möglich 

Beiträge einer Konferenz zur Oktoberrevolution 


S ehr treffend charakterisiert den Zu¬ 
stand der Arbeiterbewegung heute 
Bertolt Brechts Gedicht „An den 
Schwankenden“: „Es steht schlecht um 
unsere Sache. Die Finsternis nimmt zu. 
Die Kräfte nehmen ab. Jetzt, nachdem 
wir so viele Jahre gearbeitet haben, sind 
wir in schwierigerer Lage als am Anfang. 
[...] Unsere Zahl schwindet hin. Unsere 
Parolen sind in Unordnung. Einen Teil 
unserer Wörter hat der Feind verdreht 
bis zur Unkenntlichkeit.“ 

100 Jahre sind vergangen, seitdem 
die Große Sozialistische Oktoberrevo¬ 
lution die Welt veränderte, doch wenig 
ist geblieben von ihren Errungenschaf¬ 
ten. Dabei ist „die Revolution in Russ¬ 
land [...] kein Ereignis von rein histori¬ 
schem Interesse. Sie steckt bis heute vol¬ 
ler Lehren für die politische Praxis von 
Marxistinnen weltweit“, schreibt Steve 
Hollasky. Dem kann man ebenso zu¬ 
stimmen wie der Feststellung Siegfried 
Kretzschmars: „Ohne (die historische 
Wahrheit - R. St.) bleibt die Geschich¬ 
te nur ein Torso, aus dem nur teilweise 
richtige Schlussfolgerungen für die heu¬ 
tigen Kämpfe gezogen werden können, 
ein Torso, der bei seiner Betrachtung die 
Zuschauer spaltet, weil zu viele Interpre¬ 
tationen möglich sind. Die Vielzahl der 
heutigen Parteien, die die marxistische 
Theorie als ihre Grundlage betrachten 
und trotzdem nicht zusammenfinden, 
belegt das.“ 

Sein Vortrag schließt eine Broschü¬ 
re ab, die von Ekkehard Lieberam und 
Herbert Münchow im pad-Verlag her¬ 
ausgegeben worden ist: „Machterobe¬ 
rung und Machtfrage heute. Konferenz 
zum 100. Jahrestag der Oktoberrevoluti¬ 
on“. Wie der Titel sagt, wurden darin Bei¬ 
träge gesammelt, die am 5. November 
2017 in Leipzig vorgestellt und diskutiert 
wurden. „Im Mittelpunkt der Konferenz 
standen zwei Anliegen“, schreiben sie: 
„Es galt, die weltgeschichtliche Bedeu¬ 
tung der Oktoberrevolution [...] zu wür¬ 
digen [...]. Und es ging um einen Gedan¬ 
kenaustausch zur Machtfrage zwischen 
verschiedenen Richtungen des marxisti¬ 
schen Spektrums, zu den Problemen des 
Kampfes um eine sozialistische Gesell¬ 


schaft im 21. Jahrhundert und zur Lage 
nach dem Epochenumbruch 1989/1991.“ 
„Eingeladen zur Konferenz hatten 
der bundesweite Zusammenschluss der 
Linkspartei Geraer Sozialistischer Dia¬ 
log, drei Zusammenschlüsse der Links¬ 
partei in Sachsen (das Marxistische Fo¬ 
rum, der Liebknecht-Kreis und die KPF) 


und regionale Organisationen des Rot- 
Fuchs-Fördervereins, der DKP, der So¬ 
zialistischen Alternative, der SDAJ, des 
Traditionsverbandes NVA/DDR-Grenz- 
truppen und von ISOR“ erfährt man aus 
dem Vorwort. Und auch ein Diskussi¬ 
onsbeitrag eines Mitgliedes der MLPD 
fand Eingang in die Veröffentlichung. 

Daraus entstanden ist eine muti¬ 
ge und streitbare Zusammenführung 
von Standpunkten zur und Sichtweisen 
auf die Oktoberrevolution. Das gilt für 
Georg Fülberth, der die Oktoberrevo¬ 
lution beschreibt als „eine Etappe [in 
Russland] auf dem Weg vom in der ers¬ 
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts noch 
bestehenden Feudalismus in den Kapi¬ 
talismus nach dem Untergang der Sow¬ 
jetunion 1991“. Volker Kühlow schätzt 


ein: „Der Übergang zum Sozialismus 
im 21. Jahrhundert kann sich nicht mehr 
auf den durch die Oktoberrevolution ge¬ 
steckten Rahmen beziehen. Die ,post- 
kapitalistische‘ Gesellschaftsform wird 
mit dem staatszentrierten Sozialismus 
der Vergangenheit kaum etwas gemein 
haben.“ 


Dass der Sozialismus „keine kurze 
Übergangszeit zum Kommunismus, son¬ 
dern eine relativ selbstständige Gesell¬ 
schaft mit eigenen Gesetzmäßigkeiten 
[ist]“, wurde aus der Oktoberrevolution 
für Ekkehard Lieberam deutlich. Und 
er ergänzt an anderer Stelle: „Die De¬ 
mokratiefrage erwies sich zusammen mit 
der Eigentums- und Machtfrage als viel¬ 
schichtige und schwierige Aufgabe sozi¬ 
alistischer Gesellschaftsgestaltung.“ Und 
in seinen Ausführungen, die sich mit We¬ 
sen und Erscheinungen des neuen Impe¬ 
rialismus nach 1989 auseinandersetzen, 
vermerkt Arnold Schölzel: „Zu den Ide¬ 
en, die durch die Oktoberrevolution ve¬ 
hement in die Welt drangen, tatsächlich 
Massen ergriffen und direkt oder indi¬ 
rekt bis heute bewegen, gehört die einer 


unmittelbar von den Volksmassen getra¬ 
genen Staatsmacht.“ Später schreibt er: 
„Ich halte es für selbstverständlich, dass 
fortgeschrittene sozialistische Staaten 
Kommunestaaten sein werden, was da¬ 
vor liegt, hängt von den konkreten Um¬ 
ständen ab. Ein isolierter Sozialismus ist 
nicht wiederholbar.“ 


Heinz Bilan gibt Einblicke in Lenins 
Aussagen zu Militärfragen und Klaus 
Dallmer betrachtet Ursachen und Ver¬ 
lauf der Herausbildung der bürokrati¬ 
schen Diktatur in der Sowjetunion. 

Die von den Herausgebern gewählte 
Form der Thesen, die in einem zweiten 
Abschnitt um Anmerkungen der Refe¬ 
renten und in einem dritten Teil um zu¬ 
sätzliche Diskussionsbeiträge anderer 
Konferenzteilnehmer ergänzt wurden, 
bietet die Möglichkeit, sich den durchaus 
kontroversen Standpunkten streitbar zu 
nähern. Die „historische Wahrheit“, die 
Siegfried Kretzschmar in seinem Bei¬ 
trag fordert, der sich mit Trotzkis Rolle 
bei der Erarbeitung der April-Thesen 
beschäftigt, steht dabei selbst zur Dis¬ 
kussion. „Dass die Führung unter Stalin 



Noch musste sich die Sowjetmacht gegen Interventen und Weiße verteidigen: Lenin mit einer Gruppe von Kommandeuren 
auf einer Parade in Moskau, Roter Platz (25. Mai 1919). 


Der doppelte Anspruch marxistischen Denkens 

Thomas Metschers „Integrativer Marxismus“ 


1934 in Berlin geboren, in einem anti¬ 
faschistischen Elternhaus aufgewach¬ 
sen, studierte der Philosoph Thomas 
Metscher an der Freien Universität 
Berlin sowie in München, Bristol 
und Heidelberg. Seine Fächer waren 
Philosophie, Germanistik und Anglis¬ 
tik. Er promovierte 1966 über den iri¬ 
schen Dramatiker, Freiheitskämpfer 
und Sozialisten Sean 0‘Casey. 

Von 1961 an war er ein Jahrzehnt 
lang Dozent für neuere deutsche Li¬ 
teratur an der Queen’s University 
of Belfast. Anschließend lehrte und 
forschte er bis zu seiner 1999 erfolg¬ 
ten Emeritierung als Professor für Li¬ 
teraturwissenschaft und Ästhetik an 
der Universität Bremen. Seither hat 
er, wie auch schon zuvor, unzählige 
Aufsätze, Bücher und Zeitschriften¬ 
beiträge veröffentlicht. 

Als Anglist und Germanist hat 
sich Metscher ebenso unter den 
Shakespeare-Experten einen Namen 
gemacht wie unter den Kennern von 
Goethes „Faust“ („ Welttheater und 
Geschichtsprozess “ 2004). Seine For¬ 
schungen zur Ästhetik betreffen nicht 
nur die Literatur, sondern ebenso die 
Musik („ Sozialistische Avantgarde 
und Realismus. Zur musikalischen 
Ästhetik Dmitri Schostakowitschs“, 
2008). 

Sein thematisches Spektrum um¬ 
fasst Fragen der Bildenden Kunst und 
Kunsttheorie {„Kunst. Ein geschichtli¬ 
cher Entwurf “ 2012), der Theorie des 
gesellschaftlichen Bewusstseins {„Lo¬ 
gos und Wirklichkeit 3 2010) sowie 
des Friedens in der Geschichte {„Der 
Friedensgedanke in der europäischen 


Literatur “ 1984). Eines seiner aktuel¬ 
len Hauptanliegen ist die Frage der 
„Zukunftsfähigkeit des Marxismus“ - 
keine belanglose Frage in einer Zeit 
wie der heutigen. 

Die Gegenwart gilt als „postsozia¬ 
listisch“ einerseits, nach wie vor aber 
auch als imperialistisch: eine Zeit der 
Kriege, von gescheiterten Hoffnun¬ 
gen, von Myriaden Toten, Geknechte¬ 
ten, Hungernden, Ausgebeuteten und 
Unterdrückten. Die Zerstörung des 
Planeten schreitet voran, Armut und 
Elend herrschen weltweit, Reichtum, 
Luxus, Machtfülle und die Arroganz 
ganz weniger ebenso. 

Unter Zukunftsfähigkeit des Mar¬ 
xismus versteht Metscher eine Weit¬ 
sicht des dialektischen Materialismus, 
der einem „doppelten Anspruch ge¬ 
nügt, die Welt - die heutige wie die 
zukünftige Welt - zu interpretieren’ 
wie auch sie zu verändern’; denn In¬ 
terpretation und Veränderung, The¬ 
orie und Praxis seien ... als Einheit 
verstanden, wobei das Erste die Be¬ 
dingung des Zweiten ist.... Zukunfts¬ 
fähigkeit heißt aber auch: die Zukunft 
denkbar machen; dafür Sorge tra¬ 
gen, dass die Zukunft denkbar wird“ 
{S. 28f.) 

Integrativer Marxismus meint da¬ 
her eine „kritische, kohärente und um¬ 
fassende, philosophisch begründete di¬ 
alektische Theorie; eine Theorie, die 
sich in der Verarbeitung divergenter 
Momente des Bewusstseins und Wis¬ 
sens, der Wissenschaft und Kultur als 
philosophische erst konstituiert und 
entwickelt“ {S. 68) - also ein Gedan¬ 
kengebäude, das nicht fertig und abge¬ 


schlossen ist, sondern bereit und in der 
Lage, auf neue Entwicklungsprozesse 
zu reagieren und neue Impulse aufzu¬ 
nehmen, auch Neues aus den Geistes¬ 
und Naturwissenschaften, auch Impul¬ 
se aus der Religion. 

Der Marxismus sei nur unter be¬ 
stimmten Bedingungen zukunftsfä¬ 
hig - also „nicht in jeder seiner histo¬ 
risch vorliegenden Gestalten“: weder 
„in der Form des Systems, das mit dem 
Anspruch einer geschlossenen Totali¬ 
tät der Erkenntnis auftritt, wie in der 
Form einer nur noch kritischen Theo¬ 
rie, die alles positive Wissen aufzehrt, 
noch in einer auf bestimmte kategoria- 
le Dimensionen beschränkten Theorie 
von Teilbereichen“ (S. 29). Ein Marxis¬ 
mus, wie Metscher ihn verstanden ha¬ 
ben möchte, besitze „ein Zukunftspo¬ 
tenzial, das ihn über jede andere mit 
ihm konkurrierende wissenschaftliche 
Weltanschauung hinaus hebt“ {S. 282). 

Metscher beansprucht damit, die 
dialektische Theorie als eine wissen¬ 
schaftliche Weltanschauung zu ent¬ 
werfen, die zwar auf Marx und Hegel 
rekurriert, zugleich aber auch gegen¬ 
wartsbezogen ist und perspektivisch 
eine Zukunft erschließt, die für viele 
mit dem Ende der UdSSR für immer 
untergegangen zu sein scheint. 

Das Buch „Integrativer Marxis¬ 
mus“ verlangt den diszipliniert mit¬ 
denkenden, lernbereiten und lernfä¬ 
higen Lesenden, den freien und den 
skeptischen Geist, den kritischen Kopf, 
bereit sich die Welt in ihrer ganzen Wi¬ 
dersprüchlichkeit anzueignen. 

Der Aufbau des Bandes umfasst 
einen großen Abschnitt der katego- 


rialen Grundlegung. Der Autor be¬ 
schreibt Problemlage, Aufgabenstel¬ 
lung und Zielsetzung des von Marx 
und Engels begründeten neuen Mate¬ 
rialismus als eines „dynamisch-ener¬ 
getischen“ Movens der geschichtli¬ 
chen Entwicklung. Er entfaltet die 
Kernkategorien dieses Materialis¬ 
mus: gegenständliche Tätigkeit, Ar¬ 
beit; Geschichte, Gesellschaft, Politik; 
Kultur; Ästhetik. 

Ferner werden theoretische Er¬ 
weiterungsfelder abgesteckt: Ethik 
und Humanismus, nicht zuletzt Re¬ 
ligion, der Marxismus als Weltan¬ 
schauungsform im Konnex von Wis¬ 
senschaft, Kunst und Philosophie. 
Zwei weitere große Kapitel bearbei¬ 
ten die Dialektik und den Komplex 
Ideologie. Eingebunden sind weitere 
Kapitel „Über Kultur der Kritik und 
den Mangel daran“ (eine gerade un¬ 
ter Linken höchst lesenswerte Kri¬ 
tik der Kritik) sowie - sehr gut ge¬ 
eignet, am Anfang als Einführung in 
die Metschersche Gedankenwelt zu 
lesen - der in der Form eines Inter¬ 
views geführte Epilog „Marxismus im 
Gespräch“. 

Auf die Fülle der Themen kann 
hier nur hingewiesen werden, ohne 
die durch Metscher grandios erfolg¬ 
te Bearbeitung annähernd würdigen 
zu können. Das Buch verdient lesen¬ 
de Menschen, die sich auf der Suche 
befinden nach einer zukunftsfähigen 
Theorie. Ihnen sei die Veröffentli¬ 
chung mit Nachdruck empfohlen und 
ans Herz gelegt. 

Das Erscheinen des Buches „In¬ 
tegrativer Marxismus“ steht für eine 


grundlegende Lehren der Oktoberre¬ 
volution missachtete“, bezeichnet Steve 
Hollasky als „eine Katastrophe für die 
revolutionäre Weltbewegung“. Dem be¬ 
gegnet Klaus Bremer: „Tatsächlich griff 
auf dem 20. Parteitag der KPdSU im 
Jahr 1956 eine kleinbürgerlich entartete 
Bürokratie die Macht und leitete die Re¬ 
stauration des Kapitalismus in der Sow¬ 
jetunion ein.“ Dass solche schroffen Ge¬ 
gensätze in einer solidarischen Diskus¬ 
sion nebeneinander auftreten können, 
darf in einer Zeit, die - wie Siegfried 
Kretzschmar richtig andeutet - von hef¬ 
tigen zwischen- und innerparteilichen 
Auseinandersetzungen geprägt ist, als 
eine ehrbare Tradition Leipziger Debat¬ 
ten bezeichnet werden, in der die Her¬ 
ausgeber der Broschüre schon mehrfach 
hervorgetreten sind. 

„Einig“, schreiben sie im Vorwort, 
„waren sich die Referenten über den 
Charakter der Oktoberrevolution als 
sozialistische Revolution. [...] Sie war 
ein Lehrstück darüber, wie eine offene 
diskutierende und zugleich kämpfende 
revolutionäre Avantgarde den demo¬ 
kratischen Bewegungen in Russland für 
Frieden, Boden und Arbeiterkontrolle 
nach der Februarrevolution Richtung 
und Ziel gab.“ „Tatsächlich“, bemerkt Ar¬ 
nold Schölzel, „wurde mit der Oktobere¬ 
volution der Praxisnachweis gebracht - 
es ist möglich, Imperialismus und Krieg 
zu stoppen und einen historischen Neu¬ 
anfang zu starten.“ Es ist möglich. Aber 
wie, und was sagt uns darüber die Okto¬ 
berrevolution? Bekanntlich gab Bertolt 
Brecht dem Leser seines Gedichtes den 
Rat: „Erwarte keine andere Antwort als 
die deine!“ Man muss zugeben, dass die 
Broschüre ihren Lesern diese Aufgabe 
nicht leicht macht, aber sie lässt ihnen die 
Wahl. Das ist wohltuend und anregend. 

Roman Stelzig 

Ekkehard Lieberam, Herbert Münchow 
(Hrsg.): Machteroberung und Macht¬ 
frage. Konferenz zum 100. Jahrestag 
der Oktoberrevolution, pad Verlag, 
Bergkamen 2018, 90 Seiten, 5,- Euro, 
ISBN 978-3-88515-287-3. E-Mail: pad- 
Verlag@gmx.de 


Sternstunde des marxistischen Den¬ 
kens der Gegenwart. Dies gilt nicht 
minder auch deshalb, weil Thomas 
Metscher bereits drei weitere Bände 
angekündigt hat, in denen das Kon¬ 
zept des Integrativen Marxismus 
weiterentwickelt werden soll. Die 
Erkenntnisse dieser folgenden Bän¬ 
de steht noch aus. Mögen sie ebenso 
vital, innovativ, grundlegend und wei¬ 
terführend den Weg des integrativen 
Marxismus weisen, wie es der erste 
Band tut. 

Rudolph Bauer 

Thomas Metscher: Integrativer Marxis¬ 
mus. Dialektische Grundlegung. Studi¬ 
en. Kassel: Mangroven Verlag 2017. ISBN 
978-3-94694-604-5.25 Euro 
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Kultursplitter 


Reaktionärer Dreck 

Mehrere Autoren fordern in einer von 
ihnen sogenannten „Erklärung 2018“ 
unter dem Titel „gegen illegale Mas¬ 
seneinwanderung“, „dass die rechts¬ 
staatliche Ordnung an den Grenzen 
unseres Landes wiederhergestellt wird“. 
Zu den Unterzeichnern der im Internet 
veröffentlichten Erklärung gehört der 
Dresdner Schriftsteller Uwe Teilkamp, 
dessen Kritik an der Flüchtlingspolitik 
vorige Woche eine Kontroverse aus¬ 
gelöst hatte. Initiatorin dieser reaktio¬ 
nären, nur mit Würgereiz zu lesenden, 
Hetze ist die sich seit Jahren in diesem 
Umfeld tummelnde lautstarke Vera 
Lengsfeld. Sie ist der Meinung, „dass 
die deutschen Politiker und die mit ih¬ 
nen verbündeten Medien die Repub¬ 
lik in eine Gesinnungsdiktatur treiben“. 
Zu den Unterzeichnern zählen weitere 
immer gerne sich dazugesellende Figu¬ 
ren wie Henryk M. Broder und Thilo 
Sarrazin. Das erwünschte Medienecho 
blieb aber bisher aus, weitere Unter¬ 
zeichner konnte die Truppe bisher 
nicht gewinnen. 

Klasse und Spielwitz 

Die Schauspielerin Sophie Rois ist mit 
dem Gertrud-Eysoldt-Ring geehrt wor¬ 
den. Sie erhalte den mit 10 000 Euro 
dotierten Preis auch „als ausdrückli¬ 
che Würdigung für ihr langjähriges Be¬ 
kenntnis zum Ensembletheater an der 
Berliner Volksbühne“, heißt es in der 
Begründung der Jury. Das Gremium at¬ 
testierte der Schauspielerin „Professio¬ 
nalität, inhaltliche Unbestechlichkeit 
und ungeheuren Spielwitz“. Sie wird für 
ihre Rolle als Hexe in Goethes „Faust“ 
ausgezeichnet. Die Auszeichnung, die 
als einer der bedeutendsten Theater¬ 
preise im deutschsprachigen Raum gilt, 
wurde der 56-Jährigen im hessischen 
Bensheim am 17. März überreicht. Der 
Preis wird von der Stadt Bensheim zu¬ 
sammen mit der Deutschen Akademie 
der Darstellenden Künste vergeben. 
Sophie Rois gehörte seit 1993 zum fes¬ 
ten Ensemble der Volksbühne. Nach 
der Ernennung des umstrittenen neuen 
Intendanten Chris Dercon reichte sie 
die Kündigung ein. Mit ihrer beeindru¬ 
ckend wandlungsfähigen Stimme hat 
sie auch viele Hörbücher eingespielt. 

War was in Leipzig? 

Bei der Frankfurter Buchmesse im 
Herbst 2017 war es rund um rechte 
Verlage zu Tumulten gekommen. Ent¬ 
sprechend gespannt blickte man auf 
die Leipziger Buchmesse 2018. Würden 
sich die Szenen wiederholen? „Über 
Rechte schreiben“ - das war der Titel 
einer Veranstaltung am Morgen. Ver¬ 
anstaltet von der Initiative „Verlage 
gegen rechts“. Auf dem Podium saßen 
der Rechtsextremismus-Experte An¬ 
dreas Speit, die Publizistin Liane Bed- 
narz, die über Neue Rechte schreibt, 
und der Verleger Christoph Links von 
der Initiative #verlagegegenrechts. So¬ 
wohl Liane Bednarz als auch Andreas 
Speit stellten mit Blick auf die Debatte 
„Mit Rechten reden“ fest, dass es bei 
den Rechten ein gewisses Beleidigtsein 
gebe, sobald sie Widerspruch erfahren. 
Wie bestellt, wurde die Veranstaltung 
durch Zwischenrufe rechter Protago¬ 
nisten wie Götz Kubitschek oder seiner 
Frau Ellen Kositza gestört. Es gab auch 
eine Lesung des rechten Antaios-Verla¬ 
ges, bei der es Proteste gab. Das Leip¬ 
ziger Bündnis war der Meinung, dass 
den Rechten zu viel Aufmerksamkeit 
geschenkt würde. Hanna Sandner, die 
Sprecherin des Bündnisses, sagte: „Wir 
konnten in den letzten Jahren feststel¬ 
len, dass sich der Bereich des Sagba¬ 
ren extrem nach rechts verschoben hat. 
Das ist gefährlich. Mit solchen Leuten 
wollen wir hier nicht diskutieren. Wir 
wollen eine Debatte eröffnen. Aber 
nicht mit der Neuen Rechten, sondern 
über sie.“ Eine andere Frage ist, ob die 
Leipziger Buchmesse den richtigen 
Umgang mit rechten Verlagen gefun¬ 
den hat? Die Lesungen rechter Verla¬ 
ge konnten wegen der vielbeschwore¬ 
nen Meinungsfreiheit, um die hier so 
viel diskutiert wurde, stattfinden. Doch 
wenn man die Messeleitung fragt, wie 
sie ihren Spagat aushalten will, dann 
blickt man in sehr ratlose Augen. 

Herbert Becker 


Ein Name, den jeder kennt 


Ballin auf der Leipziger Buchmesse 



Kontakt aufnehmen zu höheren Zwecken: Gustl Ballin (links Mitte) im Gespräch. 


Begegnung mit Gustl 

2018 feiert die DKP ihr 50-jähriges Be¬ 
stehen, und das gibt Anlass für histori¬ 
sche Darstellungen. Doch wie bei al¬ 
ler Geschichtsschreibung stellt sich die 
Frage: Wie ist es eigentlich gewesen? 
Sollte in den nächsten 50 Jahren unsere 
Gegenwart als Gegenstand der Erinne¬ 
rung herangezogen werden, wird darin 
sicherlich viel die Rede sein von Aus¬ 
einandersetzungen, Wahlkämpfen oder 
Parteivorständen. Aber eine Informa¬ 
tion sollte den zukünftigen Lesern un¬ 
serer Geschichte unbedingt mitgeteilt 
werden: Überall in der Partei, von Nord 
nach Süd, von Ost nach West, in jeder 
Bezirksorganisation und auch dort, wo 
nur einzelne Genossen tätig sind, be¬ 
gegnet einem der Name Gustl Ballin. 

Der Grund ist einfach: Gustl ist ei¬ 
ner von zwei Geschäftsführern der 
CommPress Verlag GmbH, die u.a. die 
Wochenzeitung der DKP herausgibt, 
und leitet ihren Vertrieb. Jede UZ, je¬ 
des Sofortprogramm, jedes Flugblatt 
wird in seinem Auftrag versandt und wie 
alle, die ein besonderes Organisations¬ 
talent besitzen, spinnt er auf unerklär¬ 
liche Weise seine Fäden und Kontakte 
in die entlegensten Winkel des Landes. 
Man gewinnt, wenn man dem kleinen, 
geschäftstüchtigen, 66 Jahre alten Mann 
mit seinem hintersinnigen Lächeln be¬ 
gegnet, unweigerlich das Gefühl, dass je¬ 
des unverfängliche Wort von ihm letzten 
Endes einem höheren Zwecke dient. 

Auf der diesjährigen Leipziger 
Buchmesse durfte ich einige Stunden 
mit Gustl Ballin verbringen, und was 
er mir dabei über sich erzählte, brach¬ 
te mir den Menschen von seiner per¬ 
sönlichen Seite näher. Zunächst über¬ 
raschte es mich, dass sich Gustl, den ich 
immer mit unerschütterlicher Geduld 
und ungetrübtem Frohsinn erlebe, als 
ein „Alphatier“ bezeichnet. Ja, er kann 
auch laut werden, gesteht er mir, wenn 
man ihn in stressigen Situation zu ein¬ 
dringlich auf eingespielte Verhaltens¬ 
muster anspricht. Ganz ohne Reibe¬ 
reien verläuft auch die Beziehung zu 


seiner Frau, mit der er seit 36 Jahren 
zusammenlebt, deshalb nicht, aber bei¬ 
den gelingt es in der Regel sehr gut, mit 
ihren Eigenschaften versöhnlich um¬ 
zugehen. Dass er dennoch meistens so 
viel Ruhe ausstrahlt, liegt daran, dass er 
sich als einen „Marathonläufer“ der po¬ 
litischen Arbeit versteht. Er ist keiner, 
der hektisch drauflos macht, sondern 
ein Genosse, der seine Kräfte einteilt 
und langfristig plant. Auch in den Pro¬ 
viantpaketen, die der sparsame Gustl 
bei sich trägt, und den Ruhepausen, die 
er sich gönnt, findet man das bestätigt. 

Gustl Ballin beschreibt sich als 
Pfadfinder, der sein Leben ohne be¬ 
sondere berufliche Zertifikate auf ei¬ 
gene Faust bestreitet. Gelernt hat er 
Bildbearbeitung, als diese noch mit der 
Hand und ohne Computer erfolgt ist. 


Das Ende des Sozialismus war auch für 
ihn ein Bruch, der bis dahin hauptamt¬ 
lich für die DKP gearbeitet hatte. Es 
folgte eine Umschulung zum Drucker. 
Und dass er als Kommunist auch ein¬ 
mal einen Teller zum Geburtstag von 
Helmut Kohl bedruckt hat, gehört zu 
den kleinen Kuriositäten, die er gern 
erzählt. Kurz vor dem 20. Parteitag der 
DKP wurde er in die Funktion gewählt, 
in der ihn nun seit mehr als sechs Jah¬ 
ren viele Genossen kennen. Doch nicht 
nur das: In seiner Grundorganisation in 
Nürnberg verteilt er selbst Zeitungen 
und Flugblätter oder er war und ist als 
Betreuer in Ferienlagern tätig. 

Gustl Ballin kocht gern, denn das 
ist für ihn eine kreative Tätigkeit, und 
indem er jeden Tag eine halbe Stunde 
läuft, hält er sich gesund und bei Kräften. 


Das Interessanteste aber, mit dem er sei¬ 
ne Zuhörer zu unterhalten weiß, sind sei¬ 
ne Kenntnisse von über 100 chinesischer 
Schriftzeichen, die er sich auf seinen 
Auslandsreisen erworben hat und die 
er im Gespräch gern mit anderen teilt. 

Über die Leipziger Buchmesse 2018 
ließe sich auch hier manches Gehalt¬ 
volle mitteilen. Ob literarische Debat¬ 
ten, Neuerscheinungen und Bestseller 
die Zeit überdauern, mag die Geschich¬ 
te zeigen. Meine wichtige Nachricht ist 
diese: „Unser Gustl“, der von gelegent¬ 
lichen Hustenanfällen geplagt wurde, 
sah in diesen Tagen ein wenig müde 
aus. Und das scheint mir Anlass genug, 
auch einmal über einen Menschen zu 
schreiben, dessen Namen in unserer 
Partei eigentlich jeder kennt. 

Roman Stelzig 


Dampfplauderei 

Thomas Maria Claßens Erstlingsroman „Felgenkiller“ 


„Kein Wunder, Britt, die rotieren gera¬ 
de. Zwei tote Radfahrer hintereinander, 
und beide Male kein Unfall. Ich werde 
da wohl hinmüssen. Und ich will da auch 
hin. Wir müssen helfen, wo wir können, 
dass diese Verbrechen aufgeklärt und die 
Täter gefasst werden.“ 

Der, der so über zwei Morde dampfplau¬ 
dert, heißt Manfred Hanraths und ist die 
Hauptfigur in Thomas Maria Claßens ers¬ 
tem Roman „Felgenkiller“, dessen Unter¬ 
titel „Fahrradkrimi“ lautet. Ein Kriminal¬ 
roman ist das Buch allerdings nur vor¬ 
dergründig. Denn das Genre dient dem 
Autor lediglich als Mittel zur Präsentati¬ 
on des Psychogramms eines umtriebigen 
Kleinbürgers, der kein Rassist und kein 
Spießer ist. 

Seinen Lebensunterhalt sichert die 
Romanfigur Manfred Hanraths dadurch, 
dass er als freiberuflicher Sportjourna¬ 
list tätig ist, der sich aufs „Equipment“ 


B3 

Thom4» Maria Claftcn 


Felgenkiller 

Fahrradkrimi 



Thomas Maria Claßen: Felgenkiller. 
Fahrradkrimi, Eigenverlag, Mönchen¬ 
gladbach 2017, ISBN: 978-3-9 611123-1- 
9,309 Seiten, 12 Euro 


spezialisiert hat. Also verfertigt er bei¬ 
spielsweise Artikel für Fachzeitschriften, 
in denen er Sportkleidung anpreist, ob¬ 
gleich er weiß, dass sie nicht das leistet, 
was die Herstellerreklame verspricht. Für 
diese eigentümliche Tätigkeit bekommt 
er etliche Euros, sodass er sich allerhand 
leisten kann. Folglich wohnt er mit seiner 
Familie im eigenen Haus, fährt mit einem 
Edelbike durch die Gegend, hantiert mit 
einer Action-Cam et cetera. Dass er aber 
kein reicher Mann ist, zeigt sich nach ei¬ 
ner Sauftour. Bei seinen Saufkumpanen 
nämlich muss er Geld eintreiben, damit 
er die Zeche in einem Sternerestaurant 
bezahlen kann. 

Um Dynamik in sein ödes Leben zu 
bringen, hat sich der Protagonist Manfred 
Hanraths einen flotten Jargon angeeig¬ 
net. Infolgedessen wird zum Beispiel sei¬ 
ne Frau Britta umbenannt in „die Britt“ 
und aus E-Mail-Adressen werden „Mai- 
laddis“. Zudem engagiert „der Manni“ 
sich in einem alternativen Fahrradfah¬ 
rerverein, wodurch er in die Taten ei¬ 
ner Serienmörderin verwickelt wird. In 
Grawenhorst, einer fiktiven Großstadt 
am Niederrhein, werden innerhalb von 
acht Tagen drei Menschen ermordet, die 
allesamt zum Tatzeitpunkt mit dem Rad 
unterwegs gewesen sind. Weil die Krimi¬ 
nalpolizei in alle Richtungen ermittelt, 
ist Manfred Hanraths zunächst einer der 
Tatverdächtigen. Dann aber agiert er als 
eifriger Laienkriminalist, der die Poli¬ 
zei auf die Spur der Täterin bringt, de¬ 
ren Motiv nicht - wie zuerst vermutet - 
geldgierige Geschäftemacherei, sondern 
profane Rachsucht ist. 

Wenn man also den detailreichen 
Roman von Thomas Maria Claßen liest, 
kann man erfahren, wie sie sind, unsere 
vorurteilsfreien Kleinbürger: An Geld 
kommen sie zumeist durch unsinnige 
Tätigkeiten, weil es in der warenprodu¬ 


zierenden Marktwirtschaftsgesellschaft 
nicht um die Befriedigung der mensch¬ 
lichen Bedürfnisse, sondern um die Ver¬ 
mehrung des investierten Unternehmer¬ 
geldes geht. Kritisiert wird diese sys¬ 
temische Verkehrung von Subjekt und 


Objekt jedoch nicht. Stattdessen empö¬ 
ren sich die modernen Kleinbürger über 
allerlei Verstöße gegen die Regeln des 
herrschenden Marktwirtschaftssystems, 
womit sie bis an ihr Lebensende vollauf 
beschäftigt sind. Hektor Rottweiler 


ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 


Ronnie Kasrils 
Steckbrieflich gesucht 

Undercover gegen Apartheid 

Unter allen Möglichkeiten, die einem 
jungen Weißen im Südafrika der 50er 
und 60er Jahre für ein sogenanntes 
gutes Leben offenstanden, wählte er 
die gefährlichste. Er folgte seinem Ge¬ 
wissen und stieg lustvoll ein in das Leben eines politischen 
und militärischen Untergrundkämpfers des ANC. In seinem 
Buch erzählt er packend und lebendig über den erfolgreichen 
Kampf gegen die Apartheid in Südafrika. Nach der Befreiung 
wurde Ronnie 1994 stellvertretender Verteidigungsmininister 
seines Landes. 

Neue Impulse Verlag Essen 1997, gebunden, 359 Seiten, mit 
Schutzumschlag, verlagsneu, 5,- Euro 
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Theorie 


unsere zeit m 


Das Urprinzip 

Dialektik in den Frühphasen der griechischen, indischen und chinesischen Philiosophie • Von Hannes Fellner 


J eder Mensch verfügt über ein un¬ 
mittelbares Weltverständnis, mit¬ 
tels dessen er die unzähligen Ein¬ 
drücke, die auf ihn einströmen, zu ei¬ 
nem Bild zusammenfügt, in welchem 
er sich selbst einen Platz zuweist und 
an dem er sein Handeln orientiert. Die¬ 
se spontane „Jedermannsphilosophie“ 
(Gramsci) ist mehr oder weniger be¬ 
wusst, mehr oder weniger umfassend, 
mehr oder weniger stimmig. Dennoch 
reflektieren sich in ihr implizit die von 
Immanuel Kant (1724-1804) formulier¬ 
ten Grundfragen der Philosophie: Was 
kann ich wissen? Was soll ich tun? Was 
darf ich hoffen? 

Was in der „Jedermannsphiloso¬ 
phie“ spontan und unsystematisch auf¬ 
scheint, wird in der Philosophie als sys¬ 
tematischer Erkenntnisart bewusst ver- 
und ausgearbeitet. So richtet sie sich 
„nicht so sehr auf die durch Einzelwis¬ 
senschaften untersuchten Gegenstän¬ 
de der Erkenntnis [...], als vielmehr 
auf die Bedingungen und die Struktur 
ihres geordneten Zusammenhangs, auf 
die Weise ihrer Gegebenheit im Erken¬ 
nen, auf ihre Bedeutung für den Men¬ 
schen und damit letztlich auf die the¬ 
oretische und praktische Orientierung 
des Menschen in der Welt. Die Philoso¬ 
phie fragt also nach dem Wesen des ein¬ 
zelnen Seienden und der Welt als Gan¬ 
zer, nach der Wahrheit und den Formen 
des Denkens und nach dem Sinn des 
Lebens und dem Ziel des Handelns. Im 
Unterschied zu anderen Weltanschau¬ 
ungsformen (wie Mythos, Religion, und 
das, was man heute ,Esoterik 4 nennt) 
unterwirft sie ihre Theoreme und Argu¬ 
mentationen rationalen Kriterien, de¬ 
nen gemäß sie allgemein nachvollzieh¬ 
bar und im besten Falle als zwingend 
sollen erwiesen werden können.“ [1] 
Die sozioökonomischen Grundla¬ 
gen, die zur Entstehung der Philoso¬ 
phie in diesem Sinne führen konnten, 
sind gesellschaftliche Verhältnisse, in 
deren komplexen Produktionsweisen 
und Vergesellschaftungsstrukturen die 
individuelle und gesellschaftliche Pra¬ 
xis ein gewisses Maß an verstandes¬ 
mäßiger Durchdringung erfährt. Und 
zwar in der Weise, dass diese analysiert, 
in Zusammenhänge gegliedert und 
durch Zielentwürfe gesteuert werden 
(müssen). Die Ursprünge der Philoso¬ 
phie sind in diesen frühen Phasen mit 
den Vorläufern der Wissenschaft ver¬ 
schränkt. Rationale und systematische 
Erklärung der Welt, der Gesellschaft 
und des Menschen aus sich heraus ohne 
Zuhilfenahme außerweltlicher mythi¬ 
scher oder religiöser Instanzen und 
die praktische Anwendung dieser Er¬ 
kenntnisse im Alltäglichen waren der 
Antrieb der ersten Philosophierenden. 

Auch wenn in jeder menschlichen 
Gesellschaft zu jeder Epoche philo¬ 
sophische Fragen gestellt wurden und 
werden, waren - wenn auch auf unter¬ 
schiedliche Art und Weise - die sozio¬ 
ökonomischen Bedingungen für die 
Ausbildung der Grundlagen systema¬ 
tischer Philosophie etwa um die Mit¬ 
te des ersten Jahrtausends vor unserer 
Zeitrechnung in drei unterschiedlichen 
Weltgegenden reif. Dies waren Grie¬ 
chenland, Indien und China. 

In Griechenland vollzieht sich mit 
den homerischen Epen (etwa 8. Jh. vor 
unserer Zeitrechnung), aber insbeson¬ 
dere mit den darauffolgenden Lehr¬ 
dichtungen Hesiods (um das 7. Jh. v. 
u. Z.) ein Umbruch, welcher den Be¬ 
ginn einer vom mythologisch-religiös 
geprägten Weltbild getrennten philo¬ 
sophischen Einstellung markiert. Von 
hier führt der Weg über die vorsokra- 
tischen Denker zu den ersten systema¬ 
tischen Philosophien von Platon (um 
427-347 v. u. Z.) und Aristoteles (384- 
322 v. u. Z.), die - größtenteils vermit¬ 
telt über die islamische Welt - den Weg 
der westlichen Philosophie entschei¬ 
dend prägen sollten. 

Philosophische Überlegungen in In¬ 
dien beginnen mit der Abfassung der 
sogenannten Upanischaden (wörtlich 
das „Sich-in-der-Nähe-Niedersetzen“ 
gemeint ist die Nähe zu einem Lehrer) 
im 8. Jh. v. u. Z. Diese zunächst mit den 


ältesten religiösen Werken Indiens, den 
Vedas (wörtlich „Wissen“), verbunde¬ 
nen Schriften entwickeln sich nach und 
nach im Zeichen philosophischer Fra¬ 
gen. Die Upanischaden stehen am Be¬ 
ginn einer eigenständigen indischen 
Philosophietradition, welche in einer 
Vielzahl hinduistischer und buddhisti¬ 
scher Denkschulen bis in die Neuzeit 
nach wirkt. 

Die Tradition chinesischer Philoso¬ 
phie setzt mit dem Yijing, dem „Buch 
der Wandlungen“, ein, das ursprünglich 
eine Art Orakel-Handbuch war, um das 
6. Jh. v. u. Z. (während der Zhou-Dy- 
nastie) aber philosophische Deutungen 
erfuhr. In der darauffolgenden Zeit ent¬ 


stehen die philosophischen Schulen, die 
über die Jahrhunderte bis heute Ein¬ 
fluss auf das chinesische Denken ha¬ 
ben: Der Daoismus, dessen Gründung 
Laozi („alter Meister“, um das 6. Jh. v. 

u. Z.) zugeschrieben wird; der von Kon¬ 
fuzius (Kongzi „Meister Kong“, 551-479 

v. u. Z.) gegründete und von Mencius 
(Mengzi „Meister Meng“, um 372-289 
v. u. Z.) ausgelegte Konfuzianismus; der 
von Micius (Mözi „Meister Mo“, 468-ca. 
391 v. u. Z.) etablierte Mohismus; und 
der sogenannte Legalismus (Fajia) des 
Han Fei (280-233 v. u. Z.). 

Während der Begriff Dialektik für 
aus einander widersprechenden Ele¬ 
menten bestehende Strukturen und 
Vorgänge in der Natur, der Gesellschaft 
und dem Denken erst zweihundert Jah¬ 
re alt ist, ist die Philosophie seit ihren 
Ursprüngen von dialektischen Prob¬ 
lemstellungen durchzogen. „Seit den 
Anfängen der Philosophie antwortet 
die Ausarbeitung von Formen dialek¬ 
tischen Denkens auf den Grundwider- 
spruch in unserer Erfahrung, dass wir, 
um überhaupt denken zu können, Iden¬ 
titäten (Identität/Unterschied) fest- 
halten müssen, und dass wir zugleich 
dauernd die Veränderung des als iden¬ 
tisch Gedachten, also Nicht-Identität, 
erleben. Wie also Veränderung (und 
d.h. auch Zeit, Tätigkeit, Geschichte) 
begriffen werden könne, ist die Frage, 
aus der die Theorie der Dialektik ent¬ 
springt.“ [2] 

In der westlichen Philosophie war 
es zuerst Heraklit (um 520 v. u. Z. - um 
460 v. u. Z.), der auf das Problem der 
inneren Gegensätzlichkeit bzw. des 
Selbstwiderspruchs in ein und dersel¬ 
ben Sache, in ein und demselben Pro¬ 
zess, in ein und derselben Struktur 
hingewiesen hat. In seinen bedauerli¬ 
cherweise nur in Fragmenten erhalte¬ 
nen und meist kurz-prägnanten Sätzen 
werden die Problemstellungen der Di¬ 
alektik das erste Mal philosophisch er¬ 
schlossen. 

Relativ bekannt sind Heraklits 
Flussfragmente: „Denen, die in diesel¬ 
ben Flüsse hineinsteigen, strömen im¬ 
mer neue Gewässer zu.“ (B 12a). „In 


dieselben Flüsse steigen wir und steigen 
wir nicht, wir sind und wir sind nicht.“ 
(B 49a). „Es ist unmöglich, zweimal 
in denselben Fluss hineinzusteigen.“ 
(B91) Diese Sätze verweisen darauf, 
dass, wie - Platon es umschrieb - sich 
alles verändert und nichts bleibt, wie es 
ist. Es fließt immer wieder neues Was¬ 
ser im Fluss und er ändert mit der Zeit 
seinen Lauf, damit ist er nicht derselbe. 
Auch verändert sich der Mensch, wel¬ 
cher in den Fluss steigt, im Laufe der 
Zeit physisch und psychisch, damit ist 
er nicht derselbe. Aber dennoch ist der 
Fluss derselbe Fluss und der Mensch 
derselbe Mensch. 

So war Heraklit prägend für den 


weiteren Verlauf der dialektischen 
Philosophie in Europa, sodass Georg 
Wilhelm Friedrich Hegel (1770-1831) 
in seinen Vorlesungen zur Geschichte 
der Philosophie sagen konnte: „Hier 
sehen wir Land; es ist kein Satz des 
Heraklit, den ich nicht in meine Logik 
aufgenommen.“ [3] 

Die Formulierung von Problemen 
der Dialektik findet sich in ganz ähnli¬ 
cher Weise auch in den frühen Phasen 
der chinesischen und indischen Philo¬ 
sophie. Bei genauerem Hinsehen erge¬ 
ben sich bemerkenswerte Übereinstim¬ 
mungen. So noch einmal Heraklit: 

„Zusammensetzungen sind Ganzes 
und Nichtganzes, Einträchtig-Zwie- 
trächtiges, Einstimmend-Missstimmen- 
des, und allem Eins und aus Einem Al¬ 
les.“ (B 10) 

„Ein und dasselbe ist Lebendiges 
und Totes und Wachendes und Schla¬ 
fendes und Junges und Altes; denn dies 
schlägt um und ist jenes, und jenes wie¬ 
derum schlägt um und ist dies.“ (B 88) 

„Das Wider-einander-Stehende zu¬ 
sammenstimmend und aus dem Un¬ 
stimmigen die schönste Harmonie.“ (B 
8 ) 

Bei Laozi liest man: 

„Wie Sein und Nichtsein sich wech¬ 
selseitig erzeugen, Schweres und Leich¬ 
tes einander vollenden, Länge und Kür¬ 
ze sich gegenseitig ermessen, Hohes 
und Tiefes sich einander zuneigen, Ton 
und Stimme miteinander harmonieren, 
Davor und Danach sich wechselseitig 
folgen.“ (Däodejing 2) 

„Partielles schlägt wechselseitig um 
in Ganzes, Gebogenes in Gerades, Lee¬ 
re in Fülle, Altes in Neues.“ (Däodejing 
22 ) 

Und im Brhadaranyaka bzw. Isa- 
Upanischad heißt es: 

„Es (das Eine, das Urprinzip) ist 
eine Einheit, in welcher die Gegensät¬ 
ze miteinander verschränkt sind. Das 
Eine ist aufgespalten in Gegensätze.“ 
(BA-U 1.4.3) 

„Es bewegt sich, es bewegt sich 
nicht; es ist fern, und es ist doch nah; es 
ist innerhalb von allem, und es ist doch 
außerhalb von allem.“ (Isa-U 5) 


In Ansätzen deuten sich in diesen 
Formulierungen der in Entstehung be¬ 
griffenen unterschiedlichen Philoso¬ 
phietraditionen die vier in sich zusam¬ 
menhängenden Komplexe der Grund¬ 
züge und Prinzipien der Dialektik an, 
die nach Hans Heinz Holz immer wie¬ 
der einzeln oder kombiniert die Prob¬ 
lemgeschichte der Dialektik durchzie¬ 
hen: 1. Totalität - Gesamtzusammen¬ 
hang - universeller Zusammenhang; 2. 
Eigenbewegung - Veränderung - Ent¬ 
wicklung vermittels Negation; 3. Dis¬ 
kontinuität - Sprung - Übergang von 
Quantität in Qualität; 4. Identität und 
Nicht-Identität - Widerspruch - Ein¬ 
heit und Kampf der Gegensätze. 


Dieser Umstand ist von mehrfacher 
Relevanz. Da die Philosophie „ihre 
Zeit in Gedanken gefasst“ ist (Hegel), 
erschließen sich durch das Verständnis 
vergangener philosophischer Systeme 
die Gedankenwelten verschiedener 
Epochen und Weltgegenden. So wer¬ 
den (zusammen mit der Analyse je¬ 
weiliger sozio-ökonomischer Formati¬ 
onen und Vergesellschaftungsformen) 
die Weltverhältnisse des Menschen in 
verschiedenen Epochen und Weltge¬ 
genden nachvollziehbar und lässt sich 
das Allgemeine und Universale dieser 
Weltverhältnisse zu bestimmten Zei¬ 
ten und in bestimmten Gesellschaften 
generalisieren und aufeinander bezie¬ 
hen. Dies trägt einerseits zum besseren 
Verständnis von Geschichte und un¬ 
terschiedlichen Gesellschaften unter¬ 
einander bei und offenbart anderer¬ 
seits den rationalen Kern wie auch die 
universal logischen und dialektischen 
Konstanten des menschlichen Weltver¬ 
hältnisses. 

Im Marxismus als „Philosophie 
der Praxis“ (Gramsci), d.h. wissen¬ 
schaftliche Weltanschauung, in wel¬ 
cher sich die Einheit von Theorie und 
Praxis in der Praxis realisieren sollte, 
muss nicht nur allgemein das huma¬ 
nistische und fortschrittliche Erbe der 
gesamten Menschheit im dreifachen 
dialektischen Sinne aufgehoben (also 
negiert, bewahrt, auf eine höhere Stu¬ 
fe gebracht) werden. Der Marxismus 
als „Philosophie der Praxis“ steht ins¬ 
besondere in einem Fortsetzungsver¬ 
hältnis zu dialektischen philosophi¬ 
schen Modellen, da ihm die Philoso¬ 
phiegeschichte nicht ein Steinbruch, 
sondern integrales Moment seines ge¬ 
schichtlichen Selbstverständnisses ist. 
Die dialektische Aufhebung und da¬ 
mit Aktualisierung von Problemen und 
Problemlösungsstrategien der Philoso¬ 
phiegeschichte für Herausforderungen, 
die sich hier und jetzt stellen, sind ein 
wesentlicher Bestandteil marxistischer 
Philosophie. 

Die Grundlage hierfür hat wie kein 
anderer Hans Heinz Holz ausgear¬ 
beitet, der aus der Philosophie als nie 


versiegender „Quelle und Bestandteil 
des Marxismus“ (Lenin) [4] nicht nur 
immer frisches Wasser geschöpft und 
dessen systemisch-methodologischen 
Theorie-Praxis-Gehalt grundlegend 
durchdrungen hat, sondern ihm - ihn 
als offenes System verstehend - Zeit 
seines Lebens immer wieder produktiv 
neue philosophische Denk- und Werk¬ 
zeuge erschlossen hat. Davon zeugen 
seine Hauptwerke „Weltentwurf und 
Reflexion“ [5] sowie „Aufhebung und 
Verwirklichung der Philosophie 44 [6], 
die nicht zufällig seine umfassende 
fünfbändige „Problemgeschichte der 
Dialektik von der Antike bis zur Ge¬ 
genwart“ [7] als Unterbau haben. 


Die Erschließung und das Verständ¬ 
nis der Geschichte der Philosophie wie 
insbesondere ihrer dialektischen Tra- 
ditionslinien sind, so hat Hans Heinz 
Holz gezeigt, unerlässlich für marxisti¬ 
sche Philosophie. Ihre Ausarbeitung als 
„Wissenschaft des Gesamtzusammen¬ 
hangs“ (Engels) erfordert daher die ak¬ 
tive wissenschaftliche Aneignung der 
Dialektik als „Algebra der Revoluti¬ 
on“ (Alexander I. Herzen, 1812-1870), 
denn nur so wird die „Philosophie im 
Proletariat ihre materiellen [und] das 
Proletariat in der Philosophie seine 
geistigen Waffen“ (Marx) finden. 

1 Hans Heinz Holz. 1997. Das Feld der Phi¬ 
losophie. Köln: Dinter, S. 19. 

2 Hans Heinz Holz. 2011. Problemge¬ 
schichte der Dialektik von der Antike 
bis zur Gegenwart. Band 3: Neuzeit 1. 
Darmstadt: Wissenschaftliche Buchge¬ 
sellschaft, S. 19. 

3 Hegel, Georg Wilhelm Friedrich. 1986. 
Vorlesungen über die Geschichte der 
Philosophie I. Werke 18. Frankfurt am 
Main: Suhrkamp, S. 320. 

4 Siehe hierzu Hannes Fellner. 2016. An¬ 
merkungen zu Lenins „Drei Quellen und 
drei Bestandteile des Marxismus 44 . Ein¬ 
heit und Widerspruch - Theoretisches 
und Diskussionsorgan der Partei der 
Arbeit Österreichs 4: 32-42. (parteider¬ 
arbeit, at/wp-content/uploads/20 14/11/ 
EuW_4_kern.pdf) 

5 Hans Heinz Holz. 2005. Weltentwurf 
und Reflexion. Versuch einer Grundle¬ 
gung der Dialektik. Stuttgart/Weimar: 
J.B. Metzler. 

6 Hans Heinz Holz. 2010-11. Aufhebung 
und Verwirklichung der Philosophie (3 
Bd.). Berlin: Aurora. 

7 Hans Heinz Holz. 2010. Dialektik: Pro¬ 
blemgeschichte von der Antike bis zur 
Gegenwart (5. Bd.). Darmstadt: Wissen¬ 
schaftliche Buchgesellschaft. 

Hannes Fellner ist Mitglied der österrei¬ 
chischen Partei der Arbeit, Vorstands¬ 
mitglied der Gesellschaft für dialekti¬ 
sche Philosophie sowie Redaktionsmit¬ 
glied der von ihr herausgegebenen und 
Hans Heinz Holz gewidmeten Zeit¬ 
schrift „Aufhebung“ (www.dialektische- 
philosophie.org) 







m unsere zeit 


Theorie 


Freitag, 23. März 2018 13 


Stabil, beweglich und integrierend 

Parlamentarische Demokratie und Klassenherrschaft • Von Ekkehard Lieberam 



Der griechische Ministerpräsident Tsipras ist Erfüllungsgehilfe neoliberaler Politik geworden (rechts: Jean-Claude Juncker) 


M an darf die Demokratie in 
Deutschland als stabil und ge¬ 
sichert betrachten‘‘[1] schrieb 
Ferdinand Kirchhoff, Vizepräsident des 
Bundesverfassungsgerichts, in der FAZ 
vom 21. Dezember 2017 Wenn über den 
Zustand der parlamentarischen Demo¬ 
kratie debattiert wird (über Postdemo¬ 
kratie, Fassadendemokratie, über De¬ 
fizite, Agonie und Legitimationskrise), 
so sollte nicht aus dem Augen verloren 
werden, dass diese Einschätzung durch¬ 
aus zutreffend ist. 

Allerdings sehen Marxisten die¬ 
se Stabilität nicht nur im äußeren Er¬ 
scheinungsbild, in stabilen Mehrheiten, 
die mit der Demokratie zufrieden sind, 
sondern vor allem in dem historisch ge¬ 
wachsenen subtilen Mechanismus der 
parlamentarischen Demokratie zur 
Herrschaftsstabilisierung. Im Ergebnis 
einer „Transformation der Demokra¬ 
tie“, so Johannes Agnoli im Jahre 1967, 
kann die „bürgerliche Republik“ die 
Entwicklung des Klassenkampfes „zum 
politischen Herrschaftskonflikt“ ver¬ 
hindern. Sie entwickelt sich zu einem 
Mechanismus, „der antagonistische 
Konflikte so weit wie möglich politisch 
,irrelevant 4 macht und plurale Interes¬ 
senkonflikte staatlich kontrolliert und 
befriedet.“ Sie „transformiert sich zur 
besten Form, die abhängige Klasse in 
das kapitalistische System der Produk¬ 
tion und in das bürgerliche System der 
Herrschaft zu integrieren. Das ,Volk 4 
wird zur bloßen Manövriermasse im 
Konkurrenzstreit politischer Führungs¬ 
gruppen degradiert “[2] 

Diese Einschätzung gilt heute noch 
mehr als vor einem halben Jahrhun¬ 
dert. Wichtige Bestandteile des Me¬ 
chanismus der transformierten Demo¬ 
kratie sind: 

Erstens Wahl-, Parteien- und 
Regierungssysteme, die 
verlässlich die Kapitalherr¬ 
schaft gewährleisten. 

Ungeachtet der Vielfalt in den Erschei¬ 
nungsformen und Strukturen ähneln 
sich die parlamentarischen Regierungs¬ 
systeme in den entwickelten kapitalisti¬ 
schen Ländern. Im Ergebnis eines his¬ 
torischen Lernprozesses hatten dieje¬ 
nigen „demokratischen Institutionen“ 
Bestand, „die in der Lage schienen, die 
kapitalistische Ordnung aufrecht zu er¬ 
halten“ [3]. Als außerordentlich wirk¬ 
sam im ideologischen Klassenkampf 
erwies es sich, dass mit Hinweis insbe¬ 
sondere auf die Wahlen und daraus her¬ 
vorgehende repräsentative Vertretungs¬ 
organe staatliches Handeln als „Ablei¬ 
tung vom Volk“ glaubhaft legitimiert 
werden konnte. Nicht der tatsächliche 
Maßstab für Demokratie (die jeweils 
gegebene reale individuelle und kollek¬ 
tive Selbstbestimmung der Menschen 
über ihre Angelegenheiten), sondern 
das Vorhandensein von „freien Wah¬ 
len“ konnte im öffentlichen Bewusst¬ 
sein zum allgemein anerkannten Maß¬ 
stab für Demokratie gemacht werden. 

Das parlamentarische Regierungs¬ 
system erwies sich als tauglich für die 
Umsetzung der ökonomischen Macht 
in politische Herrschaft, für eine politi¬ 
sche und zivile Gesetzgebung, die „das 
Wollen der ökonomischen Verhältnis¬ 
se (proklamieren und protokollieren)“. 
[4] Das Kapital ergriff zu Beginn des 
20. Jahrhunderts von der „demokrati¬ 
schen Republik ... Besitz“.[5] Die Fi¬ 
nanzoligarchie legte „ein dichtes Netz 
von Abhängigkeitsverhältnissen über 
ausnahmslos alle ökonomischen und 
politischen Institutionen der bürgerli¬ 
chen Gesellschaft“. [6] Die sozialdemo¬ 
kratischen Parteiführer entwickelten 
sich als Minister zu Ärzten am Kran¬ 
kenbett des Kapitalismus. Die parla¬ 
mentarische Demokratie wurde zur 
„demokratischen Methode“ zur Instal¬ 
lierung einer „Ordnung der Instituti¬ 
onen zur Erreichung politischer Ent¬ 
scheidungen, bei welcher einzelne die 
Entscheidungsbefugnis vermittels ei¬ 
nes Konkurrenzkampfes um die Stim¬ 
men des Volkes erwerben“. [7] 

Dabei ist manches anders geworden 
als es die Demokratietheoretiker des 17. 


und 18. Jahrhunderts konzipiert hatten. 
Nicht das Parlament kontrolliert die Re¬ 
gierung, sondern die Regierungen kon¬ 
trollieren in enger Kooperation mit der 
„Wirtschaft“ das Parlament. Das Budge¬ 
trecht als „Königsrecht des Parlaments“ 
ging mehr oder weniger verloren. Ne¬ 
ben einer gewissen Teilung der Gewal¬ 
ten gibt es eine Verschränkung der Ge¬ 
walten, wobei die Exekutive dominiert. 
Größere Teile der Bevölkerung sind der¬ 
zeit fasziniert von den Debatten um Ja¬ 
maika oder Minderheitenregierung, von 
GroKo oder No-GroKo. Dabei wird zu¬ 
meist übersehen, dass bei Sondierungs¬ 
gesprächen und Koalitionsverhandlun¬ 
gen bis auf wenige Korrekturen die alte 
Politik fortgesetzt wird, die politische 
Stellschraube nur im Mikrobereich ver¬ 
ändert wird. In der Exekutive und nicht 
im Bundestag „schlägt die Herzkammer 
des bürgerlichen Politikbetriebes“. [8] 

Zweitens ein Integrationssys¬ 
tem, das die parlamentarische 
Demokratie beweglich hält 
und vielfältige politische 
Illusionen bewirkt. 

Die parlamentarische Demokratie ist 
nicht nur formal und sie ist auch nicht 
nur Fassade. Sie hat einen Inhalt. Im 
parlamentarischen Regierungssystem 
stimmen die verschiedenen Kapital¬ 
fraktionen ihre Interessen ab (im Par¬ 
lament, aber noch mehr in der Exekuti¬ 
ve). Der Klassenkompromiss zwischen 
Kapital und Arbeit (allerdings gegen¬ 
über den fünfziger und sechziger Jah¬ 
ren auf einem deutlich niedrigeren 
Niveau) wird ständig neu austariert, 
abhängig von der Stärke des Klassen¬ 
widerstandes. 

Ähnlich wie im Sport haben die 
Wahlkämpfe der Parteien um den 
„Wählermarkt“ heute den Charakter 
von interessanten, quasi sportlichen 
„Wettrennen“ um Mandate. Koaliti¬ 
onsverhandlungen verbinden sich mit 
öffentlichen Showveranstaltungen von 
Talkrunden im Fernsehen und kontro¬ 
versen Debatten auf Parteitagen. Die 
Funktionsweise der parlamentarischen 
Demokratie vermittelt den Bürgerin¬ 
nen und Bürgern neben dem Eindruck 
der Lebendigkeit auch das Gefühl, po¬ 
litische Entscheidungen beeinflussen 
zu können: über Wahlen, über die Mit¬ 
gliedschaft in Parteien, mittels Petitio¬ 
nen, Bürgerbegehren und Demonstra¬ 
tionen usw. In einem begrenzten Sinn 
ist das auch der Fall, z.B. in den letzten 
Jahren im Zusammenhang mit der Ein¬ 
führung eines Mindestlohnes oder der 
vorübergehenden Absenkung des Ren¬ 
tenalters auf 63 Jahre. 

Ein System der Meinungssteuerung 
sorgt dafür, dass demokratische Bewe¬ 
gungen eine Spielwiese mit begrenzter 
Einflussmöglichkeit haben. In der Re¬ 
gel funktioniert das, ohne dass daraus 
öffentliche Debatten um Grundfragen 
der Politik werden. Initiativen wie die 
#MeToo-Bewegung werden über Mo¬ 
nate hinweg gepuscht. Proteste oder 
Bewegungen gegen die Ungerechtig¬ 
keiten der neoliberalen Weltordnung 
oder für die Umverteilung des gesell¬ 


schaftlichen Reichtums kochen kurz 
hoch, um dann schnell wieder von der 
politischen Agenda zu verschwinden. 

Die parlamentarische Demokratie 
und ihre Institutionen haben zusam¬ 
men mit den Leitmedien in der Bun¬ 
desrepublik ihre außerordentliche In¬ 
tegrationskraft, ihre Fähigkeit zur Be¬ 
schaffung von Massenloyalität für die 
Regierenden vielfach unter Beweis ge¬ 
stellt: mittels sozialer Reformen, mittels 
der Bindung engagierter Bürgerinnen 
und Bürger an Parteien, mittels der Fä¬ 
higkeit, Gegenwehr in Zustimmung zu 
verwandeln. 

Als die Konzerne, Banken und Un¬ 
ternehmerverbände infolge der Mitte 
der siebziger Jahre beginnenden Ver¬ 
wertungskrise des Kapitals auf Sozi¬ 
aldemontage umschalteten, taten das 
auch die Regierenden. Die SPD sorg¬ 
te in den Jahren 2003 ff. unter Gerhard 
Schröder dafür, dass die Sozialkürzun¬ 
gen der Agenda 2010 im Bundestag und 
Bundesrat die parlamentarischen Hür¬ 
den nehmen konnten. Der Preis für die 
SPD war hoch: eine bis heute anhalten¬ 
de Vertrauenskrise. Aus einer 40-Pro- 
zent-Partei wurde eine 20-Prozent 
Partei. Beachtlich war der Protest von 
Hunderttausenden auf den Montags¬ 
demonstrationen im Herbst 2004. Aber 
schon ein Jahr später war wieder Ruhe. 

Auch mit antikapitalistischen Par¬ 
teien kam man einigermaßen zu Rande. 
Als den Regierenden mit der Konstitu¬ 
ierung der Linkspartei im Jahre 2007 im 
Ergebnis der Proteste gegen die Agen¬ 
da 2010 eine stabile Systemopposition 
im Bundestag erwuchs, brauchte sie nur 
wenige Jahre, um diese zu mäßigen und 
in Teilen zu integrieren. Als wirksam 
erwiesen sich die finanziellen Mittel 
der Parteien-, Fraktions-, Stiftungs- und 
Abgeordnetenfinanzierung[9] (jährlich 
um die 100 Millionen Euro) und nicht 
zuletzt die „Integrationsfalle Regie¬ 
rungsbeteiligung“. Je erfolgreicher eine 
linke Partei ist, umso mehr Geld und 
Ämter im „Parteienstaat“ erhält sie. Es 
entwickelt sich (wie dies Anfang des 20. 
Jahrhunderts schon bei der SPD zu be¬ 
obachten war) eine Sozialschicht von 
Abgeordneten und Mitarbeitern, die 
von der Partei leben und eigene Inter¬ 
essen ausbilden. In der Linkspartei sind 


das heute etwa 2 300 Personen. Keines¬ 
wegs automatisch, aber als Trend passt 
sich die Partei an den herrschenden Po¬ 
litikbetrieb an. 

Drittens: Die parlamentarische 
Demokratie ist auf neue 
Weise belastbar. Sie bereitet 
sich auf Zeiten ernster 
politischer Krise vor. 

Wie die Polizeieinsätze gegen die Ham¬ 
burger Proteste im Juli 2017 gegen den 
G-20-Gipfel oder auch die Aktionen 
gegen „Linksradikale“ in Leipzig und 
Berlin deutlich machen, nimmt die 
punktuelle Repression gegen die radi¬ 
kale Linke und gegen demonstrieren¬ 
de Bürgerinnen und Bürger zu. Hinzu 
kommt die präventive Gewaltauswei¬ 
tung. Vor allem der Überwachungsstaat 
rüstet weiter auf. Eine neue Oktoberre¬ 
volution ist nicht in Sicht, derzeit nicht 
einmal eine politische Bewegung, die 
die Kraft hätte, eine Revitalisierung des 
Sozialstaates durchzusetzen. Aber neue 
finanzpolitische, ökonomische und so¬ 
ziale Krisen des Kapitalismus kündigen 
sich an. 

Die Haltung zur „Demokratie“ 
stellt sich dabei anders als in der ers¬ 
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts dar. 
Nicht mehr deren Zerstörung steht 
auf der Agenda des Kapitals, sondern 
die Bewahrung und der Ausbau einer 
Situation, da die „demokratische(n) In¬ 
stitutionen durch eine Mixtur aus aus¬ 
geklügelten Polittechniken der Eliten, 
einer ausufernden politischen Lobby¬ 
macht transnationaler Konzerne und 
der Passivität frustrierter Bevölkerun¬ 
gen sukzessive unterspült werden.“ [10] 
Damit aber ist die Ersetzung der par¬ 
lamentarischen Demokratie durch eine 
offene terroristische Diktatur in aller 
Regel unnötig. Angesagt sind die Nut¬ 
zung und Flankierung „der Demokra¬ 
tie 44 durch Repression und Repressi¬ 
onsapparate bis hin zu Organisationen 
des „dunklen“ bzw. „tiefen Staates“.[11] 
Überdies verschaffen rechtspopulisti¬ 
sche Bewegungen und Parteien dem 
Neoliberalismus in der Gesellschaft 
auf neue Weise „Rückhalt in den Mas¬ 
sen“, erweitern die Möglichkeiten des 
politischen Manövrierens unter natio¬ 
nalistischen und rassistischen Parolen. 


Mit der parlamentarischen Demo¬ 
kratie verfügt die herrschende Klasse 
heute über Möglichkeiten, selbst unter 
den Bedingungen einer tiefen ökonomi¬ 
schen und politischen Krise des Kapita¬ 
lismus die lohnabhängige Klasse poli¬ 
tisch unter Kontrolle zu behalten (wenn 
diese das denn hinnimmt). Die jüngsten 
Entwicklungen in Griechenland spre¬ 
chen für eine solche Einschätzung: Von 
1967 bis 1974 übernahm dort ein „Re¬ 
gime der Obristen“ die Herrschaft, um 
wieder „politische Stabilität“ zu schaf¬ 
fen. Seit 2009 verlor das Land ein Vier¬ 
tel seiner Wirtschaftskraft. Die Arbeits¬ 
losenquote stieg auf 27 Prozent. Zwei 
Millionen Menschen gehören mittler¬ 
weile zum „Ernährungsprekariat“. 150 
000 Unternehmen gingen Pleite. Im¬ 
mer wieder gibt es landesweite Streiks. 
Dennoch hat die parlamentarische De¬ 
mokratie Bestand, wenn auch tatsäch¬ 
lich nur als Fassade. EU-Institutionen 
bestimmen, was im griechischen Parla¬ 
ment geschieht. Selbst aus der Sicht der 
Exekutive ist das Budgetrecht Fiktion. 
Die linke Regierungspartei Syriza mit 
Ministerpräsident Alexis Tsipras woll¬ 
te noch am Abend des Wahlsieges ein 
Zeichen für erfolgreiche linke Politik in 
der EU setzen. Sie ist zum Erfüllungs¬ 
gehilfen des Neoliberalismus geworden. 
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Wir trauern um 

Kurt Nobst 

23. November 1928 - 7. März 2018 

Nach langer und schwerer Krankheit hat uns Kurt, wenige 
Monate vor Vollendung seines 90. Lebensjahres, verlassen. 

Wir verlieren mit Genossen Kurt Nobst einen organisierten 
Kommunisten, der seiner vom Elternhaus geprägten Welt¬ 
anschauung über die Jahre auch nach 1989 bis zuletzt treu 
geblieben ist. In der DDR arbeitete er als Volkspolizist und 
Diplomkriminalist. Seine Ausbildung hatte er mit Gradlinig- 
keit und viel Fleiß im Fernstudium absolviert. 

Kurt war einer der Gründerväter unserer Landesorganisa¬ 
tion der DKP. Er hatte wesentlichen Anteil am Aufbau und 
der Entwicklung der Partei in Brandenburg. Hervorzuheben 
ist seine unermüdliche Arbeit für den Frieden, die ihm sehr 
am Herzen lag. Mit seinen Erfahrungen, seinen Kenntnis¬ 
sen zu den gesellschaftlichen Entwicklungsprozessen und 
seiner Zuversicht strahlte er einen historischen Optimis¬ 
mus aus, an dem wir uns orientieren und aufrichten konn¬ 
ten. Kurt war für uns das Vorbild eines Kommunisten - sei¬ 
ne Bescheidenheit, seine Hilfsbereitschaft, seine absolute 
Zuverlässigkeit und sein unerschütterlicher Klassenstand¬ 
punkt waren für uns alle beispielgebend. 

Kurt hinterlässt eine schmerzliche, schwer zu schließende 
Lücke in unseren Reihen. Seinen vier Kindern, mehreren 
Enkeln und Urenkeln war er ein vorbildlicher Vater, Groß¬ 
vater und Urgroßvater. Wir verneigen uns vor unserem Ge¬ 
nossen und Weggefährten. 

Im Namen des Landesvorstandes der DKP Brandenburg 
und der Gründungsmitglieder unserer Landesorganisation 

Mario Berrios Miranda Andreas Zieger Brigitte Müller 

Die Trauerfeier mit anschließender Beisetzung findet am 
Freitag, dem 13. April 2018, um 11.00 Uhr auf dem Friedhof 
der Gemeinde Blumberg, Chausseedreieck 15, statt. 


Sammlung von 
Tatsachenberichten 
aus dem Militärverlag der DDR 

Über 100 Bände umfasst die Sammlung von Tatsachenbe¬ 
richten aus dem Militärverlag der DDR. Schwerpunkt ist das 
Geschehen im Zweiten Weltkrieg. Mit ihren Lebensberich¬ 
ten kommen Beteiligte an den Kriegsereignissen an allen 
Fronten zu Wort, von Generälen und Admirälen bis zu den 
„einfachen" Soldaten. Sie haben aufgeschrieben, was sie er¬ 
lebt und beobachtet haben. Verbunden mit ihren weiteren 
Nachforschungen sind wertvolle geschichtliche Dokumente 
entstanden. Teilweise mit Karten und Bildern. 

Die Sammlung hat über die Jahre hinweg viele Liebhaber 
gefunden. Falls Lücken bestehen, könnten wir Abhilfe schaf¬ 
fen. Unsere Bestandsliste kann angefordert werden. 

Militärverlag der DDR, verschiedene Erscheinungsjahre, 
gebunden, jeweils mit Schutzumschlag, zum Teil mit Ge¬ 
brauchsschäden, je 5 Euro. 

Bücherliste anfordern unter: 

Walter Herbster; Tel: 0201 17788926 
E-Mail: buero@unsere-zeit.de 
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„Jeder Schritt wirklicher Bewegung ist wichtiger 
als ein Dutzend Programme “ Karl Marx, 1875 

Wie gratulieren unserer Genossin 

Maja Dewinski 

zum 90. Geburtstag! 

am 19. März 1928 geboren, wuchs unsere Maja zusam¬ 
men mit ihren fünf Geschwistern in einer typischen 
Arbeiterfamilie in Oberschwaben am Bodensee auf. Ihr 
Vater war Gewerkschafter und arbeitete als Metallarbei¬ 
ter bei der Firma Maybach in Friedrichshafen. 

Seit' an Seit' mit ihrem Mann Rolf wirkte Maja nach dem 
Kriege am Aufbau der FDJ und KPD in Schwenningen 
(z.B. im Parteibüro) und Ravensburg mit. Auch die Zeit 
der Illegalität standen sie gemeinsam durch. Maja war 
es, die in Oberschwaben praktische Solidarität mit den 
im Rahmen der „Aktion Schneehase" verhafteten und 
eingekerkerten Genossen Alois Thoma und Robert Jung 
organisierte. 1968 war Maja die erste Frau, die auf der 
Liste der IGM zur Betriebsratswahl bei der Firma May¬ 
bach kandidierte. 

Genossin Maja packt zu, wo immer Hilfe nötig ist. Dafür 
sagen wir Dir heute Danke! Bleib gsund! 

Die Kommunistinnen und Kommunisten 
in Oberschwaben und am Bodensee 


Zum 23. März gratulieren wir unserer Genossin 

Karin Gottlieb 

zum 75. Geburtstag 

Aufgewachsen in einer kommunistischen Familie in Idar- 
Oberstein und gelernte Goldschmiedin, wurde Karin früh 
vom proletarischen Klassenbewusstsein geprägt. Karin 
ist ein Gründungsmitglied der DKP. Lange Jahre war sie 
Mitglied des Bezirksvorstandes und Stadträtin in Idar- 
Oberstein, wo sie bis heute Gruppenvorsitzende ist. 

Kaum ein Kampffeld, auf dem Karin im Lauf ihres bis¬ 
herigen Lebens nicht zu finden war. Sie organisierte 
Kinderfreizeiten in der DDR, seit den 1960er Jahren die 
Ostermärsche und Aktionen der Friedensbewegung und 
gründete nach hartem Kampf einen Betriebsrat, dessen 
Vorsitzende sie wurde. 

Liebe Karin, mit Deinen Kampferfahrungen bist du ein 
Vorbild für die jungen Genossinnen und Genossen. Wir 
freuen uns auf noch viele weitere Jahre gemeinsamen 
Kampfes. 

Bleib gesund und munter! 

DKP Rheinland-Pfalz 
DKP Idar-Oberstein 



www.jungewelt.de/probeabo 
Abotelefon: 0 30/53 63 55 84 

W twitter.com/jungewelt f www.facebook.com/junge.welt 


Zeit, sich ein 
anderes Bild 
von der Welt 
zu machen. 



DEMOKRATIE 

in Theorie, Praxis & Zukunft 

Mit Beiträgen von: Jörg Becker, RolfGössner, Herbert 
Graf, Hermann Klenner, Beate Landefeld, Ekkehard 
Lieberam, Werner Seppmann 


Weitere Themen: Jeremy Corbyn (GB) - Gegen die vier 
größten Bedrohungen; Wolfgang Lemb (IG Metall) - 
Für Frieden, Abrüstung, Rüstungskonversion; Franz 
Hinkelammert, Daniel Stosiek - Mit Luther, Marx und 
Papst gegen das Kapital?; Andreas Wehr - Klarheit vor 
Sammlung!; Marianna Schauzu - Landgrabbing und 
die VR China; Jenny Schreiner (SACP) - Lehren für die 
Frauenbefreiung; Alexander Charlamenko (Rus): Und 
wenn es keine Oktoberrevolution gegeben hätte? 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 



AJLL 

★ 96 V 

Davon 73 Jahre 

in der kommunistischen Bewegung! 
immer kritisch, immer solidarisch, immer aktiv! 

Da sagen wir einfach mal DANKE! 

DKP Dortmund, DKP-Wohngebietsgruppe Ost 
DKP-Seniorenarbeitskreis 


Willi Hoffmeister 

85 Jahre 

Willi - steht für den Kampf um Frieden 
Willi - steht für Antifaschismus 
Willi - steht für den Kampf in der Arbeiterbewegung 
Willi - steht für die Arbeit in Bündnissen 
Willi - steht für den Blick nach vom 
Willi - steht für die Idee einer besseren Welt! 

Lieber Willi, 

Deine Genossinnen und Genossen 
in Dortmund gratulieren 

und wünschen weiterhin Mut, Kraft und Freude 
für die nächsten Jahre. 



Unsere liebe Freundin und Genossin 

Ursula Neumann 

feiert am 26.3. 2018 ihren 

90. Geburtstag 

Liebe Ursel, dazu gratulieren wir Dir von Herzen! 

Seit unserer Kindheit bist Du unserer Familie privat wie 
politisch verbunden. Ostermärsche, Friedensdemonstra¬ 
tionen, Wahlkämpfe, Kinderfeste, UZ-Pressefeste, aber 
auch Eier- und Tannenbaumverkäufe und Spielplatzreini¬ 
gungen haben wir zusammen bestritten. 

Immer hattest Du gute Laune, gute Argumente, nie war 
Dir eine Arbeit zu schwer oder zu gering. Bis heute 
nimmst Du lebhaft Anteil am politischen Geschehen in 
der Welt und an den Diskussionen unserer Partei und 
liest die uz. 

Liebe Ursel, wir wünschen Dir einen schönen Tag im 
Kreise Deiner Familie und gute Gesundheit. 

Mit den besten Wünschen aus Hattingen und Götz, 

Sonja und Dieter, Christiane und Dieter 



Herzlichen Dank 

für die vielen Glückwünsche 
zu meinem 85. Geburtstag 

und zur 65-jährigen Mitgliedschaft in der kommunisti¬ 
schen Bewegung, liebe Genossinnen und Genossen aus 
dem ln- und Ausland, liebe Gewerkschaftskollegen und 
Weggefährten. 

Danke vor allem meiner Tochter Andrea, ihrer Familie 
und meinen Geschwistern für die berührende, unver¬ 
gessliche Geburtstagsfeier. Das hat gut getan und mir 
viel Kraft gegeben, die Mühen der Ebene zu bewältigen. 
Die Familie hat in Liebe an Karl Heinz gedacht. Er ist uns 
unvergessen. 

Mit kommunistischem Gruß 

Walborg Schröder 



Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 




Carlis 

Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 

500 g für 5 €, 250 g 
für 3,- € + Porto; 

ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei. 

Imkerei Trauth 02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 



Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

www.lmkimi-binbaf.dE' j 0039.1544. *14?8 

Ökc-h&f m Olivenhain,, 
weit bi Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viete gute Bücher, 

Haus oder Häuschen; 
Kintterp&iadies, 
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Clara war immer mitten unter uns 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 23. MAR 


DKP-Veranstaltung zum Internationalen Frauentag 2018: Drei Frauen - drei 
Generationen im Gespräch über 100 Jahre Frauenbewegung und die heutigen 
Aufgaben der Frauenbewegung und der Kommunistinnen und Kommunisten. 


Clara Zetkin hat 30 Jahre in Stuttgart 
gelebt und gewirkt. In dieser Zeit hat 
sie die proletarische Frauenbewegung 
geführt, nicht nur deutschlandweit. Sie 
war der Motor der weltweiten Vernet¬ 
zung der sozialistischen Frauenbe¬ 
wegung. Sie war Kämpferin für das 
Frauenwahlrecht und Begründerin 
des Internationalen Frauentags. Kein 
Wunder, dass sie in Stuttgart bei allen 
Veranstaltungen rund um den Frau¬ 
entag und dem 100-jährigen Jubiläum 


Die DKP Hattingen führte am 8. März 
2018 eine Aktion zum Internationalen 
Frauentag durch. Im Evangelischen 
Krankenhaus Hattingen (EVK) ver¬ 
teilten zwei Genossinnen und zwei 
Genossen an die Kolleginnen 50 rote 
Nelken, an die der Gesundheitsflyer 
der DKP und eine Einladung zu unse¬ 
rer Frauentagsveranstaltung gebunden 
waren. Die Kollegen erhielten nur den 
Gesundheitsflyer. Die Mitarbeiterinnen 


des Frauenwahlrechts mitten unter uns 
war. 

Im Clara-Zetkin-Haus im Waldheim 
in Sillenbuch stand am 7. März der lan¬ 
ge steinige Weg zur Durchsetzung des 
Frauenwahlrechts, beginnend mit der 
Revolution 1848, sowie Erfolge und 
Niederlagen der Frauenbewegung in 
den letzten 100 Jahren im Fokus. Wich¬ 
tiger Meilenstein war die erste interna¬ 
tionale sozialistische Frauenkonferenz 
1907 in Stuttgart, auf der eine einheitli¬ 


reagierten überrascht und sehr erfreut, 
dass sich jemand für ihre Nöte interes¬ 
sierte und ihnen eine Nelke überreich¬ 
te. Ihre Reaktionen zeigten, wie richtig 
und wichtig die Forderung nach Perso¬ 
nalbemessung ist. Unser Fazit: Wir blei¬ 
ben dran! 

Am 10. März fand im Cafe des 
Stadtmuseums Hattingen die jährliche 
Veranstaltung zum Internationalen 
Frauentag statt. In gemütlicher Atmo- 


che Marschroute für den Frauenwahl¬ 
rechtskampf festgelegt wurde. Erst 
dieser Beschluss, von Clara Zetkin ein¬ 
gebracht, brachte Dynamik in die Be¬ 
wegung für das Frauenwahlrecht. 

Die DGB-Jugendreferentin Jessica 
Messinger würdigte in ihrer Kundge¬ 
bungsrede am 8. März auf dem Schloss¬ 
platz die Sozialistin Clara Zetkin und 
verwies auf Claras Initiative auf der 
II. Sozialistischen Frauenkonferenz in 
Kopenhagen 1910 zur Einführung des 
Internationalen Frauentags, der in ers¬ 
ter Linie der Agitation für das Frau¬ 
enwahlrecht dienen sollte. „100 Jahre 
später möchte ich voll Dankbarkeit auf 
den Mut der Frauen zurückblicken, die 
nicht müde wurden, unsere Rechte ein¬ 
zufordern“, so die Rednerin. 

Auf der DKP-Veranstaltung im 
Waldheim Gaisburg am 10. März dis¬ 
kutierten drei Frauen aus drei Genera¬ 
tionen über 100 Jahre Frauenbewegung 
und Frauenwahlrecht - Clara, Heidi und 
Anna. Anlässlich der Gründung der 
KPD vor 100 Jahren und der DKP vor 
50 Jahren war natürlich auch ihre Mo¬ 
tivation, sich in der Kommunistischen 
Partei zu engagieren und den Kampf um 
Frauenrechte mit dem Kampf um Sozi¬ 
alismus zu verbinden, ein wesentliches 
Diskussionsthema. „Aber wir Frauen 
der Sozialdemokratie kämpfen für den 
Sozialismus. Nur jenseits der Kerker¬ 
mauern der bürgerlichen Gesellschaft 
werden die Frauen als Vollbürgerinnen 
anerkannt werden“, so Clara. 

Beim Festakt der IG-Metall-Frauen 
am 15. März trat die Historikerin Ma¬ 
scha Riepl-Schmidt als Clara Zetkin auf 
und berichtete eindrucksvoll aus deren 
Leben und über die Anfänge der Frau¬ 
enbewegung in Deutschland. Die Zwei¬ 
te Vorsitzende der IG Metall, Christia¬ 
ne Benner, trat in ihren Ausführungen 
zu den aktuellen Herausforderungen 
der gewerkschaftlichen Frauenbewe¬ 
gung auch immer wieder mit Clara in 
Rückkopplung: „Clara, nicht das Lip¬ 
penbekenntnis, nur das Handeln adelt 
und bewegt.“ Christa Hourani 


Sphäre gab es eine Gesprächsrunde zum 
Thema „Kommunistinnen - Frauen wie 
du und ich. Warum wird so eine Kom¬ 
munistin und bleibt es auch?“ Zwei Ge¬ 
nossinnen berichteten von ihren Erfah¬ 
rungen während der Illegalität und der 
Neukonstituierung der DKP. Ein sehr 
aufschlussreicher und persönlicher 
Abend, fanden nicht nur die Genossin¬ 
nen und Genossen, sondern auch die 
anwesenden Gäste. SHZ 


Dortmund: „Iran - Revolution von innen oder 
Einmischung von außen?“ Veranstaltung der 
DKP mit Matin Baraki, Professor für Interna¬ 
tionale Politik an der Universität Marburg. 
Z - Zentrum für Kultur und Politik, Oester¬ 
holzstraße 27, Nähe Borsigplatz, 19 Uhr 


SA ★ 24. MÄR 


Böblingen: Jörg Ratgebs Herrenberger Al¬ 
tar und der Bauernkrieg mit Hermann Kopp, 
Marx-Engels-Stiftung, Bauernkriegsmuseum 
und Städtische Galerie, Pfarrgasse 2,10 Uhr 

Hamburg: jAy, Carmela! Eine Revue zum 
Spanischen Bürgerkrieg zum Internatio¬ 
nalen Frauentag 2018 mit „Contraviento“, 
Eintritt: 10 Euro/erm. 5 Euro, Apero und Ta- 
pas SternChance/Norwegensaal, Schröder¬ 
stiftstraße 7,19.30 Uhr 


SO ★ 25. MÄR 


Stuttgart: „Elektromobilität - eine Alterna¬ 
tive?“ Veranstaltung mit Dr. Winfried Wolf, 
Michael Clauss, Dr. Martin Schwarz-Kocher, 
Marx-Engels-Stiftung in Kooperation mit 
dem Stuttgarter Zukunftsforum, Clara- 
Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Straße 26,10 Uhr 


MO ★ 26. MÄR 


München: Kreisabend zur Auswertung des 
Parteitags, DKP München, KommTreff, Holz¬ 
apfelstraße 3,19 Uhr 


Ml ★ 28. MÄR 


Strausberg: Von der Debatte zur Aktion - 
Die nächsten Schritte im Kampf um Frieden 


Am 11. März 2018 hatte die DKP im 
Land Bremen zum 107. Internationa¬ 
len Frauentag eingeladen. Das Thema 
der Veranstaltung lautete „Frauen im 
Kampf für den Frieden“. Über sech¬ 
zig interessierte Frauen und Männer 
folgten der Einladung, darunter viele 
Freundinnen und Freunde wie Sympa¬ 
thisanten der DKP. Für sie alle ist der 
8. März natürlich ein besonderer Tag 
im Jahr. 

Durch die Auftritte der beliebten 
Bremer Sängerin Ahne Barthelemy so¬ 
wie der anerkannten linken Friedens¬ 
aktivistin Barbara Heller vom Bremer 
Friedensforum als Hauptrednerin be¬ 
kam die Veranstaltung einen interes¬ 
santen und mitreißenden Charakter, 
der es den Besucherinnen und Besu¬ 
chern leicht machte, der Fülle der In¬ 
formationen zu folgen. 

Beide nannten in ihren Beiträgen 
historische Situationen und Beispie¬ 
le, in denen Frauen die notwendigen 
Schlussfolgerungen aus ihren Erfah¬ 
rungen im Kampf für ihre Rechte, für 
den Frieden, für das Überleben zogen. 


und soziale Gerechtigkeit mit Wera Richter 
(stellv. Vorsitzende der DKP). Frauenzen- 
trum, Mühlenweg 6a, 18 Uhr 

München: Wie weiter mit dem Betriebsak¬ 
tiv?, Es stößt an seine Kapazitätsgrenzen 
und die Situation hat sich im Kreis verändert, 
Gruppenabend des DKP Betriebsaktivs Mün¬ 
chen, KommTreff, Holzapfelstraße 3,19 Uhr 


DO ★ 29. MÄR 


Osnabrück: Concert Against Racism mit 
Strom & Wasser und Diyaa Abbasi und 
Feras Jarir, Eintritt: 5,00 Euro, Lagerhalle 
Osnabrück, Rolandsmauer 26,19 Uhr 

Fürth: Planung Aktionstag Öffentlicher 
Dienst (11.04.) und Ostermarsch, Grup¬ 
penabend der DKP Fürth, Infoladen Benario, 
Nürnberger Straße 82.19.30 Uhr 


Dl ★ 10. APR 


Marburg: 200 Jahre Karl Marx mit Georg 
Fülberth, DKP Marburg-Biedenkopf, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19 Uhr 


DO ★ 12. APR 


Gießen: 200 Jahre Karl Marx mit Georg Fül¬ 
berth, DGB Mittelhessen, Versailleszimmer, 
Berliner Platz 2,19 Uhr 

Terminankündigungen 

gehören auch in die UZ! Bitte spätestens 
eine Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ an termi- 
ne@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18, 45127 Essen. Die Termine 
erscheinen online auch auf news.dkp.de. 


107 Jahre Internationaler Frauentag 
bedeuten weltweit über hundert Jahre 
organisierte Gegenwehr gegen Kaiser, 
Bürgertum und Kapitalismus, Vaterland 
und Patriarchat. 

Während Ahne Barthelemy in ihren 
Liedern den Kampf der Frauen der Ar¬ 
beiterinnenklasse mal ernst oder auch 
humoristisch darstellte, schlug Barba¬ 
ra Heller überwiegend nachdenkliche 
Töne an und reflektierte die proleta¬ 
rische Frauenbewegung, wobei sie be¬ 
deutende Texte fortschrittlicher und 
kommunistischer Autorinnen wie Ber¬ 
tha von Suttner, Clara Zetkin, Rosa Lu¬ 
xemburg, Käthe Kollwitz oder Anna 
Pöhland in ihre Überlegungen einflie¬ 
ßen ließ und in interessanter und an¬ 
sprechender Weise vortrug. 

Am Ende zogen die Anwesenden 
gedanklich wohl das Fazit: „Wenn wir 
aber die gesamte gesellschaftliche Ent¬ 
wicklung betrachten, ist das Erkämpf¬ 
te sicher nur der berühmte Tropfen auf 
dem heißen Stein. Gleichberechtigt 
sind die Frauen noch nicht.“ 

Katrin Alapas 


Nelken für die Krankenschwestern 

Aktionen der DKP in Hattingen 


Gleichberechtigt sind 
die Frauen noch nicht 

Bilanz über 100 Jahre Gegenwehr in Bremen 



Internationaler Frauentag in Stuttgart 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1 ,- bis 3 ,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 1,00 € pro Monat 

□ Normalabo 2,00 € pro Monat 

□ Förderabo 3,00 € pro Monat 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 7,00 € pro Monat 

□ Normalabo 14,00 € pro Monat 

□ Förderabo 21,00 € pro Monat 


ich zahle mein UZ-Abonnement □ monatlich* □vierleSjähflich* □ halbjährlich □ jährlich *Nur bet SERA Einzug möglich 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Die Sterne faszinierten ihn 

Zum Tod von Stephen Hawking 



Stephen Hawking schwerelos 


Länderspiele 

Nicht mehr lange bis zur Fußball-WM 
in Russland, in Vorbereitung finden wie 
üblich Länderspiele statt. Bundestrai¬ 
ner Löw hat zwei Top-Teams als Geg¬ 
ner eingeladen: Spanien und Brasilien. 
Danach werden viele wieder zu Spitzen¬ 
fachleuten und wissen, wer in die Mann¬ 
schaft gehört und wie man spielen muss, 
um den WM-Titel zu verteidigen. 

Fr., 23.3., 20.45 Uhr, ARD 
Di., 27.3., 20.45 Uhr, ZDF 

Beth Ditto - Konzert in Lille 

Für alle Freunde von Gossip: Beth Dit¬ 
to, mittlerweile in ihrer Solokarriere, 
auf Tournee. Es ist es gelungen, aus der 
vermeintlichen Not eine einträgliche 
Tugend zu machen. Statt ihre füllige Fi¬ 
gur zu verhüllen, protzt sie mit prallen 
Pfunden - und hat sich damit zur Mar¬ 
ke hochstilisiert. Trotzdem bleibt Beth 
immer die „fette Lesbe aus Arkansas“ 
als Fashion-Ikone: „Für mich zählt, was 
meine Freunde von mir denken und ob 


Nein, es gibt derzeit kein Problem mit 
offen auftretenden Nazis unter den 
Fans des VFL Osnabrück, dies wurde 
an diesem Abend deutlich. Dass die 
Fankurve des Vereins weitgehend Na¬ 
zi-freie Zone ist, ist engagierten VFL- 
Fans (Ultras) zu verdanken, die in- und 
außerhalb des Stadions entschlossen 
gegen Rassismus auftreten. 

Das war nicht immer so. Noch Ende 
der 1990er hatte der VFL ein großes 
Problem mit Nazi-Skins. Sie entschie¬ 
den mitunter darüber, wer zur Ostkur¬ 
ve dazugehörte und wer nicht - die Ost¬ 
kurve ist eine reine Stehplatztribüne 
mit dem Fanblock des VfL, Gästefans 
haben keinen Zutritt. Referent Andres 
Irurre schilderte, wie er sich gezwungen 
sah, auf die Nordtribüne auszuweichen, 
weil ihm und anderen Prügel angedroht 
wurden. Auch vor dem Stadion gab es 
keine Ruhe: Irurre berichtete unter an¬ 
derem von einem Angriff durch Nazis 
aus Osnabrück und Braunschweig. Um 
Rassismus und Gewalt in und vor dem 
Stadion ein Ende zu setzen, mussten 
die Nazis erst dauerhaft aus der Ost¬ 
kurve vertrieben werden. 

In der Diskussion kritisierten 
Teilnehmer die Berichterstattung 


ich ein guter Mensch bin. Am Ende des 
Tages muss man sich noch im Spiegel 
anschauen können.“ Und deshalb wird 
Beth Ditto, falls die Fashion-Industrie 
sie eines Tages satt haben sollte, wahr¬ 
scheinlich ziemlich weich fallen. 

Fr., 23.3., 23.25 Uhr, arte 

Bella Block 

Am Abgrund: Nach 25 Jahren ist 
Schluss mit der großartigen Hannelore 
Hoger als - längst pensionierte - Kom¬ 
missarin in Hamburg. Als vor ihren Au¬ 
gen Staatsanwalt Mehlhorn ermordet 
wird, begibt sich Bella Block ein al¬ 
lerletztes Mal auf die Tätersuche und 
gerät dabei selbst in höchste Gefahr. 
Die Ermittlungen führen sie in einen 
Sumpf aus Korruption und Amtsmiss¬ 
brauch in den Reihen der Hamburger 
Justiz und einer städtischen Wohnungs¬ 
baugesellschaft. Eigentlich schade, hof¬ 
fentlich sehen wir die Schauspielerin 
noch in weiteren guten Rollen. 

Sa., 24.3., 20.15 Uhr, ZDF 


der „Neuen Osnabrücker Zeitung“ 
(NOZ). Sie macht angebliche „Fan- 
Gewalt“ und das Auftreten der Ultras 
regelmäßig zum Thema ihrer Sport¬ 
seiten (zuletzt beim Spiel gegen SV 
Meppen). Bei einem Problem hält 
sich die Zeitung auffallend zurück: 
Ein Rechtsanwalt und VFL-Sponsor, 
der in der Vergangenheit auch für das 
VFL-Präsidium kandidierte, verbrei¬ 
tet laut Veranstaltungsteilnehmern 
rassistische Propaganda über seinen 
Facebook-Account, darunter Inhal¬ 
te der „Identitären Bewegung“. Die 
NOZ hatte dem Rechtsanwalt sogar 
ein Forum geboten, um seine Gesin¬ 
nung zu relativieren {siehe: „Ich stehe 
zu meiner Vergangenheit“ NOZ vom 
14.11.2009). 

Darauf angesprochen, äußerte sich 
der anwesende Kollege der NOZ- 
Sportredaktion zurückhaltend. Die 
Frage stand im Raum, wie das VFL- 
Präsidium glaubwürdig für Toleranz 
und gegen Rassismus werben könne, 
wenn man gleichzeitig mit den Rassis¬ 
ten auf den für Sponsoren bereit ge¬ 
haltenen Business-Seats auf ein Glas 
Champagner anstoße. 

Imö 


I n der vorigen Woche starb Stephen 
Hawking im Alter von 76 Jahren. Er 
war einer der größten Physiker des 
20. und des beginnenden 21. Jahrhun¬ 
derts, auch wenn der vielfach mit Wis¬ 
senschaftspreisen Ausgezeichnete nie 
den Nobelpreis erhielt. 

Manchen war Hawkings vielleicht 
nur wegen seiner populärwissenschaft¬ 
lichen Bücher bekannt, mit denen er 
wie zum Beispiel in „Eine kurze Ge¬ 
schichte der Zeit“ (1988), „Das Uni¬ 
versum in der Nussschale“ (2001), „Die 
kürzeste Geschichte der Zeit“ (2005) 
usw. oder im Kinderbuch „Der gehei¬ 
me Schlüssel zum Universum“ (dtsch. 
2007), das er gemeinsam mit seiner 
Tochter Lucy schrieb, die Entwicklung 
unseres Kosmos und die vielen - heu¬ 
te noch offenen - Fragen verständlich 
darzustellen suchte. „Gibt es einen 
Ursprung unseres Kosmos?“, „Woher 
kommt das Universum, wie und wo¬ 
hin entwickelt es sich?“, „Gab es einen 
Urknall?“, „Was sind Schwarze Löcher 
und wie kann man sie erklären?“ All 
diese Fragen suchte er zu beantworten. 

Andere werden sich an Hawking 
vielleicht nur wegen seiner Gastauf¬ 
tritte in Fernsehserien erinnern. Und 
könnten ihn deshalb sehr kritisch se¬ 
hen. Episoden seines Lebens wurden 
verfilmt. Eddie Redmayne erhielt für 
seine Darstellung Hawkings im Film 
„The Theory of Everything“ (2014, 
„Die Entdeckung der Unendlichkeit“) 
den Golden Globe als „Bester Haupt¬ 
darsteller - Drama“ und den Oscar als 
„Bester Hauptdarsteller“. 

Geboren wurde Stephen Hawking 
am 8. Januar 1942 in Oxford (Eng¬ 
land), 300 Jahre - auf den Tag genau - 
nach dem Tod Galileo Galileis, wie er 
selbst gern hervorhob. Sein Vater war 
Tropenmediziner, und eigentlich sollte 
der Sohn auch Mediziner werden. Die 
Mutter war Wirtschaftswissenschaftle¬ 
rin. Mit 17 nahm Stephen Hawking je¬ 
doch, probeweise, an einer Aufnahme¬ 
prüfung der Universität in Oxford teil 
und bestand diese glänzend. Er erhielt 
sogar ein Stipendium für das Studium 
der Physik. „Die Sterne faszinierten ihn 
mehr als alles andere“, erzählte später 
seine Mutter Isobel. Und so studierte 
Hawkings in Oxford, schloss dort sein 
Studium 1962 mit dem Bachelor ab. 
Danach wechselte er an die Universität 
Cambridge, wo er seine Promotion über 
theoretische Astronomie und Kosmolo¬ 
gie begann. 1966 promovierte er mit der 
Dissertation „Properties of expanding 
universes“ („Eigenschaften eines ex¬ 
pandierenden Universums“). Zunächst 


blieb er in Cambridge, wurde Research 
Fellow und später Professorial Fellow 
am Gonville and Caius College der Uni¬ 
versität. Danach arbeitete er am Institut 
für angewandte Mathematik und Theo¬ 
retische Physik und begann mit seiner 
quantenmechanischen Interpretation 
der Schwarzen Löcher. Von 1979 bis 
2009 war er Inhaber des renommierten 
Lucasischen Lehrstuhls für Mathema¬ 
tik an der Universität Cambridge, den 
schon der berühmte Physiker Isaac 
Newton (ab 1669) innehatte. Später, 
nach vielen anderen Berühmtheiten, vor 
Hawking auch der bekennende Atheist 
Paul Dirac (von 1932 bis 1969). 

1974 entwickelte Stephen Hawking 
das Konzept der „Hawking-Strah¬ 
lung“, nach der Schwarze Löcher in 
der Quantenfeldtheorie (je nach der 
Masse des Schwarzen Lochs mehr oder 
weniger schnell) zerstrahlen. Wie er es 
auch nannte: „Verdampfen.“ Die Bestä¬ 
tigung seiner Hypothese steht noch aus. 
Zeit seines Lebens suchte er aber vor 
allem danach, die großen Erklärungs¬ 
modelle des Universums zu vereinen: 
Die Einsteinsche Relativitätstheorie, 
die sich mit Gravitation, Raum und 
Zeit beschäftigt, und die Quantenme¬ 
chanik, die das Verhalten kleinster Teil¬ 
chen (des „Mikrokosmos“) zu erklären 
versucht. Auch diese Aufgabe ist bis 
heute ungelöst. 

Mit 32 Jahren wurde Hawkings Mit¬ 
glied der British Royal Society, eine 
hohe Ehre für den noch jungen Physi¬ 
ker, später - auf Lebenszeit - Mitglied 
der Päpstlichen Akademie der Wissen¬ 
schaften, obgleich er mehrfach erklärt 
hatte: „Das Universum braucht keinen 
Gott.“ 

Seine größte Sorge galt in seinen 
letzten Jahren vor allem, was aus den 


Menschen wird: Sicher, da warnte er 
auch vor dem Schock und den Folgen, 
den ein Kontakt mit weitaus entwickel¬ 
teren Außerirdischen mit sich bringen 
könnte. Und er war auch davon über¬ 
zeugt, dass die Menschheit andere Pla¬ 
neten besiedeln werde. Aber zuerst 
müsse sie die Probleme hier, auf der 
Erde, lösen. In seinen letzten Lebens¬ 
jahren prangerte er die zunehmende 
soziale Ungleichheit in der Gesell¬ 
schaft an, die durch die Entwicklung 
der Produktivkräfte weiter verstärkt 
werde (Automatisierung, Roboteri- 
sierung, „Digitalisierung“). Die neue 
Technik ermögliche es einigen weni¬ 
gen immer mehr Profite einzufahren. 
Dabei wäre genug da, die Arbeitszeit 
deutlich zu verkürzen und allen Men¬ 
schen ein Leben in Würde zu garantie¬ 
ren. Er warnte auch vor der zunehmen¬ 
den Zerstörung der Umwelt und dem 
Klimawandel. Und im „Kleinen“ hat er 
sich gegen den Brexit engagiert. 

Vielleicht blieb Hawking bis zu 
seinem Tod, gerade auch wegen des 
Kampfes gegen seine unheilbare 
Krankheit, der zunehmenden Ein¬ 
schränkungen und Ungleichheiten, die 
er erleiden musste, ein „radikaler“ So¬ 
zialist, der er - so meint es Jean Pes- 
tieau, emeritierter Physikprofessor 
der Katholischen Universität Löwen 
in Belgien (siehe im Internet die Seite 
der PTB) - in seiner Jugend war. 

Viel wurde in den vergangenen Ta¬ 
gen über seine Krankheit Amyotrophe 
Lateralsklerose (ALS) geschrieben, die 
während seines Studiums in Oxford be¬ 
gann. Die Ärzte gaben ihm damals nur 
noch zwei Lebensjahre. Er hat eine Fa¬ 
milie gegründet. Er hat gekämpft und 
geforscht. Ein erfülltes, aktives Leben 
geführt. Nina Hager 
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